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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe gemeinsam die Tagesordnungs-

punkte 4 und 5 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und der Bayerischen 

Durchführungsverordnung Finanzausgleichsgesetz

(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2018) (Drs. 17/18699) 

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 

Jürgen Mistol u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Drs. 17/20429) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard 

Pohl u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

hier: Änderung des Art. 1 Abs. 1 FAG (Drs. 17/20430) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard 

Pohl u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

hier: Änderung des Art. 13 FAG (Drs. 17/20431) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard 

Pohl u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

hier: Änderung des Art. 13d FAG (Drs. 17/20432) 

und
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Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard 

Pohl u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

hier: Kompensation der Abschaffung der Straßenausbaubeiträge durch 

Neufassung des Art. 13h FAG (Drs. 17/20433) 

und

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Haushaltsgesetzes 2017/2018

(Nachtragshaushaltsgesetz 2018 - NHG 2018) (Drs. 17/18700) 

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsanträge

zum Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-Fraktion

auf den Drsn. 17/20227 mit 17/20299 und 17/20320

und

Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-Fraktion

auf den Drsn. 17/20071 mit 17/20216, 17/20219 und 17/20319

und

Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER

auf den Drsn. 17/19826 mit 17/19966, 17/20061, 17/20223 und 17/20451

und

Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

auf den Drsn. 17/19972 mit 17/20055

und
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Änderungsanträge

zum Nachtragshaushaltsgesetz 2018

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-Fraktion

auf den Drsn. 17/20442 mit 17/20444

und

Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-Fraktion

auf den Drsn. 17/20437 mit 17/20441

und

Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER

auf den Drsn. 17/20435 und 17/20436

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 

Thomas Mütze u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Drs. 17/20434) 

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 

entsprechend der Vereinbarung im Ältestenrat 144 Minuten. Die Redezeit der Staats-

regierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Erster Redner 

ist der Kollege Freller von der CSU. Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Karl Freller (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! Lassen Sie mich meine Rede mit 

einem interessanten Rechenbeispiel beginnen. Gerade in dem Augenblick, in dem ich 

spreche, baut der Freistaat Bayern fast 50 Euro pro Sekunde bzw. knapp 3.000 Euro 

pro Minute an Schulden ab. Dadurch spart er sich Minute für Minute in Zukunft etwa 

150 Euro an Zinsen. Das heißt, wenn meine Rede vielleicht um die 15 Minuten dauert, 

ergibt das 42.750 Euro Schuldenabbau und 2.250 Euro Zinsersparnis – Geld, meine 

sehr verehrten Damen und Herren, das künftig nicht an Banken geht, sondern zusätz-

lich in die Menschen in Bayern investiert werden kann.
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(Harald Güller (SPD): Oder 300.000 Euro neue Landesbankschulden!)

– Aber nicht in der Sekunde. So falsch kann man nur bei euch rechnen. Ich habe von 

Sekunden und Minuten geredet. Sie reden von Monaten und Jahren. – Meine Damen 

und Herren, ich denke, dieses Beispiel zeigt, was verantwortungsvolle Politik bedeu-

tet. Haushaltspolitik ist nicht einfach nur die nüchterne finanzielle Bewilligung von poli-

tischen Ideen und Initiativen.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Sondern Philosophie!)

Es geht dabei um viel mehr, um weitreichende Verantwortung, um eine richtige Priori-

tätensetzung, schlicht um das richtige Maß, wie man mit dem Steuergeld unserer Bür-

gerinnen und Bürger umgeht. Politikern wird gelegentlich vorgeworfen, sie könnten 

nicht mit Geld umgehen. Schaut man in einige Bundesländer, fällt es tatsächlich 

schwer, diesen Vorwurf dort zu entkräften. Nicht so in Bayern, das in dieser Beziehung 

seit vielen Jahren eine absolute Ausnahmeerscheinung in Deutschland ist. Bayern 

zeigt, wie eine solide und verantwortungsbewusste Finanzpolitik auszusehen hat. In 

anderen Ländern kann man beobachten, welch große Probleme entstehen können, 

wenn man sich dieser Verantwortung zu wenig bewusst ist, die Prioritäten falsch setzt 

und zu selten das richtige Maß findet. Eine unsolide Haushaltspolitik und damit eine 

finanzielle Schieflage sind die Folgen.

Ich will nur ein paar Beispiele aufzählen, die für sich sprechen: Nordrhein-Westfalen 

hat das Zehnfache an Schulden wie Bayern – das Zehnfache! –, Niedersachsen das 

Vierfache,

(Hans Herold (CSU): Hört, hört!)

Baden-Württemberg das Dreifache und Hessen immer noch mehr als das Doppelte. 

Dort wurde und wird zu viel Politik auf Pump gemacht. Noch dramatischer liest es sich, 

wenn man die Pro-Kopf-Verschuldung betrachtet. Auf eine gesamte fünfköpfige baye-
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rische Familie entfallen durchschnittlich weniger Schulden als auf einen einzigen Bür-

ger in Nordrhein-Westfalen oder Berlin.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): Hört, hört!)

Was besonders aufstößt: Diese Zahlen existieren trotz des jährlichen milliardenschwe-

ren, überwiegend von Bayern allein bezahlten Länderfinanzausgleichs. Das gehört lei-

der auch zur ganzen Wahrheit. Bayern zahlt 2018 pro Minute, meine sehr verehrten 

Damen und Herren, 11.416 Euro an die Bundesländer. Pro Minute! Wenn wir dieses 

Geld in Bayern behalten könnten, was könnten wir nicht alles finanzieren! Die Miss-

wirtschaft, die in anderen Ländern betrieben wird, müssen leider der bayerische Steu-

erzahler und die bayerische Steuerzahlerin mit übernehmen.

(Beifall bei der CSU – Dr. Paul Wengert (SPD): Das ist Unsinn!)

Wenn wir dieses Geld hätten, was wäre dann nicht möglich an Kindergärten, an Schu-

len, an Altenheimen und an Krankenhäusern zu bauen!

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Paul Wengert (SPD))

Acht Milliarden Euro gehen an andere Länder, meine Damen und Herren! Die Bayern 

strengen sich an, und anderswo werfen sie das Geld raus.

(Bernhard Roos (SPD): Sag einmal! – Weitere Zurufe von der SPD)

Schauen Sie nach Berlin, und schauen Sie den Flughafen an, der ein Milliardengrab 

ist. Es sind leider bayerische Gelder, die dort vergraben werden. Das ist das Bittere an 

dieser Geschichte. Ich bin dankbar, dass der Bayerische Ministerpräsident und der Fi-

nanzminister Gott sei Dank eine Verbesserung erreicht haben, sodass sich das Ganze 

jetzt etwas abschwächt.Wir sind lange genug der Zahlmeister für eine Politik gewesen, 

die meistens von Grün und Rot getragene Regierungen zu verantworten haben.

(Harald Güller (SPD): Und wer hat im Bundestag dem Länderfinanzausgleich zu-

gestimmt?)
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– Lieber Herr Güller, uns blieb gar nichts anderes übrig. – Sie wissen das ganz genau 

–; denn sonst hätten wir vom Bund keine Finanzierung bekommen. Das Ganze ist ein 

Geschäft mit dem Bund. Sie kennen das auch.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Wir haben jetzt Gott sei Dank durch eine Klage erreicht, dass Verbesserungen einge-

treten sind. Das ist ein großer Erfolg. Wir werden es auch durch andere Berechnun-

gen schaffen, diese Beiträge noch um ein bis zwei Milliarden zu senken. Es ist immer 

noch genug, was wir zahlen müssen. Ich wollte auch das einmal sagen, weil es mich 

ärgert, dass ich, wenn ich in andere Bundesländer reise, von allem möglichen Luxus 

höre, den sie sich auf Pump leisten und wir wiederum ausgleichen müssen. Das kann 

auf Dauer nicht so bleiben. Deswegen meine ich, dieses Thema sollte uns noch weiter 

beschäftigen.

(Beifall bei der CSU)

Das ärgert mich jedes Mal, weil ich dieses Geld sehe.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ich war so lange in der Bildungspolitik tätig, in der einerseits um neue Lehrer gekämpft 

wurde und das Geld gefehlt hat. Andererseits wird das Geld in Milliardenhöhe einfach 

in andere Länder gescheffelt, die damit Personal einstellen und Schulden machen. 

Das kann es doch nicht sein; deswegen auch bei diesem Thema diese klare Ansage.

Kommen wir auf weitere Themen zu sprechen. Wir verfolgen in Bayern drei klare 

haushaltspolitische Ziele: Erstens wollen wir kräftig investieren. Zweitens wollen wir 

verantwortungsvoll und solide haushalten. Drittens wollen wir an die nachfolgenden 

Generationen denken und deswegen Altschulden tilgen, damit wir, aber auch die 

nächsten Generationen künftig wieder mehr Spielraum haben. Das ist mir ganz beson-

ders wichtig, vor allem wenn man drei Kinder hat.
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(Beifall bei der CSU)

Erstens. Es ist eine hohe Verantwortung eines Politikers, an die Zukunft zu denken 

und nicht die nächste Generation mit Schulden zu beladen, welche dann nicht mehr in 

der Lage ist, ihre neu entstehenden Probleme zu lösen, weil sie die Probleme von uns 

Alten übertragen bekommen hat. Daher müssen die Schulden weg. Deshalb müssen 

wir zugunsten der nächsten Generation ein schuldenfreies Bayern schaffen, damit 

diese die Möglichkeit hat, ihre Probleme mit dem Geld, das sie einnimmt, zu lösen, 

ohne das Alte zu finanzieren. Darauf schauen wir. Dank der damaligen Sparpolitik Sto-

ibers ist es uns auch gelungen, dass Bayern bereits zum 13. Mal keine neuen Schul-

den macht, sondern einen ausgeglichenen Haushalt und sogar einen positiven Fi-

nanzsaldo in der Größenordnung des Haushalts einer kleineren bayerischen 

Großstadt vorlegt.

Zweitens. Wir machen nicht nur keine neuen Schulden, in unserem Haushalt werden 

sogar Altschulden in Milliardenhöhe getilgt, und zwar im Jahr 2018 in Höhe von insge-

samt 1,5 Milliarden Euro. Seit 2012, also in der gesamten Amtszeit von Finanzminister 

Markus Söder, wurden nun schon 5,6 Milliarden Euro an Schulden abgetragen. Das ist 

eine großartige Leistung auch dieses Finanzministers.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Wir sind damit deutschlandweit absoluter Vorreiter. Mit dem Nachtragshaushalt 2018 

haben wir eine Zinsbelastung von nur noch 1,1 % des Gesamthaushalts. Das ist sen-

sationell niedrig.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Weil die Zinsen so niedrig sind!)

Irgendwann wollen wir bei null Zinsen sein. Wollen Sie den Durchschnitt der anderen 

westlichen Flächenländer hören? – Deren Durchschnitt beginnt übrigens bei 3,7 %. 

Diese Länder haben eine mehr als dreimal so hohe Zinsbelastung als wir. Dort, wo in 
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anderen Bundesländern der Gestaltungsspielraum von den Zinsen gefressen wird, 

schaffen wir zusätzlichen Gestaltungsspielraum.

Drittens. Wir investieren trotz unserer maßvollen und verantwortungsbewussten Haus-

haltspolitik kräftig in den Freistaat Bayern und seine Menschen. Wir haben mit 12,1 % 

eine Investitionsquote, die deutlich höher liegt als in vergleichbaren Bundesländern 

Deutschlands. Die Investitionsausgaben steigen um fast 400 Millionen Euro auf rund 

7,25 Milliarden Euro.

Meine Nachredner, auch Kollege Winter als Haushaltsausschussvorsitzender, werden 

noch im Detail auf dieses Thema eingehen. Ich möchte aber noch wenigstens Stich-

punkte dazu nennen. Wo sind unsere Investitionen beim kommunalen Finanzaus-

gleich 2018? – Wir unterstützen unsere Kommunen über einen erneuten absoluten 

Rekordwert beim kommunalen Finanzausgleich so massiv wie noch nie. 2018 ist der 

Zuwachs besonders hoch; denn gegenüber dem Vorjahr steigt der kommunale Fi-

nanzausgleich um rund 620 Millionen Euro oder um 6,9 % auf rund 9,53 Milliarden 

Euro an. Wir geben also fast 10 Milliarden Euro unseren Kommunen. Als wir hier vor 

vier Jahren beisammen waren, waren es 8 Milliarden, während es jetzt fast 9,5 Milliar-

den Euro sind. Das ist eine Leistung, die unseren Kommunen in einer Weise zugute-

kommt, über die sich Städte anderer Bundesländer nur freuen würden.

(Beifall bei der CSU – Wortmeldung bei der SPD)

– Das machen wir später.

Im Zehnjahresvergleich stellt sich sogar die Finanzentwicklung der Kommunen weiter-

hin besser dar als die des Freistaats Bayern. Das belegen insbesondere folgende 

Zahlen: Im Zeitraum 2007 bis 2016 sind die Steuereinnahmen der Kommunen um 

44 % gestiegen, die des Freistaats nach dem Länderfinanzausgleich um 39 %. Bei 

den Finanzierungssalden verzeichnen die Kommunen auch ein Plus von 11,95 Milliar-

den Euro. Ich sage das klar und eindeutig in Richtung Opposition, auch der FREIEN 
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WÄHLER: Es gibt keine Verteilungsdefizite zulasten der Kommunen. Bayern ist eines 

der kommunalfreundlichsten Länder Deutschlands.

(Hans Herold (CSU): Das freundlichste!)

– Ja, es gibt niemanden, der das noch steigert. Ich wünsche es mir. Es gibt aber kei-

nen.

Das heißt, angesichts dieser guten Zahlen liegt die Kritik, die von Ihrer Seite immer 

wieder geübt wird, um in der Kommunalpolitik nach Stimmen zu fischen, so daneben, 

dass jeder eigentlich nur sagen kann: Das, was Bayern seinen Kommunen gibt, ist 

weitaus mehr als das, was unbedingt erforderlich wäre.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Wann wurde die Quote letztmals erhöht? – 

Hans Herold (CSU): Jedes Jahr! FAG! – Harald Güller (SPD): Das ist ein Inflati-

onsausgleich!)

– Ich habe wirklich kein Verständnis dafür, dass hier immer wieder darüber diskutiert 

wird;

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

denn zum Beispiel steigen 2018 auch die Schlüsselzuweisungen um über 300 Millio-

nen Euro bzw. um 9 % auf fast 3,7 Milliarden Euro.

Die zentrale Maßnahme ist die Erhöhung des Ansatzes allein für die Krankenhausfi-

nanzierung um 140 Millionen Euro oder um fast 28 % auf über 643 Millionen Euro. Die 

Investitionspauschalen steigen ebenfalls um 40 Millionen Euro auf 446 Millionen Euro.

Für den Straßenbau und den Straßenunterhalt gibt es 2018 zusätzlich 23 Millionen 

Euro. Auch da kann man vieles tun, was sicherlich notwendig ist, um unsere Staats-

straßen in Schuss zu bringen und zu erhalten.
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Die Mittel für die Förderung der Betriebskosten im ÖPNV steigen um 23 Millionen Euro 

auf über 74 Millionen Euro. Uns ist bewusst, wie wichtig der öffentliche Nahverkehr ist.

Auch die Zuweisungen an die Bezirke erhöhen wir. Ich will diese Summen nicht mehr 

im Einzelnen nennen. Es sind überall riesige Summen, die hier draufgelegt werden. 

Es gibt keinen Bereich, wo etwas weggenommen wird, sondern wir legen überall nur 

drauf. Dieser Haushalt ist ein Paradehaushalt.

(Beifall bei der CSU)

Ich gehöre diesem Haus 36 Jahre an. Kein Haushalt war so gut wie dieser Haushalt. 

In keinem Haushalt ist so viel investiert worden. In keinem Haushalt sind so viele neue 

Stellen geschaffen worden. In keinem Haushalt ist das Ganze so gerecht verteilt wor-

den wie in diesem Haushalt.

Wir können auf die Verabschiedung dieses Haushalts wirklich stolz sein. Wir haben 

lange darüber diskutiert, dass die Mittel gerecht verteilt werden. Wir sind der Auffas-

sung, dass dies geschehen ist. Vergessen wir aber nicht, woher das Geld kommt. Es 

gilt, diese Mittel, die wir einnehmen, vernünftig auszugeben. Das ist unser Ziel und un-

sere Verpflichtung; denn es ist nicht unser Geld, sondern das Geld der Steuerzahlerin-

nen und Steuerzahler. Es ist das Geld einer aktiven und innovativen Wirtschaft, das 

wir über Steuereinnahmen erhalten, um es an unsere Bürger gerecht zu verteilen. In 

dieser großen Verantwortung stehen wir. Diese Verantwortung wollen wir wahrneh-

men.

Ich könnte auch noch aufzählen, was wir selbst im Nachtrag, was bisher selten war, an 

neuen Stellen schaffen. Sei es im Bildungsbereich, bei der Polizei oder der Justiz, hier 

entstehen überall Hunderte neuer Stellen, sodass wir inzwischen oft mehr das Pro-

blem haben, Leute zu finden, als sie zu finanzieren. Es ist für ein Land eigentlich ein 

Novum und eine Auszeichnung, so viel Geld zur Verfügung zu haben. Es ist wichtig, 

zu versuchen, weiterhin qualifiziertes Personal zu finden.
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Es gäbe noch viel zu sagen. Die Haushaltspläne umfassen mindestens 2.000 Seiten. 

Alle darin enthaltenen Zahlen vorzulesen, würde jede Sitzung sprengen. Ich möchte 

zum Ende kommen und mich vor allem bei Finanzminister Markus Söder herzlich be-

danken, der eine exzellente Arbeit leistet und in diesen Jahren wirklich immer wieder 

einen tollen Haushalt hingelegt hat.

(Beifall bei der CSU)

Ja, der Beifall ist mehr als verdient.

Ich möchte mich auch herzlich bei seinem Staatssekretär Albert Füracker bedanken, 

der in seiner Rolle souverän über die Finanzen wacht und schaut, dass sie vernünftig 

ausgegeben werden. Lieber Albert, ich kenne die Rolle des Staatssekretärs, der 

schwierige Arbeiten abnehmen, da sein und präsent sein muss.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Du hast das souverän gemacht. Das soll ausdrücklich erwähnt werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Haushaltsausschuss hat unter dem Vor-

sitz von Peter Winter in einer durchaus kollegialen Zusammenarbeit mit den Kollegin-

nen und Kollegen der anderen Fraktionen auch bei unterschiedlicher Meinung sauber 

gearbeitet. Heute legen wir einen sauberen Haushalt hin. Um die Zustimmung ist es 

mir nicht bange.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege Freller, kommen Sie bitte zum Rednerpult 

zurück. – Herr Kollege Dr. Kränzlein hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet. 

Bitte schön.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Herr Kollege Freller, Sie haben Krokodilstränen wegen 

des Länderfinanzausgleichs vergossen. Ich hätte es spannend gefunden, wäre die 

Klage nicht zurückgenommen worden. Das Bundesverfassungsgericht hätte aufklären 
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können, was da wirklich los war. Schließlich haben Sie den Länderfinanzausgleich auf 

den Weg gebracht, ihn selber verabschiedet, ihn gutgeheißen und dann bitter darüber 

geweint.

Vielleicht ist Ihnen das nicht bekannt. Ist Ihnen bekannt, dass der Länderfinanzaus-

gleich in einem dreistufigen Verfahren abläuft? – Sie schimpfen auf NRW. Bei genauer 

Betrachtung haben wir jedoch einen Mehrwertsteuervorwegausgleich, bei dem NRW 

am Ende gar nicht schlechter dasteht als Bayern. Falls Sie es nicht wissen: Es gibt in 

der Landtagsbibliothek hervorragende Literatur dazu. Lesen Sie sich das durch. Dann 

merken Sie, dass Ihre Klagen völlig unbegründet sind.

(Beifall bei der SPD)

Karl Freller (CSU): Lieber Herr Kollege, mir geht es nicht um die formale Form der 

Abrechnung des Länderfinanzausgleichs. Diese Länder haben über Jahrzehnte sehr 

viele Schulden gemacht, die von einem Land wie Bayern, das einen Überschuss er-

wirtschaftet, immer wieder ausgeglichen werden müssen. Ich weiß sehr genau, dass 

wir dem Länderfinanzausgleich nicht entkommen können. Das weiß jeder. Dieser ist 

an formale und an verfassungsrechtliche Kriterien gebunden. Das weiß ich auch. Das 

ändert jedoch nichts an der Tatsache, dass es besser wäre, wenn die Länder besser 

wirtschaften würden, damit wir nichts mehr zahlen müssten. Für NRW habe ich die 

Hoffnung, dass es dort mit dem neuen Ministerpräsidenten besser läuft als mit seiner 

Vorgängerin. Bei ihr sind die Schulden in Rekordhöhe gestiegen.

(Beifall bei der CSU – Inge Aures (SPD): Die hat Rüttgers hinterlassen!)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kollege Freller. – Bevor wir in der 

Debatte fortfahren, darf ich Ihnen mitteilen, was heute noch alles auf Sie zukommt. 

Von den Oppositionsfraktionen wurde zu insgesamt 13 Änderungsanträgen Einzelab-

stimmung in namentlicher Form beantragt.
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Jetzt darf ich für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen Güller das Wort erteilen. Ich bitte 

um Aufmerksamkeit. Bitte schön.

Harald Güller (SPD): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Dieser Nachtrags-

haushalt wird in wirtschaftlich hervorragenden Zeiten, in denen die Steuereinnahmen 

sprudeln, verabschiedet. Deswegen habe ich für die SPD im Rahmen der Ersten Le-

sung – dies haben wir auch konsequent durchgezogen – drei Punkte angekündigt. In 

dieser hervorragenden wirtschaftlichen Lage ist es unsere Aufgabe, erstens Schulden 

abzubauen, zweitens die Rücklagenplünderung von Herrn Söder in den letzten Jahren 

rückgängig zu machen und drittens gleichzeitig genügend und kräftig in die Zukunft 

Bayerns zu investieren.

(Beifall bei der SPD)

Herr Kollege Freller, wenn man wie Sie gerade 15 Minuten redet, gehört auch zur 

Wahrheit, dass in dieser Zeit über 8.000 Euro neue Schulden für die Zinsen der Lan-

desbank hinzugekommen sind. Zur Wahrheit gehört auch, dass während der Dauer 

dieser Plenarsitzung – das sind über 9 Stunden – 300.000 Euro hinzukommen, die 

euer Versagen gekostet hat. Das gehört auch zur Ehrlichkeit dazu.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CSU)

Die SPD hat im Hinblick auf die Schuldentilgung für all ihre Anträge eine Gegende-

ckung für die gesamten Beträge vorgesehen. Wir haben ganz klar gesagt, dass wir 

mindestens so viel tilgen wollen, wie im Nachtragshaushalt vorgesehen war. Das ge-

hört zur Ehrlichkeit dazu. Zusätzlich wollen wir die Rücklage aufbauen. Herr Kollege 

Freller, Sie können nicht immer wiederholen, dass rund 5,6 Milliarden Euro seit dem 

Jahr 2012 getilgt worden sind, ohne zu erwähnen, dass allein 2,5 Milliarden Euro Son-

dertilgung aus dem Stabilisierungsfonds BayernLB stammen. Es bleibt angesichts der 

vorliegenden Zahlen Ihr Geheimnis, wie Sie zu einem schuldenfreien Haushalt 2030 

kommen wollen. Die 27 Milliarden Euro Schulden, die wir derzeit haben, haben schon 

Sie und hat nicht die Opposition in diesem Hause aufgehäuft.
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(Beifall bei der SPD)

Was wollen wir für die Infrastruktur? – Wir haben 153 Anträge eingebracht, die sich 

am Ziel, Impulse für ein zukunftsfähiges Bayern auch in 20 und 25 Jahren zu setzen, 

orientieren. Wir haben Anträge zum Thema Wohnen eingebracht, damit wir endlich 

100.000 Wohnungen jedes Jahr im Bayern schaffen können, davon 20.000 sozial ge-

förderte Wohnungen. Diese Anträge haben Sie abgelehnt.

Wir haben uns mit Bildungsanträgen für multiprofessionelle Teams, für eine bessere 

IT-Ausstattung an den Schulen, für die Entlastung der Schulleitungen und für mehr 

Lehrerinnen und Lehrer eingesetzt – abgelehnt von der CSU. Wir haben Anträge für 

eine bessere Infrastruktur für unsere Familien und Kinder eingebracht. Mit unseren 

Anträgen fordern wir eine qualitativ hochwertige Kindertagesbetreuung, längere Öff-

nungszeiten und eine Veränderung des Punkteschlüssels in den Kitas – abgelehnt von 

der CSU. Wir haben Anträge für eine bessere Infrastruktur für unsere Bürgerinnen und 

Bürger im öffentlichen Personennahverkehr, im Schienenverkehr, auf den Straßen, bei 

den Brücken und bei den Radwegen eingebracht.

(Beifall bei der SPD)

Alle Anträge, egal ob sie mehr ÖPNV im ländlichen Raum betreffen, die Digitalisierung 

des ÖPNV oder eine Taktverdichtung der Bahn, sind von Ihnen abgelehnt worden.

Wir haben Anträge zum Thema Digitalisierung und zum Thema Sicherheit einge-

bracht. Das Thema Sicherheit ist Ihnen zumindest verbal immer sehr wichtig. Wir 

sagen, durch Verwaltungsangestellte könnte eine sofortige Entlastung erfolgen – ab-

gelehnt von Ihnen.

Kolleginnen und Kollegen, dies wird einem zukunftsgerechten Haushalt für den Frei-

staat Bayern in hervorragenden wirtschaftlichen Zeiten nicht gerecht.

(Beifall bei der SPD)
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Kolleginnen und Kollegen, Sie lehnen die Anträge ab, ohne im Haushaltsausschuss 

überhaupt in eine Diskussion einzutreten. Diese Ablehnung hat sich bei vielen weite-

ren Punkten fortgesetzt. Das betrifft den Tierschutz, die Ballungsraumzulage, die Wie-

derbesetzungssperre, den pauschalen Stelleneinzug, die Neustrukturierung der Bau-

behörde, die Sanierung der Sportschule Oberhaching und den Schulsport sowie die 

Feuerwehren und den Katastrophenschutz. Die Anträge wurden jeweils ohne Diskus-

sion abgelehnt.

Hinzu kamen pittoreske Diskussionen, in denen Sie Ihr Mütchen am Natur- und Um-

weltschutz kühlen wollten. Die CSU hat einen Antrag auf Streichung von acht zusätzli-

chen Stellen für die unteren Naturschutzbehörden eingebracht. Der Naturschutz ist 

Ihnen im Wege. Den wollen Sie nicht haben. Schließlich haben Sie gesehen, dass 

dies in der Öffentlichkeit nicht ganz funktioniert. Jetzt wird sich der Haushaltsaus-

schuss extra damit beschäftigen, ob die von Ihnen dann geforderte Stellensperre für 

acht Stellen an den unteren Naturschutzbehörden in ganz Bayern aufgehoben werden 

soll.Liebe Kolleginnen und Kollegen, geht es denn noch kleinteiliger und noch lächerli-

cher?

(Beifall bei der SPD)

Das Gleiche gilt für die Nationalparks, mit denen Sie ja sowieso auf Kriegsfuß stehen. 

Auch da haben Sie die vier zusätzlichen Stellen für ganz Bayern gesperrt.

Zu dem Thema, wie Sie mit den Kommunen umgehen, werden die Kollegen Knob-

lauch und Kränzlein später noch die notwendigen Ausführungen machen.

Kolleginnen und Kollegen, dem Anspruch, ein zukunftsfähiges Bayern zu gestalten, 

wird dieser Nachtragshaushalt nach fester Überzeugung der SPD nicht gerecht.

(Beifall bei der SPD)
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Sie sollten sich einmal das anschauen, was Finanzminister Söder, der gerade nicht 

hier ist, der aber natürlich hervorragend durch den Staatssekretär vertreten wird – das 

ist vielleicht sogar besser, als wenn der Finanzminister hier wäre –,

(Widerspruch bei der CSU)

vor Kurzem großmächtig ein Zehn-Punkte-Programm genannt hat. Messen Sie doch 

einmal diesen Haushalt, den Sie heute offensichtlich unter Jubel verabschieden wol-

len,

(Hans Herold (CSU): Werden!)

wenn ich Herrn Freller richtig verstanden habe, an diesen Ankündigungen.

Punkt Sicherheit: Sie haben die Anträge der Opposition abgelehnt, aber selbst nur 

halbherzige Vorschläge unterbreitet.

Thema Rechtsstaat: Im Bereich Gerichte und Strafvollzug gibt es keinerlei Verbesse-

rungen. Das Einzige, was Sie im Bereich der Verwaltungsgerichte gemacht haben, be-

steht darin, dass Sie da einen Antrag der SPD abgeschrieben und ihn dann in der 

Nachschubliste nachgeliefert haben. Gratulation!

(Beifall bei der SPD – Horst Arnold (SPD): So ist es!)

Zum Thema Wohnungsbau ist heute schon viel gesagt worden: halbherziger Auf-

schlag.

Beim Thema Verkehr gibt es jetzt zumindest in der Nachschubliste noch ein paar Euro 

mehr für den Staatsstraßenbau. Aber wo ist denn der Aufschlag für den öffentlichen 

Personennahverkehr und für die Schiene? – Auch das findet man nicht.

Zum Thema Bildung habe ich schon gesagt, dass da nichts zu finden ist, was zu-

kunftsträchtig ist.
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Beim Thema Wirtschaft heißt es so schön: Qualifizierung und Weiterbildung in einer 

komplexer werdenden Welt. – Und letzte Woche erklären Sie, dass Sie das Bildungs-

freistellungsgesetz für Bayern ablehnen werden.

Zum Thema Kinder haben wir eine ganze Reihe von Anträgen, auch zur besseren 

Versorgung von Kindern in der Schule mit Frühstück, eingebracht. Dazu könnte Ihnen 

die Kollegin Doris Rauscher noch eine ganze Menge Punkte nennen. Auch hier wer-

den Sie den Anforderungen nicht gerecht.

Natur und Schöpfung: Dazu brauche ich nur die zwölf Stellen noch einmal zu nennen, 

die ich vorhin schon erwähnt habe.

Dann kommt noch der tolle Punkt Respekt und Würde. Sie meinen damit ein Landes-

amt für Pflege, das Landespflegegeld und die Verdoppelung der Zahl der Hospiz- und 

Palliativplätze, Herr Finanzminister. Aber wo sind die entsprechenden Ansätze in die-

sem Nachtragshaushalt? – Diese Mittel haben Sie nicht eingestellt. Wenn Sie als CSU 

also konsequent wären und die zehn Punkte von Herrn Söder ernst nähmen – schau-

en wir einmal, wie Sie nachher abstimmen –, dann müssten Sie eigentlich Ihren eige-

nen Haushalt ablehnen. Es bleibt Ihnen an dieser Stelle nichts anderes übrig.

(Beifall bei der SPD)

Einen Punkt, nämlich mehr Transparenz und die Einführung von mehr Bürgersprech-

stunden, werden Sie wahrscheinlich erfüllen. Wenn Sie die 500.000 Euro für das Aust-

ragshäusl des jetzigen Ministerpräsidenten, der eventuell Innenminister in Berlin wird 

– man weiß es ja nicht so genau –, nicht brauchen, dann können Sie zumindest beleg-

te Brötchen in der Bürgersprechstunde anbieten. Dann haben Sie zumindest dieses 

eine Versprechen von den zehn ein bisschen erfüllt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für die Opposition gibt es natürlich immer wieder 

auch schöne Momente in den Haushaltsberatungen. Der schönste Moment ist immer 

dann, wenn ein Antrag, den die SPD schon seit Jahren immer wieder eingebracht hat 
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und den Sie immer mit Inbrunst abgelehnt haben, plötzlich entweder im Haushalt di-

rekt oder als Antrag der CSU erscheint: Vereinspauschale, Sportfachverbände und 

den Behindertensport fördern, mehr Investitionsförderungen, den Betreuungsvereinen 

heuer 750.000 Euro mehr geben, nachdem Sie vier Anträge von uns in den letzten 

Jahren abgelehnt haben, neue Planstellen der Verwaltungsgerichte in der Nachschub-

liste, nachdem Sie unseren Antrag gesehen und ihn dann auch abgelehnt haben, und 

zumindest 27 neue Stellen im Zentrum Bayern Familie und Soziales, nachdem Sie un-

seren Antrag abgelehnt und in der Debatte Monate vorher noch gesagt haben: Es ist 

alles in Ordnung; da gibt es überhaupt keine Arbeitsüberlastung.

Diese Plagiate sind ein kleines Lob für die Opposition. Natürlich sind es dreiste Plagia-

te. Natürlich sind sie nicht so gut und nicht so perfekt wie die Anträge der SPD. Auch 

sind die Anliegen nicht so kraftvoll umgesetzt. In der Regel setzen Sie immer ungefähr 

die Hälfte von dem an, was wir als SPD fordern. Aber zumindest zeigen Sie, dass Sie 

bei diesen paar Punkten auf dem richtigen Weg sind.

Von der Aktion Plagiarius wird jedes Jahr der Plagiarius des Jahres verliehen. Ich 

würde Ihnen vorschlagen, eine neue Kategorie einzuführen, nämlich: "Dreistes politi-

sches Auftreten und Abschreiben". Da können Sie sich bewerben. Ich glaube, diesen 

Preis könnten Sie sich schon heute ans Revers heften, den werden Sie auf jeden Fall 

gewinnen, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Zur Finanzierung: Dass unsere Anträge solide gegenfinanziert sind, habe ich bereits 

gesagt. Wir haben Anträge in Höhe von insgesamt 619 Millionen Euro eingebracht 

und Deckungsvorschläge in Höhe von 360 Millionen Euro gemacht. Wir haben eine of-

fene Summe – wer es berechnet hat, weiß dies – von circa 259 Millionen Euro. Das ist 

ziemlich genau der Betrag, der in der Nachschubliste auch von Ihnen verarbeitet wor-

den ist. Aber wir würden ihn für die Zukunft Bayerns verarbeiten. Also: seriöse Finan-

zierung.
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Ich möchte mich mit den anderen Oppositionsfraktionen eigentlich nicht groß beschäf-

tigen; denn die Kolleginnen und Kollegen werden ihre Anträge selbst begründen. Aber 

erlauben Sie mir einen Hinweis in Richtung GRÜNE.

(Hans Herold (CSU): Endlich!)

Dass man inzwischen Personalkosten über eine Entnahme aus der Rücklage finan-

ziert, das haut einem dann doch den Vogel raus. So kann man – so war ich es bisher 

von Ihnen im Haushaltsausschuss auch nicht gewohnt – mit einem Haushalt nicht um-

gehen. Eine kleine Trennung zwischen Investivmaßnahmen und konsumtiven Maß-

nahmen wäre vielleicht schon hilfreich. Aber wem sage ich das!

(Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

– Lieber Kollege Winter von der CSU, ich würde mich da jetzt nicht so freuen. Die 

GRÜNEN haben angekündigt, dass sie mit euch eine Koalition machen würden. Das 

ist euer Problem das nächste Mal, wenn es dann nicht ganz andere Mehrheiten gibt, 

Kolleginnen und Kollegen.

Wie auch immer: Wir als SPD haben klare Vorschläge für einen zukunftsfähigen, für 

einen guten Nachtragshaushalt, für gute Impulse und für die Menschen in Bayern ge-

macht.

Sie haben nachher in den namentlichen Abstimmungen die Möglichkeit, zehnmal zu-

mindest noch ein paar Punkte an Ihrem Haushalt zu korrigieren: Tarifbeschäftigte bei 

der Polizei, Wohnungsbauoffensive, Stellen an Gerichten und Staatsanwaltschaften, 

Mobilfunk, Schuldner- und Insolvenzberatung, Öffnungszeiten der Kitas, kommunale 

Schwimmbäder, Versorgung mit Hospizeinrichtungen, Kurzzeitpflege, Barrierefreiheit 

und Sonderinvestitionsmittel. Vielleicht nehmen Sie ja diese Chance noch wahr. Wenn 

wir zehnmal ein Ja bekommen, lassen wir gerne mit uns darüber reden, ob dann nicht 

auch wir dem Gesamthaushalt zustimmen, weil er zumindest kleine Verbesserungen 

aufweist. Sollten Sie jedoch, wie Sie es im Haushaltsausschuss gemacht haben, bei 
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unseren Anträgen 153-mal mit Nein stimmen, dann kann und wird dieser Haushalt von 

der SPD nicht angenommen werden.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kollege Güller. – Für die Fraktion der 

FREIEN WÄHLER hat jetzt Herr Kollege Pohl das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Frau Präsidentin, 

liebe Kolleginnen und Kollegen! Kollege Freller hat davon gesprochen, die CSU stehe 

für solide Finanzpolitik. Sie steht für solide Finanzpolitik und schickt deswegen ihren 

Ministerpräsidenten als Missionar nach Berlin. Er hat sich nur etwas im Ressort ver-

tan. Deswegen wechselt ihr jetzt euren Finanzminister aus.

(Zurufe von der CSU: Oje!)

Für die CSU bedeutet seriöse und solide Finanzpolitik, dass sie außerhalb der Staats-

kanzlei 500.000 Euro Verfügungsmittel für den ehemaligen Ministerpräsidenten Horst 

Seehofer vorsieht. – Das ist keine solide Finanzpolitik, das ist ein Stück weit ge-

schmacklos.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, übrigens müssten Sie, wenn Sie es zu Ende denken 

würden, dann auch Verfügungsmittel für den ehemaligen Ministerpräsidenten Markus 

Söder bereitstellen; denn Sie wissen ja nicht, ob er im November noch Ministerpräsi-

dent ist oder ob dann ein ganz anderer die Regierung in Bayern anführt.

(Hans Herold (CSU): Zum Thema! Zum Haushalt reden!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, am Anfang einer Haushaltsrede muss aber unab-

dingbar eines stehen: der Dank an die Steuerzahler, an die Bürger, an die Arbeitgeber, 

an die Arbeitnehmer, an all diejenigen, die dafür verantwortlich sind, dass wir uns hier 

im Freistaat jedes Jahr über Rekordsteuereinnahmen freuen können. Es sind die Bür-
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ger, die uns die Handlungsmöglichkeiten geben, sodass wir mit dem Geld, das sie uns 

zur Verfügung stellen, umgehen können. Herzlichen Dank dafür!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Kollege Freller hat vorhin zu Recht beklagt, dass 

11.416 Euro pro Minute für den Länderfinanzausgleich zu bezahlen sind. Er hat Zitate 

gebracht, die ich zu 100 % unterstreichen kann. Bayern strengt sich an, und andere 

werfen das Geld hinaus.

(Reinhold Strobl (SPD): Blödsinn, absoluter Blödsinn!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Freller hat sich hier als scharfzüngiger Oppositi-

onsredner beworben, hat aber ganz vergessen, wer diesen Länderfinanzausgleich 

verhandelt hat.

(Volkmar Halbleib (SPD): So ist es!)

Edmund Stoiber und Horst Seehofer sind diejenigen, die den Länderfinanzausgleich 

verhandelt haben. Stoiber hat ja so schlecht verhandelt, dass die Landtagsfraktion der 

CSU und die Staatsregierung, übrigens mit unserer Unterstützung, eine Klage vor 

dem Bundesverfassungsgericht eingebracht haben.

Nun stellt sich die Frage, worauf man sich stützt, wenn hier ein Ministerpräsident un-

terschrieben hat. – Ja gut, da gibt es nicht sehr viele Möglichkeiten. Da gibt es die 

Möglichkeit der Geschäftsunfähigkeit, die wir mal nicht unterstellen wollen. Da gibt es 

die Möglichkeit der Gesetzeswidrigkeit, die wir auch nicht unterstellen wollen. Dann 

gibt es noch die Möglichkeit der Sittenwidrigkeit. Das heißt, Sie bescheinigen damit 

Ihrem Ministerpräsidenten, er habe einen sittenwidrigen Länderfinanzausgleich ver-

handelt.

(Zurufe von der CSU: Oje!)

Leider haben Sie die Klage zurückgezogen. Es ist sehr schade drum, weil es mich tat-

sächlich interessiert hätte, was das Bundesverfassungsgericht dazu gesagt hätte. 

Protokollauszug
125. Plenum, 27.02.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 21



Jetzt haben Sie eine Lösung gefunden, die gerade einmal um eine Milliarde Euro bes-

ser ist.

(Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, dass Finanzminister Markus Söder eine 

Verbesserung in Höhe von zwei Milliarden Euro gefordert hat. Da liegt er im Übrigen 

richtig. Zwei Milliarden Euro wären das Minimum dessen, was man verlangen kann; 

denn das Geld geht von Bayern ja nicht etwa in den strukturschwachen ländlichen 

Raum in der Lausitz oder von mir aus nach Friesland oder nach Mecklenburg-Vorpom-

mern, nein: Zwei Drittel des Länderfinanzausgleichs landen in der Bundeshauptstadt 

Berlin.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt frage ich Sie: Stellen Sie sich einmal vor, wir 

würden hier in Bayern Strukturpolitik aus den Regionen für München machen. Mün-

chen würde vom Bayerischen Wald alimentiert – wie irrsinnig ist das denn!

(Bernhard Roos (SPD): Bravo!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Länderfinanzausgleich ist für die Bayerische 

Staatsregierung alles andere als ein Ruhmesblatt. Herr Kollege Freller sagte dazu, es 

bliebe ja nichts anderes übrig. Im Nachsatz sagte er dann aber, das kann auf Dauer 

nicht so bleiben. – Was denn nun? – Ich sage dazu nur eines: Der Länderfinanzaus-

gleich ist alternativlos schlecht verhandelt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ein weiterer Punkt: Wir hatten heute schon eine engagierte Debatte zum Thema 

GBW-Wohnungen. Das ruft wieder einmal die Bayerische Landesbank in Erinnerung. 

– Jawoll, es ist richtig. Wir haben gute Schadensbegrenzung betrieben, tatsächlich 

war der Schaden aber auch immens.
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Ich kann mich noch sehr gut an die Zeit erinnern, in der ich hier in dieses Parlament 

kam. Am ersten Tag, am 23. Oktober 2008, hatten wir gleich eine Sitzung zur Baye-

rischen Landesbank, und am 3. Dezember 2008 mussten wir in einem Nachtrags-

haushalt 10 Milliarden Euro bereitstellen, um diese Bank vor dem Aus zu retten. Was 

wäre passiert, wenn wir es nicht getan hätten? – Damals standen über die Gewährträ-

gerhaftung, die damals noch nachlief, Haftungsbeträge in Höhe von 100 Milliarden 

Euro im Raum. Das hätten der Freistaat und die Sparkassen, und damit mittelbar die 

Kommunen, zu bezahlen gehabt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kann nur sagen: Wir haben das Schlimmste ver-

hindert. Man muss aber auch sagen, wer uns in diese Situation gebracht hat. Hier 

stimme ich dem Finanzminister zu. Er war in der CSU tatsächlich der Erste, der seinen 

ehemaligen Kollegen in der Staatsregierung bescheinigt hat, das sei die größte wirt-

schaftspolitische Fehlleistung der Nachkriegsgeschichte im Freistaat Bayern. Recht 

hat er.

(Zuruf des Abgeordneten Hans Herold (CSU))

Wir müssen aber dafür Sorge tragen und müssen wachsam sein, dass sich so etwas 

nicht wiederholt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Kollege Freller hat die Zinsbelastung angesprochen und hat sich gerühmt, dass sie 

nur noch bei 1,1 % des Haushalts liegt. – Lieber Kollege Freller, ja gut, aber wenn die 

Zinsen am Boden sind, muss man auch sagen, wer denn die Zeche dafür bezahlt, 

wenn wir nur 1,1 % unserer Einnahmen für Zinsen ausgeben.

(Karl Freller (CSU): Weil wir so wenig Schulden haben!)

Die Zeche zahlt der Steuerzahler, die zahlt der Sparer, die zahlen die Menschen, die 

Geld angelegt haben. Das ist die Nullzinspolitik. Hier wird der Bürger zugunsten des 

Staates in Haftung genommen.
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Wir, die FREIEN WÄHLER, haben ein anderes Konzept. Wir sagen: Wir wollen die 

Bürger nicht immer weiter belasten, wie Sie das tun. Wir wollen die Bürger wirklich 

entlasten. Wenn ich höre, dass Sie seit über zehn Jahren bei jeder Wahl, Kommunal-

wahl, Landtagswahl, Bundestagswahl, Europawahl immer erzählen,

(Peter Winter (CSU): Bezirkstagswahl!)

Sie wollen den Soli abschaffen, Sie wollen die kalte Progression stoppen, Sie wollen 

die Bürger in Deutschland entlasten, dann hofft man jedes Mal und denkt, vielleicht ist 

es diesmal von Erfolg gekrönt. – Nein, die Erfüllung der Versprechungen wird auf die 

nächste, die übernächste und überübernächste Legislaturperiode verschoben – und 

wenn sie nicht gestorben sind, dann leben sie noch heute. Liebe Kolleginnen und Kol-

legen, das ist doch nicht seriös. Kündigen Sie an und machen Sie – Sie sind lange 

genug an der Regierung!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Reinhold Strobl (SPD): Zu lang!)

– Zu lang! – Wir haben gesagt, wir wollen im Rahmen unserer Möglichkeiten die Bür-

ger entlasten – und zwar von den unseligen Straßenausbaubeiträgen.

(Zurufe von der CSU: Oje!)

Wir wollen die Bürger entlasten. Das haben wir Anfang November verkündet.

(Harald Güller (SPD): Grundstückseigentümer!)

Wir haben Ende November einen Gesetzentwurf eingebracht. Nachdem wir hörten 

und sahen, dass Sie nicht willig waren, dabei mitzugehen, haben wir ein Volksbegeh-

ren nachgeschoben. Diese Nachhilfe hat geholfen, zumindest zunächst. Die Absichts-

erklärung ist da. Aber, liebe Kollegen, wir müssen weiter daran arbeiten, dass es nicht 

nur bei der Absichtserklärung bleibt. Der Solidaritätszuschlag ist uns Warnung genug. 

Wir werden euch hier fordern.

(Hans Herold (CSU): Jagen!)
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Wir werden dann mit euch gemeinsam oder, falls ihr das nicht wollt, mit den Bürgern 

im Wege des Volksentscheids diese Straßenausbaubeiträge abschaffen. Das ist ein-

mal eine echte Entlastung des Bürgers und nicht nur ein Versprechen.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Da werden doch nur die Eigentümer entlastet!)

– Herr Kollege Dr. Wengert sagt großstadtgetrieben: "Da werden doch nur die Eigen-

tümer entlastet!" Eigentümer sind auch Menschen. Das sollte auch ein Sozialdemokrat 

anerkennen, Herr Kollege Dr. Wengert.

(Hans Herold (CSU): Dann zahlen es die Mieter!)

– Lieber Herr Kollege Herold, das zahlen natürlich nicht die Mieter. Ich sage Ihnen 

jetzt einmal, wo man dieses Geld, diese 150 Millionen Euro, herholen kann. Hans He-

rold, du weißt doch ganz genau, wo man den Betrag herholen könnte. Wir sollten end-

lich einmal die Oberste Baubehörde so in den Griff bekommen, dass nicht alle sechs 

Wochen bei den Hochbauvorlagen die Zornesadern der Kollegen von der CSU an-

schwellen; denn wenn nur die Zornesadern anschwellen, ist uns damit noch nicht ge-

holfen. Wenn die Kosten beim Gärtnerplatztheater von 70 Millionen Euro auf 120 Mil-

lionen Euro ansteigen, muss einmal die Hand zu einem Nein gehoben werden.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Schließen wir es!)

– Herr Kollege Dr. Wengert sagt: "Schließen wir es!" Herr Kollege Dr. Wengert, das 

sind immer die guten Zwischenrufe. Nein, Herr Kollege Dr. Wengert, dann müssen wir 

eben die Planung zurücksetzen und sagen: Jetzt wird neu geplant, und zwar so, dass 

wir mit unseren Mitteln auskommen. Wären Sie Unternehmer und hätten Sie sich bei 

einer Investition verhoben, müssten Sie auch die Notbremse ziehen. Aber der Steuer-

zahler zahlt es ja. Das ist nicht die Einstellung, die wir FREIEN WÄHLER unserem 

Staatsverständnis zugrunde legen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Ich sage Ihnen: Einsparpotenzial haben wir gerade genug, nicht nur im Hochbau. Wir 

könnten durchaus einmal die Ministerien durchgehen; denn dort werden überproporti-

onal viele Stellen geschaffen. Es soll sogar Ministerien geben, die sich zwei Amtschefs 

leisten. Herr Finanzminister und Herr Staatssekretär Füracker, das Finanzministerium 

geht hier mit löblichem Beispiel voran. Das Finanzministerium ist ein großes Ministeri-

um, hat aber nur einen Amtschef. Andere Ministerien haben zwei. Es gibt also durch-

aus Einsparpotenzial jenseits der Hochbauvorlagen. Erzählen Sie mir nicht, dass die 

Entlastung des Bürgers unmöglich sei; denn das würde dem widersprechen, was Sie 

samstags und sonntags auf den Abendveranstaltungen im Stimmkreis erzählen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden die Straßenausbaubeiträge abschaffen, 

aber nicht zulasten der Kommunen. Wir sagen: Bürger entlasten, aber Kommunen 

nicht belasten. Deswegen haben wir Ende November einen Gesetzentwurf vorgelegt, 

der seriös durchgerechnet ist und dem entspricht, was die kommunalen Spitzenver-

bände und der Bayerische Gemeindetag an Finanzierungsbedarf angenommen 

haben, nämlich 100 bis 150 Millionen Euro. Dieses Geld wollen wir aus dem Kfz-Steu-

erersatzverbund nehmen. Wir geben den Kommunen sogar noch zusätzlich 150 Millio-

nen Euro dazu, weil im Bereich des kommunalen Straßenbaus mehr getan werden 

muss, als das bisher der Fall war.

Wir FREIEN WÄHLER sind dem Grundsatz verpflichtet, dass die Kommunen die ent-

scheidende Schaltstelle bei der Umsetzung der Gesetze sind, die wir in Berlin und in 

München machen. Auf der kommunalen Ebene entscheidet sich, ob das, was wir hier 

gut gemeint diskutieren und abstimmen, auch funktioniert. Ein Beispiel ist die Integra-

tion. Wir können uns ein tolles Leitkulturgesetz geben und über 20 Stunden über die 

Begrifflichkeiten streiten. Wenn es vor Ort niemanden gibt, der dieses Gesetz umsetzt, 

sind sowohl der Weg der CSU als auch der Weg der SPD, der GRÜNEN und der 

FREIEN WÄHLER zum Scheitern verurteilt. Wir brauchen vor Ort Menschen, die an-

packen und das umsetzen, was wir hier beschließen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Deshalb brauchen wir eine Erhöhung der allgemeinen Finanzzuweisungen von 

12,75 % sukzessive auf 15 %. Wir haben heute von Herrn Kollegen Freller gehört, 

dass die Kommunen noch nie so viele Steuereinnahmen und so viele Schlüsselzuwei-

sungen bekommen haben. Das ist richtig. Der Freistaat hatte aber auch noch nie so 

viele Steuereinnahmen. Herr Kollege Herold, Ihr Zwischenruf war falsch. Fakt ist, dass 

sich die Quote seit 2013 um kein Hundertstel verbessert hat. Sie liegt nach wie vor bei 

12,75 %.

(Hans Herold (CSU): Aber die Mittel wurden erhöht!)

– Die Kommunen partizipieren insgesamt am Steuermehraufkommen. Jawohl, das ist 

richtig. Aber sie partizipieren im gleichen Maße wie der Freistaat auch. Wir sagen: 

15 %, das ist die richtige Marke. Da müssen wir hin.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Unsere wichtigste Aufgabe ist die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse in 

Bayern. Das haben wir den Bürgern versprochen, als wir 2008 in den Landtag einge-

zogen sind. Ich bin sehr dankbar dafür, dass es fraktionsübergreifend gelungen ist, 

dieses Kernanliegen der Politik der FREIEN WÄHLER sogar in der Bayerischen Ver-

fassung zu verankern. Ich stelle fest: Es wird noch viel zu wenig getan, aber es gibt 

deutliche Verbesserungen. Hier ist ein klares Umdenken zu spüren. Ich mache das 

daran fest, dass der ehemalige Ministerpräsident Edmund Stoiber folgende Trias im 

Kopf hatte: München ist die Champions League, Oberbayern ist Bundesliga, der Rest 

Bayerns ist Bayern- oder Landesliga. Das ist jetzt nicht mehr der Fall.

Herr Kollege Bachhuber, es gibt noch ein paar Leute, die dieser Zeit nachtrauern. Ich 

weiß, Oberbayern hat es einmal besser gehabt. Ich nenne beispielhaft die Behörden-

verlagerungen. Das ist eine gute Sache, die die Staatsregierung, natürlich mit unse-

rem Anschub, angegangen ist.

(Lachen bei der CSU)
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– Sie lachen. Sie müssen doch nur die Anträge durchlesen. Ich weiß, der eine oder 

andere von Ihnen war in der letzten Legislaturperiode noch nicht da und hat diesen 

Sinneswandel nicht live miterleben können. Ich erkenne aber durchaus an, dass hier 

ein Sinneswandel stattgefunden hat. Bleiben Sie mit uns auf diesem gemeinsamen 

Weg. Bayern wird es Ihnen danken.

Ganz klar: Wir müssen im Bereich der Infrastruktur noch deutlich nachlegen. Bayern 

ist ein Flächenstaat, der größte Flächenstaat in Deutschland. Deshalb brauchen wir 

ein leistungsfähiges Straßennetz. Deshalb war es ein Riesenfehler – Sie werden das 

in ein paar Jahren merken –, die Verantwortung für die Bundesautobahnen an den 

Bund und damit an eine Infrastrukturgesellschaft abgegeben zu haben. Hinter vorge-

haltener Hand höre ich das auch aus Ihrer Fraktion. Das war ein Riesenfehler. Wir 

werden das noch merken. Das ist höchst bedauerlich.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb müssen wir neben den Bundesautobahnen auch die Staatsstraßen stärker in 

den Blick nehmen. Wir müssen die Kommunalstraßen besser ausbauen. Infrastruktur 

ist ein wesentlicher Bestandteil einer funktionierenden Wirtschaft.Selbstverständlich 

gehört auch die Digitalisierung dazu. Auch daran kann man sehr gut ablesen, was sich 

in den letzten zehn Jahren dank der FREIEN WÄHLER hier im Landtag getan hat. Wir 

waren nicht alleine, das ist keine Frage. Wenn ihr euch nicht hättet überzeugen las-

sen, wäre es nicht gelungen. Erwin Huber ist heute leider nicht da. Er hat damals ge-

sagt, der Breitbandausbau sei nicht Aufgabe des Staates. Damals hatten wir kümmer-

liche 19 Millionen zur Verfügung.

(Hans Herold (CSU): Das ist doch kalter Kaffee!)

Jetzt hat der Finanzminister wahrscheinlich im Jahr einen Etat von 19 Millionen, der 

alleine dazu dient, dass er von Dorf zu Dorf reisen kann, um die Förderbescheide zu 

übergeben.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Die innere Sicherheit: Gott sei Dank haben wir die Zahl der Polizeibeamten wieder er-

höht, nachdem dieser wichtige Bereich unter Stoiber kaputtgespart wurde. Gott sei 

Dank gibt es hier ein Umdenken. Dafür danke ich allen denjenigen, die engagiert mit 

dabei waren. Der Stellenwert der Polizei wurde nicht unbedingt immer fraktionsüber-

greifend so gesehen, aber in der Zwischenzeit kann man sagen, dass alle Fraktionen 

dieses Hauses der Polizei den nötigen Respekt und die nötige Achtung entgegenbrin-

gen und auch das nötige Geld zur Verfügung stellen wollen. Das ist aber auch drin-

gend notwendig, weil die Bevölkerung in Bayern in den letzten zehn Jahren um eine 

Million Menschen zugenommen hat. Für mehr Bevölkerung brauchen wir natürlich 

auch mehr Polizei.

Ich möchte noch ein paar Punkte ansprechen; denn Infrastruktur ist nicht alles. Zurzeit 

ist der Begriff Heimat in Mode. Wir FREIE WÄHLER haben diesen Begriff 2003 zu 

Recht zum Kernthema unserer Landtagswahlkampagne gemacht. Dass sich Men-

schen heimisch fühlen, dass sie etwas für ihre Region, für ihre Stadt, für ihr Dorf, für 

ihre Gemeinde oder für ihr Stadtviertel tun, dass es einen Zusammenhalt gibt, das 

kommt nicht von alleine. Dazu brauchen sie Unterstützung und Förderung. Die Verei-

ne und die Verbände im Sport, in der Kultur oder in der Musik sind wichtig. Gut ist, 

dass wir in Bayern richtige Schwerpunkte setzen und das Ehrenamt fördern. Wir müs-

sen das Ehrenamt aber auch von Bürokratie entlasten, weil wir sonst irgendwann ein-

mal niemanden mehr finden, der sich hierfür hergeben möchte.

Auch im sozialen Bereich haben wir gewaltige Herausforderungen zu bewältigen, die 

für gleichwertige Lebensverhältnisse in Bayern Voraussetzung sind. Wir FREIE WÄH-

LER setzen einen Schwerpunkt auf die kostenfreie Kinderbetreuung. Wir sehen aber 

auch die größte sozialpolitische Herausforderung im bezahlbaren Wohnraum. Wir 

haben heute über die GBW-Wohnungen diskutiert. Das ist das eine. Wir müssen beim 

Wohnungsbau eine echte Kommunalförderung betreiben. Dabei sind wir noch viel zu 

langsam. Wir müssen steuerliche Anreize schaffen. Da sind wir auch noch viel zu 
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langsam. Beim Flächenverbrauch müssen wir sehr genau aufpassen, dass wir damit 

nicht die Preise für Wohnungen nach oben treiben. Wir müssen mehr Wohnungen 

schaffen. So gut die Mietpreisbremse gemeint ist, sie bringt keinen neuen Wohnraum. 

Wir brauchen aber deutlich mehr Wohnraum, und da hilft es nicht, dass wir nur über 

Verdichtung reden. Das muss ein großes Paket sein. Dazu müssen wir uns fraktions-

übergreifend zusammensetzen. Gerade bei den Standards, die immer höher werden 

und das Bauen immer teurer machen, und bei vielem anderen mehr ist vieles falsch 

gelaufen.

Ich freue mich, dass wir im Bereich der Gesundheitsversorgung die Krankenhausfi-

nanzierung endlich wieder nach oben korrigiert haben. Leider sind wir aber immer 

noch nicht auf dem Stand, den wir einmal hatten und auf den wir auch wieder kommen 

müssen. Deswegen sind Ihre Vorschläge gut, aber sie reichen nicht aus.

Es gibt in Zeiten sprudelnder Steuereinnahmen natürlich gute Ansätze. Die Haushalts-

verhandlungen sind gut verlaufen. Dieses Kompliment möchte ich an dieser Stelle 

dem Vorsitzenden des Haushaltsausschusses machen. Lieber Peter Winter, es wird 

dein letzter Haushalt sein. Ich möchte dir im Namen meiner Fraktion ganz herzlich 

dafür danken, dass du diese langen und intensiven Sitzungen und Beratungen sehr 

kollegial und souverän geleitet hast.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der CSU und den GRÜNEN)

Deiner Fraktion kann ich dieses Kompliment aber nicht machen. Ich möchte dabei 

wirklich um eines bitten: Hört mit diesem albernen Reptilienfonds, mit dieser albernen 

Fraktionsreserve auf.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das Haushaltsgesetz ist ein Gesetz des Bayerischen Landtags und nicht ein Gesetz 

der Staatsregierung, das unter dem Zustimmungsvorbehalt der CSU-Fraktion steht, 

die dafür als Gegenleistung ein kleines Zuckerl in Höhe eines zweistelligen Millionen-
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betrags bekommt, mit dem sie ein bisschen im Kinderzimmer spielen darf. So kommt 

es an, wenn man es draußen erzählt. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist doch 

nicht das Selbstverständnis eines Haushaltsausschusses.

Ich verstehe, dass Sie keinen Anträgen zustimmen können, die Beträge im dreistelli-

gen Millionenbereich enthalten, wie die Anträge der FREIEN WÄHLER und der GRÜ-

NEN zur Elektrifizierung des Schienenverkehrs, die 150 Millionen vorsahen. Damit set-

zen wir aber nur das um, was euer Ministerpräsident im August letzten Jahres bei der 

Allgäuer Festwoche versprochen hat. Trotzdem ist mir klar, dass ihr vielleicht nicht 

150 Millionen auf einmal ausgeben wollt. Dazu seid ihr nicht mutig genug. Dann hättet 

ihr aber einen Gegenvorschlag machen und sagen können: 50 Millionen bewilligen wir 

jetzt und den Rest in den nächsten Jahren. Das wäre ein Zeichen dafür, dass man be-

reit ist, über Vorschläge der anderen Fraktionen zu diskutieren und diese in den Haus-

halt einzubringen. So bleibt nur der fade Beigeschmack, dass das, was die Opposition 

erarbeitet, im nächsten Jahr von der Regierung aufgegriffen wird. Manchmal wird es 

auch erst zwei oder drei Jahre später aufgegriffen, aber irgendwann kommt es schon 

auf den Tisch.

Kollege Güller hat dafür einen schönen Preis verteilt. Ich werde diesen Preis nicht ver-

teilen, sondern hoffe, dass die CSU-Fraktion und ihr künftiger Koalitionspartner, wer 

das auch immer sein mag, etwas souveräner mit den Rechten des Bayerischen Land-

tags und des Haushaltsausschusses umgehen. Wir sind der Haushaltsgesetzgeber, 

wir haben es in der Hand, und dann ist der Haushalt möglicherweise ein Gemein-

schaftswerk, dem auch alle zustimmen können, wie es bei den Kommunen zum Teil 

der Fall ist. Es wäre eine schöne Vorstellung für die Zukunft. Ich würde es mir wün-

schen. Insgesamt können wir sagen: Bayern ist auf einem guten Weg; es wäre auf 

einem noch besseren Weg, wenn Sie unseren Anträgen folgen würden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Jetzt hat Herr Kollege Hartmann für die 

Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Ludwig Hartmann (GRÜNE): (Vom Redner nicht autorisiert) Sehr geehrtes Präsidi-

um, liebe Kolleginnen und Kollegen! Morgen ist auf dem Nockherberg wieder Starkbie-

ranstich. Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht. Ich freue mich darauf. Um allen die Warte-

zeit etwas zu verkürzen, möchte ich gerne etwas verraten. Ich habe gehört, dass 

diesmal beim Singspiel gleich vier Ministerpräsidenten vorkommen: Der "Nicht-mehr-

Markus", der "Noch-nicht-Söder", der "Immer-noch-Seehofer" und der "Bald-nicht-

mehr-Horst". An diesem Fall von doppelter Bewusstseinsspaltung hätte doch Franz 

Kafka seine wahre Freude.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der "Immer-noch-Seehofer" geistert als Phantom der Staatskanzlei hier durch den 

Landtag. Gesehen haben wir ihn relativ selten, heute ist er auch wieder nicht da. Der 

"Bald-nicht-mehr-Horst" wird dann in Berlin ein Ministerium übernehmen, das der 

"Nicht-mehr-Markus" hier in Bayern abgeben wird – das Heimatministerium. Damit 

komme ich gleich zum "Noch-nicht-Söder", der wahrscheinlich am schwersten unter 

dieser multiplen Persönlichkeitsstörung leidet. Er ist faktisch der Lautsprecher, der 

Selbstdarsteller der Staatsregierung und noch lange nicht der Staatsmann, der er 

gerne sein möchte. Aber das ist ganz gegen sein Naturell. Wie das Ganze enden wird, 

dazu hat Franz Kafka schon einiges verraten. Ich zitiere: "Ich schreibe anders als ich 

rede, ich rede anders als ich denke, ich denke anders als ich denken soll und so geht 

es weiter bis ins tiefste Dunkel."

(Hans Herold (CSU): Wir haben Haushaltsberatungen! Was hat das damit zu 

tun?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU, das hat ganz viel mit dem Haushalt zu 

tun.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Genau so sieht doch Ihre Politik aus. Einer möchte möglichst schnell weg, er ist kaum 

mehr da. Der andere aber weiß nicht, wohin er möchte. Das Gleiche trifft für Ihre Frak-

tion zu.

(Unruhe bei der CSU)

Wenn man die Haushaltsberatungen genauer betrachtet, merkt man doch, die ent-

scheidende Frage, was wir tun müssen, damit unser Bayern lebenswert und liebens-

wert bleibt, wurde von Ihnen gar nicht beantwortet.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auf der Strecke bleiben der Naturschutz und Maßnahmen, um die Lebensgrundlagen 

zu bewahren. Minister Söder – im Moment ist er nicht da – hat ein kurzes Zehn-Punk-

te-Programm als Antrittsgeschenk bei der CSU-Klausur vorgestellt. Ich will es mal als 

eine Art Tischfeuerwerk beschreiben, mehr war das nicht. Für den Umweltschutz ent-

hielt dieses Programm nichts. Er ist noch nicht einmal Ministerpräsident, er ist dafür 

gerade einmal nominiert, aber er möchte den dritten Nationalpark streichen, ins Ried-

berger Horn eine Skilifttrasse fräsen, und was die dritte Startbahn angeht, so möchte 

er diese durchdrücken, er weiß nur noch nicht, wie und wann er das machen will. Ich 

weiß nicht, ob wir jemals einen Ministerpräsidenten, einen Anwärter oder Aspiranten 

dafür hatten, der so zukunftsvergessen die Aufgabe angegangen ist. Genau das trifft 

auch auf Ihren Nachtragshaushalt zu.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn ich das Verhalten mit dem Auftreten von Ministerpräsident Seehofer vergleiche, 

dann stelle ich fest, der stand immerhin manchmal hier und hat zumindest so getan, 

als ob ihn der Umweltschutz interessiert. Söder macht das gar nicht zur Schau, er 

macht es gar nicht. Meine lieben Kolleginnen und Kollegen der CSU-Fraktion, der vor-

liegende Nachtragshaushalt ist ein Rekordhaushalt, darin sind wir uns alle einig. Was 
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aber die Ausgaben für den Schutz des Erdklimas und für den Schutz der Lebens-

grundlagen anbelangt, so fallen Sie auf ein Niveau zurück, auf dem Sie schon einmal 

standen. Sehen wir uns einmal die Ausgaben im Jahr 2006, 2007, 2008 und 2011 an, 

als Sie die Energiewende noch voranbringen wollten. Sie sind zurückgefallen. Was die 

energetische Sanierung von Gebäuden im staatlichen Besitz anbelangt, so hätten wir 

uns einen Klimaschutzvorstoß in diesem Nachtragshaushalt vorgestellt. Das hätten wir 

uns vorgestellt, um diesen Aufgaben endlich gerecht zu werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Alles andere ist eine Schande für ein Land, das wirtschaftlich und finanziell doch sehr 

stark dasteht. Aber statt die Herausforderungen mit Mut und Zuversicht anzugehen, 

hängen wir im Klimaschutz seit Jahren in einer CSU-Flaute fest.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was könnten wir nicht alles bewirken? – Wir könnten für den Schutz unserer Lebens-

grundlagen Verantwortung übernehmen. Wir könnten zeigen, dass man mit modernen 

Technologien für ein gutes Morgen sorgen kann. Wir könnten Wohlstand sichern und 

zukünftige Arbeitsplätze schaffen. Was aber macht die CSU-Regierung? – Sie kapitu-

liert vor der Aufgabe. Sie kapituliert trotz eines dicken Geldbeutels. Der Unterschied 

zwischen Ihnen und uns ist, wir GRÜNEN haben Ideen in die Beratung eingebracht, 

und hier sind wir genau beim Haushalt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wie wäre es mit einer Förderung für den flexiblen Einsatz von Biogasanlagen bis zum 

Jahr 2022, wenn das letzte Atomkraftwerk abgeschaltet ist? – Da brauchen wir das. 

Es ist unsinnig, wenn eine Biogasanlage dann Strom produziert, wenn Wind und 

Sonne ein Angebot liefern. Für regenerative Kombikraftwerke wollten wir 20 Millio-

nen Euro in die Hand nehmen, um endlich voranzukommen. Sie aber haben dagegen 

gestimmt. Wir wollten die dezentrale Kraft-Wärme-Kopplung voranbringen. Das ist ein 
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Thema, das hier oft diskutiert wurde. Die zuständige Ministerin hat oft davon gespro-

chen und es auch als wichtige Ersatzkapazität erachtet. Wir könnten auch CO2 redu-

zieren. Sie waren aber noch nicht einmal bereit, 15 Millionen Euro für ein Förderpro-

gramm bereitzustellen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir alle wissen, dass der Kampf gegen die Erdüberhitzung in den vielen Regionen 

Bayerns unterschiedlich angegangen werden muss. Das muss so vielfältig angegan-

gen werden, wie unser Land vielfältig ist. Wir brauchen deshalb in jedem Landkreis 

eine Energieagentur, die die Menschen mitnimmt und beraten kann. Das würde 

10 Millionen Euro kosten. Auch die hatten Sie nicht im Haushalt.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, trotz einem Rekord nach dem ande-

ren bei den Steuereinnahmen bleibt eine Zukunftsaufgabe nach der anderen liegen. 

Das ist Ihre Politik.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kaum jemand surft im Internet so langsam wie wir hier in Bayern, und kaum einer 

zahlt dafür so viel Geld. Die Telekom verkauft Ihnen doch ihre alten Kupferleitungen 

als den neuesten heißen Techniktrend. Sie fallen dann auch noch darauf rein. Es flie-

ßen Hunderte von Millionen in alte Kupferleitungen und ins Vectoring. Wir GRÜNEN 

sagen ganz klar: Der Glasfaser gehört die Zukunft. Wir brauchen einen Glasfaseran-

schluss in jedem Haus in Bayern. Damit stärken wir den ländlichen Raum.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Weg mit dem Söder-Tempolimit im bayerischen Datennetz! Das würde den ländlichen 

Raum wirklich stärken. Denken Sie doch endlich einmal groß. Wir in Bayern haben ein 

Haushaltsvolumen, wie wir es noch nie hatten. Von der großen Vision, Glasfaser in 

Bayern flächendeckend voranzubringen, sind wir mit dieser Staatsregierung aber mei-

lenweit entfernt. Es geht nicht nur um Technik; das ist ein ganz entscheidender Punkt 
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im Flächenland Bayern: Es geht hier um Gerechtigkeit. Es geht um Gerechtigkeit für 

alle Menschen, die nicht in den Ballungsräumen leben. Das Internet ist das Tor zur 

Welt – ich glaube, das ist unstrittig. In vielen bayerischen Regionen ist dieses Tor aber 

nur einen Spalt offen. Das hört man immer wieder, wenn man in Bayern Unternehmen 

besucht. Warum sollen die Menschen im ländlichen Raum aber nicht dieselben Chan-

cen haben? Warum sollen sie nicht Videos online anschauen, warum sollen sie nicht 

an Telefon- oder Onlinekonferenzen teilnehmen? – Auch die Chancen der Telemedizin 

sollten sie endlich und sicher nutzen können. Das sollte vor allem in den Regionen in 

Bayern möglich sein, wo der nächste Facharzt vielleicht 30 km entfernt ist. Eine bes-

sere digitale Versorgung des ländlichen Raumes hat das Potenzial, für gleichwertige 

Lebensverhältnisse in Stadt und Land zu sorgen. Das stammt aus einer Umfrage des 

Verbands kommunaler Unternehmen aus der letzten Woche. Die hat deutlich zum Vor-

schein gebracht, was wir dort alles erreichen könnten. Warum nutzen wir im Flächen-

land Bayern nicht endlich diese Chance?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Kollege der FREIEN WÄHLER hat es bereits angesprochen, wir haben uns bei 

den Beratungen im Haushaltsausschuss mit vielen Anträgen auseinandergesetzt, um 

für gleichwertige Lebensverhältnisse zu sorgen. Für uns GRÜNE ist ganz klar, das Ziel 

in Bayern muss heißen: gleiche Chancen, egal wo man in Bayern lebt. – Das ist eine 

große Aufgabe. Dazu hatten wir einige Anträge eingereicht, wir wollten auch dafür 

Geld bereitstellen.

Dazu gehört auch die Elektrifizierung der Bahnstrecken. Für uns GRÜNE ist das eine 

Mobilitätsgarantie für ganz Bayern. Wir wollen ein Stundenangebot von Bus und Bahn 

in ganz Bayern von 5.00 Uhr in der Früh bis Mitternacht, und zwar von Montag bis 

Samstag. Das wäre ein verlässliches Angebot, gerade für Menschen, die kein Auto 

haben oder nicht mehr Auto fahren können. Das wäre ein Angebot für ältere und für 

jüngere Menschen. Da müssen wir doch ein Angebot liefern, um in Bayern für Chan-

cengerechtigkeit zu sorgen. Der große Unterschied zwischen Ihnen und uns ist – das 
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hat man bei den Haushaltsberatungen deutlich gemerkt –, dass wir Mobilität vom Men-

schen her denken und nicht ausgehend vom Auto. So hatten wir beispielsweise Anträ-

ge, um das Jobticket auszubauen oder die ÖPNV-Zuweisungen um 7 Millionen Euro 

zu erhöhen. Wir wollten auch einen neuen Posten einführen, und zwar einen ganz ent-

scheidenden Posten. Im Zuge der Digitalisierung ist es doch unstrittig, dass ein be-

darfsorientiertes Angebot vorgehalten werden muss, beispielsweise mit Anrufsammel-

taxis, mit Rufbussen und vielem mehr. Dafür wollten wir 17 Millionen Euro ausgeben, 

aber das war Ihnen zu viel. Trotz der Rekordeinnahmen bleiben Sie die Antwort schul-

dig, wie ein neues Mobilitätskonzept in ländlichen Räumen aussehen soll.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben noch einen anderen Bereich, für den wir 

deutlich mehr Geld ausgeben müssen, um für eine bessere Politik zu sorgen. Das ist 

die Kinderbetreuung. Wenn beide Eltern arbeiten, bringt es wenig, wenn die Krippe 

bereits um 14.00 Uhr zusperrt. Sie glauben doch nicht im Ernst, dass Sie mit Ihrem 

Betreuungsgeld junge Familien aufs Land locken können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nein, wir erwarten das, was von ihnen auch im Berufsleben erwartet wird: Flexibilität 

und gute Qualität. Das gilt für die Städte genauso wie für das flache Land. Glauben 

Sie mir als Vater eines zweijährigen Sohnes: Keiner will sein Kind bis 20.00 Uhr oder 

bis spätabends in der Krippe lassen. Das Leben ist aber nicht immer planbar. Manch-

mal hat man einen Termin am späten Nachmittag oder einen Arzttermin. Da brauchen 

wir Flexibilität.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wie soll das funktionieren, wenn die Großeltern bis zu 300 km weit weg wohnen? Was 

machen dann die jungen Eltern? Was macht eine Alleinerziehende? – Sie hat keine 

Möglichkeit. Da müssen wir besser werden. Dafür müssen wir richtig viel Geld in die 

Hand nehmen.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Um das zu erreichen, brauchen wir vor allem eines: mehr Personal. Für uns, die GRÜ-

NEN, gibt es im Gegensatz zur SPD eine ganz klare Reihenfolge: Zuerst müssen die 

Qualität und das Angebot ausgeweitet werden, dann kommt die Beitragsfreiheit. Alles 

andere ist nett und klingt schön, aber geht zulasten der Kleinsten, unserer Kinder. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das darf nicht passieren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bessere Öffnungszeiten, ein besserer Betreuungsschlüssel und mehr Plätze wären für 

uns weitere 300 Millionen Euro im Nachtragshaushalt allemal wert. Hier müssen wir 

endlich vorankommen. Wir dürfen nicht beim Istzustand stehen bleiben.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, nicht nur für die Schwächeren, son-

dern auch für die Stärkeren gilt: Wir bereiten unsere Kinder in unserem Bildungssys-

tem nicht gut genug auf die digitale Gesellschaft vor. Wir nutzen die Möglichkeiten, die 

uns die digitale Gesellschaft bietet, viel zu wenig. Natürlich müssen wir unsere Schu-

len in Bezug auf die Hardware ertüchtigen. Der Computerraum, die Datenleitung und 

vieles mehr müssen verbessert werden. Aber das reicht selbstverständlich nicht aus. 

Die digitale Gesellschaft muss ganz nach oben in den Lehrplänen. Unsere Kinder sol-

len sich mit folgenden Fragen auseinandersetzen: Wie unterscheide ich Fakten von 

Fake News? Wie arbeitet eigentlich ein Algorithmus? Warum ist er nie objektiv? Wie 

wehre ich mich, wenn ich von Cybermobbing betroffen bin? Wie organisiere ich mein 

eigenes digitales Ich? Wie gehe ich verantwortungsvoll mit meinen Daten und den 

Daten anderer um? – Auf diese Fragen müssen wir in den Klassenzimmern Antworten 

geben. Diese Themen müssen in die Lehrpläne.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Beim individuellen Lernen und der Stärkung der Persönlichkeit sind wir uns in der Bil-

dungspolitik einig. Aber der digitale Wandel bietet uns viele Möglichkeiten, die wir lei-
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der nicht nutzen. Heute sind Fakten immer und überall verfügbar. Daher muss man die 

Frage stellen: Warum pressen wir im Unterricht immer noch eine wahnsinnige Menge 

an Faktenwissen, das auswendig gelernt werden muss, in die Hirne unserer Kinder? 

Wieso nützen wir nicht digitale Lernplattformen? Warum nützen wir keine Lern-Apps, 

die an die Stärken und Schwächen der Schüler angepasst sind? – Jeder lernt etwas 

anders. Hier gibt es riesige Möglichkeiten.

Man kann auch so fragen: Warum gibt es noch die gleichen Bücher für alle Schüler? – 

Wir könnten hier deutlich weiter sein, wenn wir die Chancen nutzen würden. Ich weiß, 

dass das ein Kulturbruch ist. Aber der findet doch in der Gesellschaft schon längst 

statt. Dem können wir uns nicht verschließen. Dafür brauchen wir motivierte Lehrerin-

nen und Lehrer.

Jetzt komme ich wieder zum Nachtragshaushalt. Wir wollten für die Fort- und Weiter-

bildung der Lehrkräfte richtig viel Geld in die Hand nehmen, um sie für die Aufgaben 

der Zukunft fit zu machen, damit sie unseren Kindern den souveränen Umgang mit der 

digitalen Technik zeigen und lehren können. Sie aber haben es abgelehnt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, die Digitalisierung gehört aber nicht 

nur in die Schule, sondern auch auf die Felder unserer Landwirte. Es ist unstrittig, 

dass das Artensterben eines der größten Umweltprobleme unserer Zeit ist. Nach wis-

senschaftlichen Untersuchungen ist die Insektenmasse bereits um bis zu 80 % zurück-

gegangen. Das liegt daran, dass zu viel Gift auf die Äcker gespritzt wird. Mit den In-

sekten verschwinden die Vögel; die Böden und das Wasser leiden ebenfalls darunter. 

Ich blicke in meine Kindheit zurück: Wir haben oft Urlaub in Bayern gemacht. Wir 

waren wandern, Rad fahren und Kanu fahren. Damals habe ich eine Artenvielfalt er-

lebt, die ich heute in Bayern nicht wiederfinde. Der Schmetterling, der Vogel, die Distel 

am Wegesrand sowie die ein oder andere Blindschleiche waren eine Selbstverständ-

Protokollauszug
125. Plenum, 27.02.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 39



lichkeit. Diese Vielfalt der Tier- und Pflanzenarten ist auf den Fluren Bayerns heute 

kaum noch zu finden. Daran muss sich etwas ändern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn man sich die Berichte in den Medien anschaut, dann liest man, dass der Feld-

hase vom Aussterben bedroht ist. Seit Neuestem ist selbst der Igel vom Aussterben 

bedroht. Der Igel ist in meiner Kindheit schmatzend durchs Laub im Garten geraschelt. 

Der Igel im Garten war damals so selbstverständlich wie der Christbaum zu Heilig-

abend. Der Igel ist heute vom Aussterben bedroht.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ist das die neue Heimatstrategie?)

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen von der CSU, es ist Zeit, dass sich hier 

etwas ändert. Unsere Lebensgrundlagen stehen nicht zum Verkauf. Es geht auch an-

ders. Hier bin ich wieder beim Nachtragshaushalt. Wir, die GRÜNEN, haben ein Kon-

zept auf den Tisch gelegt, wie wir das Problem angehen können. Innerhalb der nächs-

ten zehn Jahre soll der Gifteinsatz in Bayern halbiert werden. Diesen Weg können wir 

gehen. Besonders gefährliche Giftstoffe wie Glyphosat müssen sofort vom Markt ge-

nommen werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich freue mich nicht, dass der Minister Brunner gerade den Raum verlassen hat. Brun-

ner hat bei diesem Thema um eine sachliche Diskussion gebeten. Ich muss Ihnen 

ganz ehrlich sagen: Ihre CSU-Aussitz-Mentalität in diesem Bereich ist eine Politik nach 

dem Motto "Nach uns die Sintflut".

(Ingrid Heckner (CSU): Ja, ja!)

Ich möchte kurz aus einer Broschüre zitieren, die mir vor Kurzem in die Hände gefal-

len ist; die Broschüre ist etwas älter: Naturnahe Flächen mussten zunehmend neuen 

Siedlungs- und Verkehrswegen weichen oder haben durch die intensive Landwirt-
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schaft an Wert verloren. Zahlreiche Pflanzen- und Tierarten sind in vielen Gegenden 

Bayerns seltener geworden oder ganz verschwunden.

Das stimmt alles. Diese Sätze stammen aus einer Broschüre des Bayerischen Staats-

ministeriums für Landesentwicklung und Umweltfragen, und zwar aus dem 

Jahre 1987. Die Fakten sind längst bekannt. Wir brauchen jetzt Konsequenzen. Ihre 

verantwortungslose Politik in diesem Bereich muss endlich beendet werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auch hier haben Sie bei der Haushaltsberatung die Chance vertan, die Segel Rich-

tung giftfreie Landwirtschaft zu setzen.Wir könnten die Förderinstrumente so umbau-

en, dass wir unsere Landwirte auf den Weg hin zu einer giftfreien Landwirtschaft mit-

nehmen. Wir wollen hin zu einer Landwirtschaft, die mit der Natur und nicht gegen sie 

arbeitet. Man muss sich einmal vorstellen, dass es in Mecklenburg-Vorpommern ein 

Förderprogramm gibt, welches Maschinen zur mechanischen Unkrautbekämpfung för-

dert. Warum gibt es das in Bayern nicht schon längst? – Wir haben das beantragt. Es 

war Ihnen keine zehn Millionen Euro wert, unseren Landwirten unter die Arme zu grei-

fen und die Wende hin zu einer giftfreien Landwirtschaft zu schaffen. Es ist doch un-

strittig, dass die aktuelle Turbo-Landwirtschaft mit noch mehr Nitrat im Grundwasser, 

mit noch mehr Giften auf den Äckern und mit noch mehr Antibiotika in der Massentier-

haltung kein Modell für die Zukunft ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU, haben immer noch Angst, den 

Menschen die Wahrheit zu sagen. Aber die Menschen in Bayern wissen längst, dass 

es in der Landwirtschaftspolitik so nicht weitergehen kann. Die Menschen wissen, 

dass man nicht x-beliebig viele Tonnen an Ackergiften verspritzen kann, ohne dass 

dabei die Natur kaputtgeht.

Protokollauszug
125. Plenum, 27.02.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 41



Was hat das alles mit der Digitalisierung zu tun? – Wir sind ein Hightech-Standort. Wir 

haben x Förderprogramme, bei denen der Oberste Rechnungshof überhaupt nicht 

mehr durchblickt, was eigentlich gefördert wird. Warum unterstützen wir nicht endlich 

einmal innovative Möglichkeiten? – Es gibt bereits heute autonom arbeitende Roboter, 

die Unkraut mechanisch entfernen. Das funktioniert ganz ohne Gift. Warum machen 

wir daraus nicht ein Förderprogramm, anstatt uns zum Diener von Bayer und Monsan-

to zu machen? – Das wäre der richtige Ansatz.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, ich kann es nur so zusammenfassen: 

Ihnen fehlt der Mut; Ihnen fehlt die Kreativität; Ihnen fehlt der Glaube an die Schaf-

fenskraft unserer Ingenieure. Sie haben keine Ideen, wo Bayern in 10 bzw. 20 Jahren 

stehen soll. Das gilt für den "Immer-noch-Seehofer", den "Bald-nicht-mehr-Horst", den 

"Noch-nicht-Söder" und den "Bald-nicht-mehr-Markus". Vielleicht finden Sie morgen im 

Starkbier die eine oder andere Idee. Sollten diese Ideen nicht von dauerhafter Natur 

sein, fragen Sie bei uns nach. Wir, die GRÜNEN, haben ausreichend Ideen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auch nüchtern betrachtet haben wir eine Menge Ideen. Mit den Ideen der GRÜNEN 

können wir die Herausforderungen, vor denen unser Land steht, gemeinsam anpa-

cken. Wir können heute daran arbeiten, dass es ein gutes Morgen gibt.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, Bayern ist ein starkes Land. Aus Stär-

ke wächst Verantwortung. Wir, die GRÜNEN, hätten uns einen Nachtragshaushalt ge-

wünscht, der die Herausforderungen, vor denen wir gemeinsam stehen, anpackt und 

nicht die Probleme aussitzt und vertagt.

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege. – Vielen Dank, Herr Kollege Hartmann, 

dass Sie an das Rednerpult zurückgekommen sind.

Ludwig Hartmann (GRÜNE): (Vom Redner nicht autorisiert) Ja, klar.
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Präsidentin Barbara Stamm: Zu einer Zwischenbemerkung hat sich der Kollege 

Kirchner gemeldet. Bitte schön.

Sandro Kirchner (CSU): Kollege Hartmann, Sie haben gerade viel geredet und sind 

zur Erkenntnis gekommen, dass Bayern ein starkes Land ist. Sie haben auch den 

ländlichen Raum angesprochen. Ich habe gerade gegoogelt und gesehen, dass Sie 

aus Landsberg am Lech stammen. Das ist ein sehr ländliches Gebiet. Das ist ein länd-

liches Gebiet de luxe; so würde ich es vielleicht bezeichnen.Ich selbst komme aus 

einer Ortschaft in der Rhön mit 1.100 Einwohnern, also wirklich aus dem ländlichen 

Raum und muss sagen: Vorhin, bei dem Bild, das Sie von Bayern und dem ländlichen 

Raum gezeichnet haben, musste ich auf die Tafel schauen, um festzustellen, ob ich 

tatsächlich in einer Sitzung des Bayerischen Landtages bin. Als Bewohner des ländli-

chen Raumes kann ich Ihnen sagen: Sie haben zwar sehr viel gesagt, aber nicht die 

Wahrheit.

Gerade beim Bereich Breitbandversorgung möchte ich nachhaken. Ich erinnere mich, 

dass die Mitglieder der GRÜNEN zum Beispiel im Wirtschaftsausschuss zu Beginn 

dieser Legislaturperiode über die Breitbandinitiative von Minister Söder hergefallen 

sind und gesagt haben: Funktioniert doch nicht, Schwachsinn, geht nicht, damit kom-

men wir nicht vorwärts, die EU-Notifizierung, wie kann man nur? – Sie haben alles 

schlechtgeredet. – Heute, 2018, stellt man fest: Die Breitbandinitiative kommt langsam 

an ihr Ende. 35.000 km Glasfaserkabel sind in Bayern verlegt worden. Auf einmal 

heißt es in den Ausschüssen: Wow, bei der Internetversorgung sind wir auf einem 

guten Weg; die läuft ganz gut. – Jetzt bitte ich Sie: Erklären Sie mir doch mal die Breit-

bandinitiative bis 2018: Wie ist ausgebaut worden, wie waren die Kriterien, wie ist die 

Fläche erschlossen worden? Dann frage ich Sie, ob Ihnen bekannt ist, dass es nach 

dieser Breitbandinitiative auch eine Gigabit-Offensive geben soll, die längst bei der EU 

zur Notifizierung liegt. Da geht es weiter. Aber Sie tun gerade so, als ob in Bayern 

nichts passiert wäre, als ob wir hier irgendeinen Entwicklungsstau hätten und als ob 

es nicht vorwärtsginge. Genau das Gegenteil ist der Fall.
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Jetzt komme ich wieder zum ländlichen Raum zurück, in dem ich wohne. Ich kann 

sagen: Dank dieser Initiative habe ich schnelles Internet, dank dieser Initiative geht es 

wirklich vorwärts, und es spielt keine Rolle mehr, ob ich in einem Ballungsraum oder 

auf dem flachen Land wohne.

Einen zweiten Punkt möchte ich noch angehen, die Kinderbetreuung. Ich lade Sie ein, 

mal vor Ort zu kommen, damit Sie nicht mehr so ein Zeug erzählen und den ländlichen 

Raum nicht mehr so madigmachen.

(Ludwig Hartmann (GRÜNE): Hab ich doch nicht! – Katharina Schulze (GRÜNE): 

Solche Unterstellungen!)

Das Gleiche gilt auch für den öffentlichen Personennahverkehr. Das, was Sie heute 

gebracht haben, ist ein Affront gegenüber dem ländlichen Raum. So schlecht sind wir 

nicht. Wir sind gut, und wir leben gerne im ländlichen Raum.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Ich darf in Erinnerung bringen, dass für 

eine Zwischenbemerkung zwei Minuten vorgesehen sind. Aber Sie können jetzt auch 

ein bisschen länger antworten. Bitte.

Ludwig Hartmann (GRÜNE): (Vom Redner nicht autorisiert) Ich habe auch noch Re-

dezeit, noch mal zwei Minuten. – Sehr geehrter Kollege, ich glaube, Sie haben nicht 

richtig zugehört. Wir haben nichts gegen den ländlichen Raum gesagt.

(Peter Winter (CSU): Doch, doch! Wir haben’s gehört! – Hans Herold (CSU): Ja, 

und wie!)

Wir haben aufgezählt, wie wir den ländlichen Raum stärken. – Ich lade Sie mal ein. Ich 

nehme mir gerne acht Stunden Zeit, um mit Ihnen gemeinsam mit dem öffentlichen 

Personennahverkehr durch den ländlichen Raum zu fahren. Dann sagen Sie mir, ob 

das ein gutes Angebot ist.
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(Peter Winter (CSU): Das machen wir aber bei mir, nicht bei euch!)

Das können wir gerne machen. Nächsten Samstag hätte ich Zeit. Wenn Sie Zeit 

haben, mache ich das gerne.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich komme zum zweiten Bereich. Das war doch das Motto bei der Breitbandförderung: 

Ein dicker Geldbeutel ist kein Garant für eine gute Politik.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie haben da zwar viel Geld ausgegeben, aber wir haben nicht das Beste bekommen, 

was technisch möglich ist. Das ist doch das Problem.

(Peter Winter (CSU): Das behaupten Sie! – Zuruf des Abgeordneten Hans Herold 

(CSU))

Eine Vision, wo wir hinmöchten, fehlt. Glasfaseranschluss bis zum Haushalt; das wäre 

diese Möglichkeit. Das tun andere Länder.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Es ist doch peinlich, dass Bayern in diesem Bereich nicht Spitzenreiter in Europa ist, 

sondern im letzten Drittel spielt. Da ist doch was falsch. Da habe ich einen anderen 

Anspruch an unser Land.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein weiterer Bereich ist die Kinderbetreuung.

(Sandro Kirchner (CSU): Erzählen Sie doch mal, wie das Breitbandprogramm 

funktioniert! Erzählen Sie uns das!)

– Jetzt reden wir mal über die Kinder, über das wichtige Thema Kinderbetreuung.
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(Weitere Zurufe – Glocke der Präsidentin)

Fragen Sie mal im ländlichen Raum, wie das Kinderbetreuungsprogramm ist, wenn ir-

gendwas dazwischenkommt.

(Sandro Kirchner (CSU): Thema Breitbandversorgung! – Zuruf der Abgeordneten 

Katharina Schulze (GRÜNE) – Weitere Zurufe)

Es ist teilweise im ländlichen Raum durchaus besser als in der Stadt.

Präsidentin Barbara Stamm: Kolleginnen und Kollegen! – Herr Kollege Hartmann, 

jetzt will ich Ihnen Ruhe verschaffen und habe keine Chance.

Ludwig Hartmann (GRÜNE): (Vom Redner nicht autorisiert) Aber es reicht bei Wei-

tem nicht aus. Und ich kann Ihnen eines sagen, und ich verspreche Ihnen: Wir werden 

in den nächsten Tages etwas vorstellen, mit dem wir Glasfaserversorgung in ganz 

Bayern möglich machen werden.

(Sandro Kirchner (CSU): Erzählen Sie doch mal, wie die Breitbandversorgung in 

Bayern funktioniert! – Katharina Schulze (GRÜNE): Er ist jetzt nicht dran!)

Das ist eine grüne Antwort auf diese Frage. Ich erkläre Ihnen jetzt hier nicht – – Die 

Frage ist doch nicht – –

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege Hartmann, ich will Ihnen jetzt etwas Ruhe 

verschaffen.

(Hans Herold (CSU): Er soll doch mal Antworten geben!)

Zwischenrufe ja, aber bitte nicht permanent. Das gilt für alle hier im Hause.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Ludwig Hartmann (GRÜNE): (Vom Redner nicht autorisiert) Ich glaube, der Unter-

schied zwischen der CSU und den GRÜNEN ist, dass wir eine Vision haben, wo wir 

hinwollen, während Sie sich im Klein-Klein irgendwelcher Förderprogramme verlieren.

(Peter Winter (CSU): 35.000 km Glasfaser, ist das Klein-Klein?)

Die Frage ist doch, wo wir hinmöchten.

(Zuruf von der CSU)

Die Frage ist doch, warum wir keine Förderung für die Glasfaser bis zur Haustür 

haben. Der Weg endet am Verteilerkasten. Meistens geht es nicht weiter, weil wir nur 

50 oder 100 Mbit/s ausschreiben. Da muss mehr gehen!

Und ich kann Ihnen noch einen Punkt zum ländlichen Raum sagen, und ich bitte Sie, 

da mal hinzufahren. Letzten Freitag war ich bei der Hofheimer Allianz in Unterfranken. 

Da hat man deutlich gesehen, wie man den ländlichen Raum in strukturschwachen 

Gegenden stärken kann. Was haben sie gemacht? – Sie bauen kaum noch im Außen-

bereich, sie bauen ein ÖPNV-System auf, haben eine Glasfaserversorgung und haben 

wieder Läden in den Ortskern gebracht. Sie machen genau das Gegenteil von Ihrer 

Politik!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Jetzt hat Herr Kollege Muthmann das Wort. Bitte schön.

Alexander Muthmann (fraktionslos): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! In konjunkturell guten Zeiten wie diesen ist es zunächst keine Kunst, 

Rekordzahlen zu vermelden. Es ist auch keine Kunst, ohne neue Schulden auszukom-

men.

(Peter Winter (CSU): Trotzdem können das nicht alle!)
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Und es ist an dieser Stelle zunächst auch keine Kunst, Finanzminister zu sein. Vor 

allem ist es keine gute Politik, immer mehr Geld zu haben. Ob eine Politik, zumal die 

Finanz- und Haushaltspolitik, gut ist, beurteilt sich durchaus auch danach, wie gut, wie 

effektiv das Geld eingesetzt wird, und danach, ob da und dort auch Effizienzreserven 

gehoben werden. Leider kann ich aus Zeitgründen nur an drei exemplarischen Berei-

chen, die mir besonders wichtig sind, der Bildung, den gleichwertigen Lebensbedin-

gungen und der Wirtschaftspolitik, darstellen, wie diese Staatsregierung mit dem vie-

len Geld der Steuerzahler umgeht.

Dazwischen darf ich im Übrigen bemerken, dass mich gar nicht wundern würde, wenn 

wir binnen weniger Wochen nach dem Amtsantritt des Ministerpräsidenten Söder 

einen weiteren Nachtragshaushalt vorgelegt bekämen, um das Wahlprogramm bzw. 

das Zehn-Punkte-Programm zu finanzieren. Auch das wäre ein Paradebeispiel für von 

der Staatsregierung verantwortete Ineffizienz. Aber weg von den Spekulationen, hin zu 

den Fakten.

Erstens. In der Bildungspolitik sehen wir viel Geld, wenig Plan. Im Nachtragshaushalt 

werden Ausgaben in Höhe von 40 Millionen Euro und 122,5 Millionen Euro Verpflich-

tungsermächtigungen für Investitionsförderungen an Gemeinden und Gemeindever-

bände im Rahmen der Ausgaben für digitale Bildung neu eingestellt. Da werden Millio-

nen Euro bereitgestellt. Die Gemeinden und Schulen antworten aber einzig mit einem 

großen Fragezeichen auf die Fragen: Was wird denn nun gefördert? Wie fit sind die 

Lehrerinnen und Lehrer für diesen Wandel? Was ist der Mindeststandard, den jedes 

Klassenzimmer haben muss? Wie verhindern wir eine Schere in der digitalen Bildung 

zwischen reichen Gemeinden, die alles kaufen und sich alles leisten können, und är-

meren Gemeinden, die diese Dinge nicht kofinanzieren können? Wo ist da Ihr Kon-

zept? – Wie gesagt: viel Geld, kein Plan.

Was finden wir bei den gleichwertigen Lebensbedingungen? – Gießkanne statt 

Schwerpunkten. Die Landesentwicklung braucht eine kraftvolle Förderung; das ist ge-

rade schon gesagt worden. Der Raum mit besonderem Handlungsbedarf sollte hier 
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insbesondere im Fokus stehen. Doch statt hier ehrliche Schwerpunkte zu setzen, wird 

das Gebiet mit besonderem Handlungsbedarf einfach erweitert und erweitert. 53,7 % 

der Fläche Bayerns haben inzwischen besonderen Handlungsbedarf. So kann man 

Gleichwertigkeitsprobleme nicht angehen.

Mein letzter Punkt ist der Digitalbonus. Was haben wir beim Digitalbonus und der Wirt-

schaftspolitik? – Bürokratie statt durchdachter Prozesse. Ich sage Ihnen jetzt einmal, 

wann der Digitalbonus in der letzten Zeit beantragt werden konnte: vom 1. bis zum 

4. Dezember – und da war noch ein Wochenende dazwischen –, vom 1. bis zum 

11. Januar und vom 1. bis zum 6. Februar. Natürlich ist der Digitalbonus wichtig, und 

er wird auch aufgestockt. Aber zeigen Sie mir ein Unternehmen, das sagt: Ich nehme 

Aufträge nur in den ersten paar Tagen des Monats an. Das ist ein unsägliches, ein un-

sinniges Verfahren. Sie denken, die Wirtschaft soll sich an den Prozessen der Verwal-

tung orientieren. Ich meine – das tut die FDP im Übrigen auch –, dass die Verwaltung 

so denken und handeln sollte, wie die Wirtschaft es braucht, und da ist sehr viel mehr 

Effizienz und Effektivität erforderlich, als wir es an dieser Stelle erleben. Schon an die-

sen Beispielen wird deutlich: Viel Geld allein macht keine gute Politik.

(Beifall bei Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kollege. – Jetzt darf ich dem Kolle-

gen Winter für die CSU-Fraktion das Wort erteilen. Bitte schön.

Peter Winter (CSU): Liebe Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber 

Kollege Pohl, vielen Dank für die freundlichen Worte, die ich gerne zurückgebe, und 

zwar an alle Mitglieder des Haushaltsausschusses, weil wir, denke ich, trotz mancher 

Kontroversen menschlich gut miteinander auskommen. Das hilft auch, große Tages-

ordnungen zu bewältigen.

Sie haben das Gemeinschaftswerk angesprochen, das alle Parteien hier im Landtag 

verbinden soll. Dabei sind die FREIEN WÄHLER diejenigen, die dann, wenn man ein 

Gemeinschaftswerk gefunden hat – ich denke an die Straßenausbaubeiträge –, die 
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Ersten sind, die von der Fahne gehen, weil der Zeitpunkt gerade günstig ist, Populis-

mus unter das Volk zu bringen.

(Beifall bei der CSU und Abgeordneten der SPD – Zuruf von der CSU: Sehr gut!)

Ich sage Ihnen eines: Sie bekommen einen falschen Beifall. Sie bekommen Beifall von 

denen, die viele Häuser und viele Wohnungen haben. Diese entlasten Sie nämlich. 

Den kleinen Mann entlasten Sie mit der Art und Weise, wie Sie mit den Straßenaus-

baubeiträgen umgehen, nicht; das sage ich Ihnen heute.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ich zitiere dich jeden Abend!)

– Du brauchst mich nicht zu zitieren.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Mache ich aber!)

Du solltest dich mit dem Bürgermeister aus Goldbach in meinem Landkreis, dem Kol-

legen Thomas Krimm, beschäftigen, der dem "Main-Echo" ein tolles Interview gege-

ben hat. Er hat deinem Landes-, Bundes- und Europavorsitzenden beim Neujahrs-

empfang in der Staatskanzlei gesagt: Herr Aiwanger, ich bin Bürgermeister in 

Goldbach und gehöre den FREIEN WÄHLERN an; aber was Sie hier machen, scha-

det den Gemeinden und ist blanker Populismus. – Ich zitiere hier aus dem Kopf einen 

Bürgermeister der FREIEN WÄHLER.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN)

– Wir sehen ganz einfach, dass wir hier neue Wege gehen müssen. Ich sage auch: Ich 

war für die Straßenausbaubeiträge und kämpfe immer noch dafür, weil ich sie – auch 

für die Kommunen – als wichtiges Instrument empfinde. Wissen Sie, wenn man aus 

dem Nichts, obwohl es eine Absprache zwischen den Fraktionen gab, ein solches 

Volksbegehren auf den Weg bringt, muss man halt reagieren. Darauf wollte ich nur 

noch kurz eingehen.
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Lieber Kollege Hartmann, Hofheim liegt in Unterfranken. Da sehen Sie einmal, wie 

tüchtig die Unterfranken sind. Sie haben im Übrigen auch zu 98 % Straßenausbaubei-

träge bezahlt. Da warte ich immer noch auf eine Aussage der FREIEN WÄHLER, wie 

das entschädigt werden soll, weil es halt Rechtstreue und weniger Rechtstreue gibt. 

Aber da fehlt es auch noch.

Lieber Herr Hartmann, ich habe es das letzte Mal schon gesagt: Die Bauernschelte, 

die Sie ständig betreiben, hilft uns nicht weiter.

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Hartmann (GRÜNE))

Die Bauern tragen einen Großteil der Naturschutzprogramme in Bayern mit. Es ist halt 

einfach für die Opposition, sich ein kleines Segment herauszunehmen und die Erbsen 

zu zählen. Wir von der CSU haben die Gesamtverantwortung für einen solchen Haus-

halt, und wir reden immerhin über nahezu 60 Milliarden Euro für die Zukunft in Bayern.

Ich möchte mich trotz allem noch einmal für die straffen und guten Beratungen im vor-

gegebenen Zeitrahmen bedanken. Das war sicherlich eine große Herausforderung. 

Wir haben an fünf Sitzungstagen in 25 Stunden und 25 Minuten oft kontrovers disku-

tiert. Aber wir haben gut zusammengearbeitet. Ich danke dem Finanzstaatssekretär 

Albert Füracker, der bei den Beratungen anwesend war, sowie auch den Häusern, die 

bei den Debatten präsent waren. Es war gut, dass man sich über Nachfragen noch auf 

den einen oder anderen Punkt berufen konnte. Ich danke vor allem aber auch den Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern der Ausschussbüros, der Fraktionen und der Ministeri-

en für die gute Vorbereitung der Sitzungen. Letztendlich, liebe Präsidentin, darf ich 

Ihnen ganz herzlich danken. Sie haben mit Ihren Kalorien dazu beigetragen, dass wir 

nicht abgegangen sind. Am wichtigsten aber, denke ich, ist der Dank – da stimme ich 

dem Kollegen Pohl zu – an die Menschen in Bayern, an den Steuerzahler und die 

Steuerzahlerin, die erst durch ihren Fleiß und ihre Arbeit dieses solide finanzielle Fun-

dament des Freistaates Bayern geschaffen haben.
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Der Länderfinanzausgleich ist natürlich ein heikles Thema. Wir bezahlen mit dem Um-

satzsteuervorwegausgleich rund 8,3 Milliarden Euro in den Länderfinanzausgleich, 

davon alleine rund 5,9 Milliarden Euro für den klassischen Länderfinanzausgleich. 

Bayern trägt damit rund 52,6 % des gesamten Ausgleichsvolumens, das mittlerweile 

auf rund 11,2 Milliarden Euro angewachsen ist. Aber was zeigen uns denn diese Zah-

len letztendlich außer der großen Solidarität Bayerns mit den schwächeren Ländern in 

ganz Deutschland und nicht nur mit Berlin, Herr Kollege Pohl? – Sie sind vor allem ein 

Beleg für die Stärke und die Wirtschaftskraft Bayerns. Sie sagen am Ende aus, dass in 

Bayern die Steuereinnahmen stärker gestiegen sind als in den meisten anderen Län-

dern. Das hängt unmittelbar mit der phänomenal niedrigen Arbeitslosenquote in Bay-

ern zusammen. Diese liegt im Jahresdurchschnitt 2017 bei 3,2 %. Ich denke, wenn die 

Menschen Arbeit haben, ist das die beste Sozialpolitik, die man überhaupt machen 

kann.

(Beifall bei der CSU)

Bayern belegt damit 2017 mit Abstand den Spitzenplatz in Deutschland vor Baden-

Württemberg mit 3,5 %. Die Zahl der Arbeitslosen in Bayern hat sich innerhalb der 

letzten zehn Jahre um rund 34 % reduziert. Da kann nicht alles verkehrt gelaufen sein 

in der Wirtschaftspolitik, wenn Bayern solche Zahlen vorweisen kann. Die Arbeitslo-

senquote ging von 5,3 % auf 3,2 % zurück. Durch diese wirtschaftliche Stärke Bayerns 

konnten wir in den letzten Jahren vorausschauend eine starke Rücklage aufbauen. 

Ende 2016 betrug diese Rücklage des Freistaates Bayern rund 6,3 Milliarden Euro.

Lieber Kollege Harald Güller, ich muss doch ein paar Punkte klarstellen. Du hast einen 

Widerspruch in sich gezeichnet, wenn du auf der einen Seite sagst, es müssten viel 

mehr Schulden getilgt werden, und auf der anderen Seite mehr Forderungen an den 

Haushalt stellst. Das passt irgendwie nicht so richtig zusammen. Der Dreiklang, den 

du genannt hast, war gut. Wir führen ihn in Bayern auch famos aus, also, denke ich, 

ganz in deinem Sinne.
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(Zuruf des Abgeordneten Harald Güller (SPD))

Ein altes Thema ist die Landesbank. Ich habe immer das Gefühl, manche Kollegen 

lesen uns zum fünften Mal die Reden aus den letzten Jahren vor. Ich möchte noch 

einmal klarstellen, dass die Landesbank zu 50 % dem Freistaat und zu 50 % den 

Kommunen gehört hat

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Sparkassen!)

und dass nicht nur Minister in den Gremien saßen, sondern auch viele Bürgermeister 

jeglicher Couleur, die in den Gremien der Landesbank mitgearbeitet haben. Dabei will 

ich es auch belassen.

(Harald Güller (SPD): Im Verwaltungsrat saßen lauter Schwarze!)

Wir plündern nach Ihrer Auffassung die Rücklage. Wir plündern die Rücklage von 

2015 bis 2018 um 3,8 Milliarden Euro, so Ihr Vorwurf. Herr Güller hat hier den inzwi-

schen veralteten Stand bei der Verabschiedung des Doppelhaushaltes 2017/2018 ver-

wendet. Dabei bleibt aber der vom Finanzministerium veröffentlichte Haushaltsab-

schluss 2016 unberücksichtigt. Bis Ende 2016 betrug die Rücklage rund 6,3 Milliarden 

und nicht 4,7 Milliarden Euro, wie von manchem Kollegen angenommen. Laut vorläufi-

gem Haushaltsbericht 2017 ergibt sich damit Ende 2018 ein voraussichtlicher Stand 

der Rücklage von rund 4,6 Milliarden Euro. Darin ist aber das Ergebnis des Haushalts-

vollzugs 2017 noch gar nicht enthalten. Ich wollte damit eigentlich nur deutlich ma-

chen, dass weder die Steuerzahlen noch die Rücklagen vom Himmel fallen. Wer keine 

Rücklagen anspart und zurücklegt, kann zum Beispiel auf Herausforderungen wie in 

der schwierigen Phase des Flüchtlingszustroms nicht reagieren. Andere Bundesländer 

mussten für diese Aufgaben Schulden aufnehmen. Wir hatten entsprechend vorge-

sorgt, und wir werden auch künftig so vorsorgen, dass wir für Eventualitäten und für 

konjunkturelle Dellen gerüstet sind. Das ist, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

vorausschauende Haushaltspolitik, die wir auch künftig fortführen werden. Von Plün-

derung kann keine Rede sein.
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(Beifall bei der CSU – Harald Güller (SPD): 15: 6,1 Milliarden!)

Wir haben von 2015 bis 2018 insgesamt rund drei Milliarden Euro Schulden getilgt. 

Von einer Plünderung der Rücklage kann also in keiner Weise die Rede sein. – Lieber 

Harald, ich habe sogar Verständnis dafür: Ihr kennt euch halt einmal besser mit Schul-

den aus als mit Rücklagen. Rücklagenbildung ist das Gegenteil von dem, was ihr 

macht.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD: Oh!)

Wären wir den Vorschlägen der SPD zu den letzten Haushalten gefolgt – –

(Harald Güller (SPD): Fasching ist vorbei!)

– Ja, aber es ist halt einmal so, wie es ist: Nordrhein-Westfalen hat 187 Milliarden 

Schulden. Ich muss einmal sagen: Daran wart ihr nicht ganz unbeteiligt.

(Zurufe von der SPD – Gegenrufe von der CSU – Unruhe – Glocke des Präsiden-

ten)

– Danke. – Allein die Änderungsanträge der SPD der Jahre 2000 bis 2010 enthalten 

Mehrforderungen in Höhe von insgesamt 14,19 Milliarden Euro, und zwar meist, wenn 

auch nicht immer, ohne Gegenfinanzierung.

(Reinhold Strobl (SPD): Von 2000 bis 2010? – Weitere Zurufe von der SPD)

Man sollte da also schon ein bisschen vorsichtig sein. Wir haben heute schon einmal 

darüber gesprochen: Krafttöne gehören mit zur Haushaltsberatung; aber es ist schon 

ein bisschen dreist, von einer Plünderung der Rücklage zu sprechen, die wir voraus-

schauend angespart haben, damit wir auf Eventualitäten berechnend reagieren kön-

nen.

(Beifall der Abgeordneten Barbara Stamm (CSU))
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Ich muss noch einmal sagen: Bayern ist bisher ganz gut damit gefahren, dass wir nicht 

den gesamten Änderungsanträgen der SPD gefolgt sind. Außerdem denke ich, dass 

wir über die Rücklage diskutieren, zeigt, dass wir ein kleines Luxusproblem haben, um 

das uns andere Bundesländer beneiden.

Außerdem steht immer noch die Behauptung im Raum, dass unser Ziel des Schulden-

abbaus bis 2030 nicht erreichbar ist. Von 2012 bis 2018 – ich habe es gesagt – wer-

den wir insgesamt rund 5,6 Milliarden Euro getilgt haben. Die Pro-Kopf-Verschuldung 

in Bayern lag 2017 bei 2.120 Euro und damit viermal niedriger als der entsprechende 

Durchschnitt in den übrigen westlichen Flächenländern von 8.611 Euro. Wir haben 

damit beim Schuldenabbau, wie in vielen anderen Bereichen auch, eine Vorreiterrolle 

in Deutschland. Baden-Württemberg beginnt erst mit dem Doppelhaushalt 2018/2019 

mit dem Schuldenabbau. In Nordrhein-Westfalen hat 2017 durch die Landtagswahl 

eine Korrektur stattgefunden. Dort mussten weitere Schulden aufgenommen werden, 

damit der notwendige Haushaltsausgleich vorgenommen werden konnte.

(Florian von Brunn (SPD): Schwarz-Gelb!)

Ab 2020 können wir den Schuldenabbau durch die deutlichen Entlastungen im Län-

derfinanzausgleich noch verstärken. – Dann sagen Sie dazu, lieber Herr von Brunn, 

das waren fünf Jahre, und in der restlichen Zeit war die SPD dort an der Regierung. 

Sie sollten sich die Statistiken einmal ansehen, bevor Sie hier unqualifiziert hineinplär-

ren.

(Zuruf von den GRÜNEN: Wer hat denn in Bayern die Schulden gemacht?)

Ab 2020 können wir den Schuldenabbau durch die deutlichen Entlastungen beim Län-

derfinanzausgleich noch verstärken. Natürlich wäre es noch schöner gewesen, wir 

hätten bei den Verhandlungen noch mehr herausholen können; aber letztendlich 

haben sich die Länderchefs auf diesen gemeinsamen Weg geeinigt, und ich denke, 

dabei war Bayern wiederum mehr als solidarisch. Das Ziel des vollständigen Schul-
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denabbaus bis 2030 ist ambitioniert, das weiß ich; aber wir können und wir wollen es 

erreichen.

Von vielen meiner Vorredner sind die angeblichen Defizite bei den Stellen im Bildungs-

bereich angesprochen worden. Die Bildungsausgaben steigen im Jahr 2018 auf rund 

19,6 Milliarden Euro. Das ist ziemlich genau ein Drittel unserer Gesamtausgaben. Laut 

"Bildungsfinanzbericht 2017" des Statistischen Bundesamtes gibt kein Bundesland 

mehr Geld für Bildung aus als Bayern. Knapp ein Siebtel der deutschen Bildungsaus-

gaben stammen demnach vom Freistaat Bayern. In den letzten Jahren gab es deutli-

che Verbesserungen für die bayerischen Schulen. Die komplette demografische Ren-

dite verbleibt im Schulsystem. Seit 2012 wurden rund 6.500 Stellen aus der 

demografischen Rendite für Verbesserungen im Schulsystem und die Sicherstellung 

der Unterrichtsversorgung eingesetzt. Daneben haben wir seit 2008 knapp 6.000 zu-

sätzliche Stellen geschaffen. Hinzu kommen insgesamt weitere 1.900 neue Stellen im 

Nachtragshaushalt 2016 und im Doppelhaushalt 2017/2018 für die Beschulung von 

Kindern mit Fluchthintergrund. Damit haben wir von 2008 bis 2018 über 14.000 Leh-

rerstellen neu geschaffen und den Schulen über alle Bildungsbereiche hinweg zur Ver-

fügung gestellt.

(Beifall bei der CSU)

Das 2017 beschlossene Bildungspaket sieht weitere 2.000 neue Stellen vor, davon 

1.000 Stellen für das neue G 9 sowie 1.000 Stellen für die übrigen Schularten. 500 

davon sind bereits im Nachtragshaushalt 2018 enthalten. Wie man angesichts dieser 

Zahlen, aber auch angesichts der finanziellen Hinterlegungen von Defiziten bei den 

Stellen im Bildungsbereich sprechen kann, bleibt wohl immer das Geheimnis derer, die 

das so ausdrücken.

(Horst Arnold (SPD): Elternbeirat! – Harald Güller (SPD): Eltern, Lehrer, Schullei-

tungen!)

– Das höre ich nicht; ich höre das nur von euch.
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(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Bayern liegt beim kommunalen Finanzausgleich im Pro-Kopf-Vergleich mit anderen 

Ländern nicht vorne. Das stimmt vielleicht auf den ersten Blick ausnahmsweise. Ein 

Vergleich der FAG-Leistungen der einzelnen Länder ist aber nicht aussagekräftig; in 

jedem Land umfasst der kommunale Finanzausgleich ein anderes Leistungsspektrum. 

Jedes Land setzt andere Schwerpunkte, und jedes Land finanziert den kommunalen 

Finanzausgleich anders. In Bayern enthält der kommunale Finanzausgleich nur einen 

Teil der Leistungen an die Kommunen. 2018 sind das rund 9,53 Milliarden Euro. Hinzu 

kommen bei uns weitere Leistungen an die Kommunen wie die Förderung der Be-

triebskosten bei der Kinderbetreuung und im Breitbandausbau. Damit kommt man auf 

insgesamt rund 15,7 Milliarden Euro im Jahr 2018 für die bayerischen Kommunen. 

Das ist jeder vierte Euro aus dem Staatshaushalt. Die finanzielle Situation der baye-

rischen Kommunen ist im Ländervergleich hervorragend. – Herr Pohl, es wäre hilf-

reich, wenn Sie sich diese Daten wirklich einmal näher verinnerlichen würden. Ich stel-

le jedenfalls, wenn ich draußen bin, immer wieder fest, dass die meisten Kommunen 

mit den Zuschüssen bzw. mit dem kommunalen Finanzausgleich sehr zufrieden sind.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Natürlich wird immer gesagt, dass es durchaus noch mehr sein kann; das ist nachvoll-

ziehbar.

Vom Finanzierungsüberschuss 2016 der Gemeinden in den westlichen Flächenlän-

dern entfiel mehr als die Hälfte auf die bayerischen Kommunen, nämlich 2,1 Milliarden 

Euro von 3,5 Milliarden Euro. Die bayerischen Kommunen haben außerdem seit Jah-

ren die höchste Investitionsquote der westlichen Flächenländer. Das waren 2016 

20,5 % und damit erheblich mehr als im Durchschnitt der westlichen Flächenländer 

von 13,3 %. Die Verschuldung der bayerischen Kommunen war mit 1.118 Euro pro 

Kopf die zweitniedrigste aller Flächenländer West. Wenn Sie also allein auf einen Ver-
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gleich der FAG-Leistungen abzielen, zeichnen Sie absichtlich ein völlig verzerrtes Bild 

von der Realität. Auch hier bitte ich, die Dinge etwas konzentrierter darzustellen.

Wir haben im Haushaltsausschuss neben dem Nachtragshaushaltsgesetz und dem Fi-

nanzausgleichsänderungsgesetz 13 verschiedene Haushaltspläne beraten.Dabei 

musste der Haushaltsausschuss insgesamt 465 Änderungsanträge bewältigen. Das 

waren fast 170 mehr als zum Nachtragshaushalt 2016. Dabei sind die Tischvorlagen 

noch nicht berücksichtigt. Das liegt auch daran, dass Sie, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen von der Opposition, eine Vielzahl Ihrer Änderungsanträge zu früheren Haushalten 

einfach kopiert und lediglich um neue Zahlen ergänzt haben.

(Reinhold Strobl (SPD): Ihr brauchtet sie ja nicht abzulehnen!)

Auf diese Weise beraten wir im Haushaltsausschuss mit der Zeit über immer mehr Än-

derungsanträge, von denen nur ein Teil inhaltlich wirklich neu ist. Solche Änderungs-

anträge zu stellen, ist Ihr gutes Recht, und wir behandeln sie auch. Ich habe es nur 

angesprochen, um es festzuhalten.

(Harald Güller (SPD): Ihr braucht sie nur anzunehmen, dann brauchen wir sie 

nicht mehr zu stellen!)

Die CSU-Fraktion hingegen hat mit 80 eigenen Änderungsanträgen deutliche Akzente 

im Nachtragshaushalt gesetzt, auch deshalb, weil wir nicht nur 50 Millionen Euro mehr 

zur Verfügung haben, um unsere eigenen Akzente zu setzen, sondern weil wir mittler-

weile 75 Millionen Euro mehr für für uns wichtige Dinge einsetzen können.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Bei 60 Milliarden nur 75 Millionen?)

– Auch bei den 60 Milliarden Euro, lieber Herr Kollege Pohl, hat die Fraktion den Häu-

sern eifrig ins Stammbuch geschrieben; die entsprechenden Vorhaben wurden ver-

wirklicht. Es kamen noch 75 Millionen Euro hinzu für Projekte, die uns ebenfalls wich-

tig waren. Diese betreffen insbesondere die Infrastruktur, die Dorferneuerung und die 

Wohnraumförderung; auch die Wohnraumförderung ist ein Thema, das uns wichtig ist.
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Ich bin sehr dankbar dafür – das möchte ich noch einmal deutlich machen –, dass wir 

über alle Fraktionsgrenzen hinweg im Haushaltsausschuss die "Drücker" sind, wenn 

es um die Stadibau-Wohnungen geht. Der Freistaat Bayern stellt immer wieder Grund-

stücke zur Verfügung, auch hier in München, damit Staatsbedienstete Wohnraum fin-

den. Für diese gemeinsamen Initiativen bin ich sehr dankbar. Die Ballungsraumzulage 

ist das eine, tarifliche Erhöhungen sind das andere. Dass es mehr Wohnungen für die, 

ich sage es einmal so, "Indianer" und nicht nur für die "Häuptlinge" gibt, ist uns ein ge-

meinsames Anliegen. Dafür sind wir sehr dankbar.

Für den Staatsstraßenausbau haben wir ebenfalls zusätzliche Mittel auf den Weg ge-

bracht; die entsprechenden Ausgabemittel steigen um 10 Millionen Euro. Die Gesamt-

ausgaben dafür liegen nunmehr bei rund 290 Millionen Euro. Damit setzen wir einen 

Schwerpunkt bei der bayerischen Verkehrsinfrastruktur.

Im öffentlichen Nahverkehr und beim Radverkehr wollen wir neue Wege gehen. Auf 

Änderungsanträge unserer Fraktion hin sollen mit zusätzlich 4 Millionen Euro innovati-

ve Pilotprojekte im öffentlichen Personennahverkehr und im Radverkehr gefördert wer-

den, was im Haushaltsausschuss letztlich Zustimmung fand.

(Beifall bei der CSU)

Dankbar bin ich für die Kulturförderung. Auch insoweit gibt es über die Fraktionsgren-

zen hinweg durchaus Verbindungen, von der Musik zum Gesang. Lieber Paul, wir ar-

beiten gemeinsam für dieses wichtige Anliegen. Wir haben auf CSU-Initiative für 

Musik, Kunst und Kultur über 6 Millionen Euro zusätzlich bereitgestellt. Von der Aufsto-

ckung der Kulturförderung sollen unter anderem die Sing- und Musikschulen mit 1 Mil-

lion Euro, die Laienmusik mit 500.000 Euro, die nichtstaatlichen Theater mit 1,3 Millio-

nen Euro, die Orchester mit 800.000 Euro sowie vor allem – auch ein wichtiges 

Anliegen des AK Wissenschaft – die Lehrbeauftragten an Musikhochschulen mit 1 Mil-

lion Euro profitieren.

(Beifall bei der CSU)

Protokollauszug
125. Plenum, 27.02.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 59



Wir wollen, dass die Kultur in Bayern nicht nur in unseren Metropolen, sondern auch 

und gerade im ländlichen Raum glänzt. Ich bin viel unterwegs und sage oft bei Kon-

zerten und anderen Anlässen: Die Kultur spielt sich nicht nur in den großen Häusern 

in München und Nürnberg ab.

(Isabell Zacharias (SPD): Genau!)

Sie spielt sich durch die Musik- und Gesangsvereine vor allem auch im ländlichen 

Raum ab. Dafür sollten wir dankbar sein.

(Beifall bei der CSU – Isabell Zacharias (SPD): Ja, genau!)

Wir kennen das Problem mit dem Wohnraum in den Ballungsräumen; darüber haben 

wir heute schon ausführlich beraten, auch ich habe es angesprochen. Aber neben 

dem Freistaat und den Kommunen sind vor allem diejenigen gefordert, die das Pla-

nungsrecht haben. Das ist mittlerweile eine sehr, sehr schwierige Situation. Wir ken-

nen unsere Anträge. Wir wissen zum Beispiel von den Stadibau-Anträgen, wie lange 

ein solches Verfahren dauert, bis die Genehmigung vorliegt. Um zu Verkürzungen zu 

kommen, bedarf es gemeinsamer Anstrengungen.

Neben unseren eigenen Änderungsanträgen haben wir im Haushaltsausschuss noch 

über fast 400 Anträge der Opposition beraten. Es fiel auf – Herr Kollege Güller hat es 

angesprochen –, dass sich die GRÜNEN im Gegensatz zu früheren Haushalten nicht 

mehr die Mühe gemacht haben, Vorschläge zur Gegenfinanzierung zu unterbreiten. 

Das wirft ein bezeichnendes Licht auf die Situation. Früher war das anders. Die finanz-

politische Solidität fehlt, lieber Herr Kollege Hartmann. Das muss man schon anspre-

chen.

(Beifall bei der CSU)

Die GRÜNEN haben mit Mehrausgaben von insgesamt über 2 Milliarden Euro dieses 

Mal sogar die FREIEN WÄHLER als ungekrönten Meister der Mehrforderungen ganz 

knapp abgelöst. Wir dagegen halten uns im Nachtragshaushalt 2018 an unsere fi-
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nanzpolitischen Leitlinien und bewahren uns auch für die Zukunft eine große Rückla-

ge. Mit dem Nachtragshaushalt 2018 stärken wir die Rücklage auch dadurch, dass wir 

Rücklagenentnahmen durch Steuermehreinnahmen ersetzen.

Der Nachtragshaushalt 2018 zeigt, ergänzt durch unsere Fraktionsinitiative, eine aus-

gewogene Schwerpunktsetzung für eine positive Weiterentwicklung des Freistaates 

Bayern. Wir kommen dennoch ohne neue Schulden aus und tilgen im Jahr 2018 wei-

tere 1,5 Milliarden Euro Schulden. Damit bleibt Bayern das Land mit den solidesten 

Staatsfinanzen Deutschlands. Dafür auch ein Dank für die hervorragende Arbeit unse-

res Finanzministers Dr. Markus Söder und seiner Mitarbeiter!

(Beifall bei der CSU – Reinhold Strobl (SPD): Nicht übertreiben!)

Ich darf Sie deshalb ganz herzlich um Zustimmung zum Nachtragshaushalt 2018 bit-

ten. Sie würden damit den Weg für eine weiterhin gute, positive Entwicklung Bayerns 

ebnen. Wenn ihr nicht mitgeht, dann werden wir es – wie immer – allein machen. Wir 

werden es auch den Bürgerinnen und Bürgern draußen sagen.

(Beifall bei der CSU – Harald Güller (SPD): Ihr braucht nur unseren zehn Anträ-

gen zuzustimmen, dann geht es!)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Kollege Winter. – Die nächste 

Wortmeldung: Kollege Knoblauch von der SPD. Bitte sehr.

Günther Knoblauch (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Wir haben von Herrn Kollegen Winter soeben gehört, dass der kommunale Fi-

nanzausgleich ein Volumen von 9,53 Milliarden Euro erreicht – so viel wie noch nie. 

Wir müssen aber fragen, woher dieses Geld kommt.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Deshalb möchte ich am Beginn meiner Ausführungen den Bürgerinnen und Bürgern 

draußen für ihre Arbeit danken; denn sie haben diese Steuereinnahmen überhaupt er-
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möglicht. Dass der Finanzminister mehr Geld zur Verfügung hat, geht nicht auf einen 

Beschluss zurück. Die Steuermehreinnahmen sind vielmehr Ausdruck der erfolgrei-

chen Arbeit der Bevölkerung.

Da wir uns über den kommunalen Finanzausgleich unterhalten, möchte ich bei dieser 

Gelegenheit auch den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern, den Mandatsträgerin-

nen und Mandatsträgern, vor allen Dingen den Beschäftigten in den Rathäusern und 

Landratsämtern danken. Würden sie nicht einen so guten Job machen, wäre das, was 

bei uns abläuft, gar nicht möglich gewesen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, die 9,5 Milliarden Euro des kommunalen Finanzausgleichs 

sind nur die eine Seite der Medaille. Ich möchte auch darauf hinweisen, dass dieser 

kommunale Finanzausgleich nicht von allen Spitzenverbänden gelobt wird. Der Präsi-

dent des Bayerischen Bezirketags, Herr Mederer, hat deutlich zum Ausdruck gebracht, 

dass das, was als Ergebnis festzustellen ist, nichts ist, womit man zufrieden sein 

könne. Ich füge hinzu: Die zusätzlichen Belastungen der Bezirke führen dazu, dass in 

jeder kreisangehörigen Gemeinde die Kreisumlage um ein, zwei Punkte zu hoch ist. 

Auch das muss man zu diesem Finanzausgleich sagen.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in vielen Bereichen werden die Möglichkeiten für die 

Kommunen vom Freistaat nicht genutzt. In vielen Bereichen lässt der Freistaat die 

Kommunen allein und gefährdet dadurch die Lebensqualität in unserem bayerischen 

Land.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, insbesondere finanzschwache Kommunen erhalten keine 

Hilfe, um aus ihrer klammen Lage herauszukommen. Selbst bei Bedarfszuweisungen 

werden Auflagen getätigt, die die Kommunen eigentlich noch weiter hineinbringen und 
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dafür sorgen, dass die gewünschte Lebensqualität vor Ort nicht gegeben ist. Wenn wir 

uns schon darüber unterhalten, wie das ist, lieber Kollege Winter: Wir können sicher 

feststellen, dass der Finanzausgleich 2008 16,9 % der Einnahmen des Freistaats aus-

gemacht hat. Dieses Jahr sind es 15,7 %. Da kommen dann nicht allein die Hinzurech-

nungen dazu, sondern da ist auch zu berücksichtigen, dass die Kommunen in vielen 

Bereichen ihren Beitrag leisten müssen, damit der Freistaat seine Aufgaben erfüllt. Mit 

meinen Kollegen, dem Herrn Wengert und den anderen Bürgermeisterinnen und Bür-

germeistern, bin ich der Meinung – und das ist eine langjährige Forderung von uns –, 

dass der Anteil am Steuerverbund schrittweise von 12,75 auf 15 Prozentpunkte erhöht 

werden sollte. Da waren wir uns auch in der Enquete-Kommission einig, bevor die 

CSU-Fraktion ihren Einfluss geltend gemacht hat. Um es deutlich zu sagen: Wir sind 

hier Schlusslicht in Deutschland. Das muss sich ändern.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte noch ein paar Beispiele nennen, weil uns vorgeworfen wird, dass wir 

"immer mehr, immer mehr" sagen. Die Kommunen erhalten jetzt weniger, als es not-

wendig wäre. Man muss sich das bloß einmal vorstellen: Im Jahr 2004 lag beim Kfz-

Steuerersatzverbund der Anteil der Kommunen bei 65 %. Das ist dann auf 42 % ge-

kürzt und dann auf 52 % erhöht worden. Ein Finanzierungsstau von rund 400 Millionen 

Euro ist vorhanden. Wir müssen endlich wieder so weit kommen, wie wir damals 

waren. Davon sind wir immer noch weit weg. Das sind trotz aller Preissteigerungen 

Dinge, die bei den Kommunen hängen bleiben.

Das trifft auch beispielsweise bei den Schwimmbädern zu. Es wird jetzt immer wieder 

gesagt, ja, wir überlegen ja, und da machen wir einen Arbeitskreis. – Seit Jahren wird 

darauf hingewiesen, dass die Kommunen die Lebensqualität mit Schulschwimmbe-

cken usw. nicht leisten können. Es gibt 910 Bäder in Bayern, davon sind 54 nach Aus-

sage der Staatsregierung von der Schließung bedroht, und 20 sind schon geschlos-

sen. Das kann es doch nicht sein! Das trägt doch mit zur Landflucht bei. Darüber muss 

man doch einmal nachdenken. Hier muss endlich gehandelt werden und nicht nur 
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nach dem Motto "Wenn mir nichts mehr einfällt, mache ich einen Arbeitskreis" vorge-

gangen werden.

(Beifall bei der SPD)

Ein Punkt, der mir auch ganz wichtig ist, insbesondere wenn man auf die Förderquo-

ten schaut, wo man sagt, die Kommunen bräuchten mehr, ist die Schülerbeförderung. 

Da gibt es eine Förderquote von angeblich 60 %. Wir bräuchten aber 80 %. Man 

spricht von Freiheit des Schulweges und lässt auch dort die Kommunen letztlich mit 

den Mehrkosten alleine.

Die Kommunen – auch das muss man ansprechen – erhalten weniger als verspro-

chen. In den letzten Wochen erreichten mich immer wieder Anfragen von Bürgermeis-

tern aller Couleur, dass mit der Krippenförderung irgendetwas nicht stimmen kann. Da 

wird verkündet, dass es 90 % Förderung gibt. Da bekommen die Kommunen die Er-

laubnis, die Kinderkrippe zu erweitern, und bekommen die Vorgaben, was dafür nach 

staatlichen Richtlinien notwendig ist. Wenn sie danach bauen, dann stellt man fest, 

dass vieles von dem, was der eigene Staat, der gleiche Staat, verlangt, gar nicht för-

derfähig ist. Es gibt Kommunen, die statt 90 % nur 28 % oder 40 % bekommen. Das 

sind die Dinge, wo man sagt: Das kann es doch nicht sein, dass der Staat etwas ver-

spricht und verkündet und etwas ganz anderes herauskommt. Auch da muss sich 

etwas ändern.

(Beifall bei der SPD)

Ich komme zum nächsten Punkt, auf den ich immer wieder hinweise. Der Freistaat 

lässt sich auch von den Kommunen finanzieren. Man hat die Mittel für die Erledigung 

der staatlichen Aufgaben jetzt ein bisschen erhöht. Die Pro-Kopf-Anweisung an die 

Landratsämter – das haben die kommunalen Spitzenverbände deutlich dargestellt – 

müsste eigentlich doppelt so hoch sein. Jetzt rechnen Sie das einmal durch – 17 Euro 

pro Einwohner in Bayern –, wie viele Millionen oder Milliarden das ausmachen würde. 
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Sie müssen feststellen, dass die Kommunen das für Erledigungen für den Freistaat 

ausgeben. Das macht bei uns einen bis zwei Punkte Kreisumlage aus.

Schauen wir die kommunale Sonderbalance an. Da sollte der Freistaat seine Straßen 

selber bauen, und was macht er? – Er lässt die Kommunen bauen. Dann sagt er, es 

gibt 80 % Zuschuss. Unter dem Strich kommen auch da nur 50 % oder 60 % raus. 

Auch das sind Dinge, die man ansprechen muss, dass nämlich die Kommunen Aufga-

ben für den Freistaat erledigen, oder umgekehrt: Der Freistaat lässt seine Aufgaben 

von den Kommunen erledigen und lobt sich noch dazu selbst.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zusammenfassend möchte ich noch auf etwas hin-

weisen, was mir sehr am Herzen liegt. Wir haben eine Dezentralisierung von Hoch-

schulen. Wir befinden uns dabei auf einem guten Weg. Nur müssen wir aufpassen, 

dass der Freistaat seine eigene Verfassung einhält. Das steht nämlich in Artikel 138: 

Der Bau und die Verwaltung von Hochschulen ist Aufgabe des Freistaats. – Ich frage 

mich bloß, warum man die Kommunen dazu zwingt, Verträge zu unterschreiben, um 

Investitionen und Unterhaltskosten selbst zu tragen. Das kann es doch nicht sein!

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, Kollege Winter, ich hätte dem kommunalen Finanzaus-

gleich ganz gern zugestimmt, und die Fraktion auch. Aber dieser kommunale Finanz-

ausgleich ist nicht die Partnerschaft zwischen Freistaat und Kommunen. Darunter 

muss man etwas anderes verstehen. Es werden viele Probleme vor Ort überhaupt 

nicht angegangen, und wenn, dann vielleicht mit einem Schauantrag, in dem man 

sagt, da geben wir ein bisschen. Aber das Problem löst man dadurch nicht. Deshalb 

sage ich: Dieses Finanzausgleichsgesetz ist kein Meisterwerk, sondern Stückwerk. 

Deshalb ist das keine Zukunftsvision für unsere Kommunen, und wir lehnen es ab.

(Beifall bei der SPD)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Kollege Knoblauch. – Für die 

nächste Wortmeldung bleibt es bei der SPD-Fraktion: Der Kollege Kränzlein hat sich 

gemeldet. Bitte schön.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Dass der Ministerpräsident seine Fraktion nicht mehr sehen will, steht in der Zeitung.

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): In der Zeitung steht viel!)

Dass der Finanzminister bei einer Haushaltsberatung überhaupt nicht mehr im Saal 

ist, genauso wie er nicht im Saal war, als wir im Ausschuss debattiert haben, das ist 

eine Respektlosigkeit.

(Beifall bei der SPD)

So unambitioniert sein Verhalten hier ist, so unambitioniert ist auch dieser Nachtrags-

haushalt. Dort, wo Gestaltungsmöglichkeiten gegeben sind, haben Sie überhaupt nicht 

sachgerecht auf die drängenden gegenwärtigen Probleme reagiert, sondern mit Fei-

genblattanträgen alleine die anstehenden Wahlen und dabei Ihren Machterhalt im 

Auge gehabt.

Der Kollege Güller hat schon einige Beispiele genannt. Die Kreismusikschulen sind 

ein typisches Beispiel. Die anderen Fraktionen, vor allem wir, drängen schon seit Jah-

ren auf eine angemessene Finanzierung. Da kommen Sie dann nach einigen Jahren 

mit einem Bruchteil hinterher.Ähnlich ist es bei den städtischen Theatern. Bei den Pfle-

gestützpunkten und der Verbesserung der Hochschulfinanzierung ist es besonders 

tragisch. Überall dort haben Sie als Reaktion auf unsere Anträge versucht, den An-

schein zu erwecken, Sie hätten das Thema auch auf der Agenda und würden nun 

handeln. Aber tatsächlich lagen Ihre eingesetzten Summen immer lediglich im symbo-

lischen Bereich, und dort werden sie relativ wirkungslos bleiben. Für den Kollegen He-

rold, der anschließend etwas sagen muss, ein Beispiel, damit er darauf eingehen 

kann: Herr Kollege König hat in der Aktuellen Stunde auf eine kräftige Erhöhung beim 
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Wohnungsbau hingewiesen. Wissen Sie, wie bei Ihnen die kräftige Erhöhung ausge-

sehen hat? – Sie haben von 20 Millionen auf 25 Millionen Euro, also um 5 Millionen 

erhöht. Bei der Verpflichtungsermächtigung für die kommenden Jahre haben Sie 

nichts gemacht. Auf diesem Gebiet hat die SPD eine Aufstockung um 365 Millionen 

gefordert; denn genau diese Summe wäre notwendig, um in dieser Region die Woh-

nungsnot auch nur annähernd wirkungsvoll zu bekämpfen.

Sie betreiben eine Placebo-Politik. In der Gesundheitspolitik und auf ärztlichem Gebiet 

können Placebos manchmal ein bisschen wirken. Aber Ihre Placebo-Politik wirkt so, 

dass sich die Zustände verschlimmern. Wir haben heute im Wohnungsbau die Proble-

matik, dass ein Drittel der Bevölkerung, wenn sie in einem Raum wie München umzie-

hen müsste, in München nicht mehr leben könnte. Sie kennen vielleicht die dortigen 

jüngsten Daten zur Verschuldung der Haushalte. Die Situation ist so brisant, dass man 

politisch reagieren muss. Diese politische Reaktion fällt bei Ihnen aus.

In der Aktuellen Stunde wurde bisher hierzu einiges gesagt, aber nicht richtig beleuch-

tet. Die staatliche Wohnungsbaugesellschaft ist eine wunderbare Idee, aber diese 

kommt von uns. Staatssekretär Füracker musste auf unsere Nachfrage, was er sich zu 

dieser staatlichen Wohnungsbaugesellschaft vorstelle, bezüglich der Prämissen, der 

Ziele, der konkreten Ausgestaltung und der Frage, wo im Haushalt Geld stecke, pas-

sen und sagen, das komme später. Genau diese Politik können wir nicht brauchen. 

Bleiben Sie bei Ihrer Absicht, den Wohnungsbau voranzutreiben, und orientieren Sie 

sich an einem gut ausgewogenen Antrag, den wir gestellt haben, der zielführend ist 

und den Sie in Wirklichkeit bereits kopiert haben.

Neben dem sozialen Wohnungsbau, dem Genossenschaftswohnungsbau und der 

Hilfe für kommunale Gesellschaften – Bereiche, die wir stärken müssen – brauchen 

wir im Wohnungsbau diese neue Säule, um mit öffentlichen Geldern die Kommunen 

einzubeziehen; denn nur Letztere können die Grundstücke vernünftig zur Verfügung 

stellen. Es wäre an der Zeit gewesen, dass Sie bei diesem Haushalt etwas konkret 

dazu sagen. Wie gesagt, Sie haben nichts gemacht.
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Ein anderes drängendes Problem ist Folgendes: Ein Drittel der bayerischen Bevölke-

rung fährt mit dem System der Münchner S-Bahn. Ein Drittel der bayerischen Bevölke-

rung braucht diese S-Bahn, kann sich aber darauf nicht mehr verlassen. Das ist in die-

sen Tagen wieder deutlich zu bemerken. Die Staatsregierung hat es nämlich seit 

vielen Jahren versäumt – das haben wir ihr immer wieder vorgehalten –, die Moderni-

sierung und Erweiterung insofern auf den Weg zu bringen, als wir angesichts der stark 

gestiegenen Fahrgastzahlen auf der Höhe der Notwendigkeiten sind. Aber was erle-

ben wir in dem Bereich: eine permanente Politikverweigerung des zuständigen Ver-

kehrsministers.

(Beifall bei der SPD)

Sehen wir uns als Letztes ein paar Kleinigkeiten in Bezug auf den Zehn-Punkte-Plan 

des künftigen Ministerpräsidenten an, wozu Herr Kollege Güller Ausführungen ge-

macht hat. Der künftige Ministerpräsident spricht von Revitalisierung von Ortskernen. 

Gleichzeitig erstellt er ein Landesentwicklungsprogramm, das in Wirklichkeit die Orts-

kerne eher in den Dornröschenschlaf versenkt, indem er alle wichtigen Ansiedlungen 

nach draußen drängt, auch in nahe an der Autobahn liegenden Kommunen. Die weiter 

hinten liegenden Kommunen bleiben sowieso auf der Strecke. Was wir erleben, ist 

also genau das Gegenteil, nämlich ein Sterben der Ortskerne. Von Revitalisierung ist 

bisher überhaupt nichts zu sehen.

Bei allem Respekt könnte ich Ihnen weitere Beispiele aufzählen, etwa dass Sie die 

Palliativmedizin gerade nicht fördern, während wir es beantragt haben, und dass Sie 

keine Pflegestützpunkte fördern, während wir es ebenfalls beantragt haben. Die Auf-

zählung ließe sich unbeschränkt fortsetzen.

Sie haben es aber zuwege gebracht, alle Anträge der Opposition abzulehnen, und das 

in aller Regel ohne jede sinnhafte Begründung. Souveränität schaut anders aus. Sie 

haben sich als Abgeordnete als nicht souverän erwiesen.

(Beifall bei der SPD)
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Dieser Nachtragshaushalt, über den wir heute abstimmen, ist mutlos und uninspiriert. 

Er setzt nicht einmal falsche Akzente – er setzt überhaupt keine Akzente. Darum leh-

nen wir ihn ab.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Kränzlein. – Für die 

CSU-Fraktion hat sich Herr Kollege Herold gemeldet. Bitte sehr.

Hans Herold (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr Präsident, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst 

möchte ich sagen, auch zu den Worten vom Kollegen Karl Freller: Wir legen für das 

Jahr 2018 einen Paradehaushalt vor. Ich lege noch mal drauf: Wir legen für das 

Jahr 2018 einen prima Haushalt vor. Nennen Sie mir ein Bundesland, welches einen 

so mutigen Haushalt vorlegt!

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD)

Deswegen gleich zu Beginn meiner kurzen Rede ein ganz besonderes Dankeschön 

an unseren Finanzminister Dr. Markus Söder. Er hat heute eine beeindruckende Rede 

gehalten. Herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der CSU)

Er ist ein großartiger Finanzminister und wird für den Freistaat Bayern ein großartiger 

Ministerpräsident werden.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD)

Ich danke ebenfalls unserem Staatssekretär Albert Füracker. Ein herzliches Danke-

schön gilt auch allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Finanzministeriums sowie 

allen tüchtigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der anderen Häuser. Herzlichen 

Dank für diese großartige Arbeit!
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(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Lieber Herr Kollege Dr. Kränzlein, deine Aussagen in Bezug auf Wohnungen kann ich 

einfach widerlegen; denn bis zum Jahr 2019 werden genau für diesen Bereich rund 

2,6 Milliarden Euro bereitgestellt, sodass im Rahmen des Wohnungspakts Bayern 

jedes Jahr 6.000 bis 7.000 Wohnungen, also insgesamt 28.000 staatlich finanzierte 

bzw. staatlich geförderte Mietwohnplätze, entstehen.

(Zuruf von der SPD: Bundesmittel!)

Im Nachtragshaushalt 2018, den wir heute mit den Stimmen der Mehrheitsfraktion, mit 

den Stimmen der CSU, beschließen werden, wird der Wohnungspakt Bayern mit 

einem Aufwuchs von rund 68 Millionen Euro weiter ausgebaut werden. Das heißt kon-

kret, dass wir insgesamt 685,6 Millionen Euro in diesen Haushalt eingestellt haben. 

Nennen Sie mir ein anderes Bundesland, das solche Leistungen erbringen kann.

(Beifall bei der CSU – Harald Güller (SPD): Leistungen, die ihr letztes Jahr gestri-

chen habt! Das ist ein Taschenspielertrick!)

Lieber Kollege Kränzlein, du hast auch darauf hingewiesen, dass alles nach außen 

verlagert wird. Wie ihr alle wisst, haben wir im Rahmen der Dorferneuerungsmaßnah-

men bei der Städtebauförderung – in Anführungszeichen – "auch wieder kräftig drauf-

gesattelt". Da sieht man sehr deutlich, dass wir insbesondere auch den Innenbereich 

stärken.

Lieber Kollege Bernhard Pohl, irgendwann musst du mit diesen alten Kamellen aufhö-

ren. Seit elf Jahren hört man in Bezug auf die Landesbank immer wieder diese alten 

Kamellen.

(Zurufe von der SPD)

Ihr FREIEN WÄHLER diskutiert rückwärts. Wir, die CSU, diskutieren nach vorne. Das 

möchte ich einmal deutlich sagen.
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(Beifall bei der CSU – Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Wir handeln, ihr redet!)

– Lieber Herr Kollege Pohl, ich wundere mich wirklich: Auch heute wurde wieder alles 

schlechtgeredet. Im Haushaltsausschuss sind die Aussagen oftmals ganz anders. Da 

wird uns immer wieder zugestanden, dass die Staatsregierung seit Jahrzehnten eine 

gute Finanzpolitik betreibt. Diese Aussage kann ich hundertprozentig unterstreichen.

(Beifall bei der CSU – Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Aber du hast bloß selek-

tiv zugehört!)

– Ich habe sehr gut zugehört.

Vielleicht noch ein Wort zur Straßenausbaubeitragssatzung. Ich bin selber Kommunal-

politiker und war zwölf Jahre Bürgermeister. Ich muss ehrlich sagen: Wenn man die 

Leute einbindet und informiert, gibt es in diesem Bereich null Probleme.Man kann 

auch die "großen Fälle" lösen, lieber Herr Kollege Pohl. Ich kann mich noch gut an 

eure ersten Aussagen erinnern. Es hieß, das koste ungefähr 60 Millionen Euro.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Nein!)

Zwischenzeitlich sind wir – das ist vorhin auch von dir erwähnt worden – bei 150 Millio-

nen Euro. Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist ein glatter Wortbruch beim 

Thema Straßenausbaubeitragssatzung.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Schmarrn!)

Ich möchte noch ein Wort zu Herrn Kollegen Hartmann sagen. Lieber Herr Kollege 

Hartmann – er ist anwesend –, ich komme selber aus dem ländlichen Raum. Ich bin 

stolz auf unseren ländlichen Raum.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Wir auch!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, man darf den ländlichen Raum nicht immer schlecht-

reden.

Protokollauszug
125. Plenum, 27.02.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 71



(Beifall bei der CSU)

Wir haben bei uns im ländlichen Raum eine hohe Lebensqualität. Im ländlichen Raum 

kann man noch Eigentum schaffen. In meiner Region herrscht aufgrund der guten 

Strukturpolitik auch unserer Wirtschaftsministerin Ilse Aigner Vollbeschäftigung mit 

einer Arbeitslosenquote in Höhe von 2 % – dafür ein herzliches Dankeschön.

(Beifall bei der CSU)

Ich bin Herrn Kollegen Sandro Kirchner sehr dankbar, dass er das Thema Behörden-

verlagerung angesprochen hat. Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist doch 

Strukturpolitik pur. Diese Behördenverlagerungen stärken den ländlichen Raum.

Thema Breitbandausbau: Ich bin stolz auf meinen Landkreis. 100 % der Kommunen 

beteiligen sich erfolgreich daran. Thema Kinderbetreuung: In meinem Stimmkreis er-

hält jedes Kind einen Platz in der Kita. Das möchte ich ausdrücklich betonen.

(Florian von Brunn (SPD): Laut Herrn Kollegen Herold gibt es keine Probleme in 

Bayern!)

Ein Punkt ist mir aufgefallen. Auf den bin ich auch ein bisschen stolz.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege Herold, Ihre Redezeit ist allerdings 

vorbei.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich gebe Ihnen noch zwei Minuten, wenn sie vorher Herrn Kollegen Pohl eine Zwi-

schenbemerkung machen lassen.

Hans Herold (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) Ja, selbstverständlich. Das mache 

ich doch immer.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege Pohl, bitte schön.
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Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Lieber Herr Kollege 

Herold, die Finanz- und Haushaltspolitik der Bayerischen Staatsregierung muss man 

differenziert betrachten. Sie ist nicht nur negativ. Das habe ich immer gesagt. Das 

weißt du auch.

Der zweite Punkt betrifft die Straßenausbaubeiträge. Zum Mitschreiben: Bisher haben 

die Kommunen 60 Millionen Euro von den Bürgern eingenommen. Der Gemeindetag 

hat berechnet, dass rund 100 bis 150 Millionen Euro benötigt werden. Deshalb haben 

wir 150 Millionen Euro in den Gesetzentwurf geschrieben.

Jetzt kommen wir zur Strukturpolitik der Wirtschaftsministerin. Ich kann mich noch gut 

daran erinnern, wie wir im Haushaltsausschuss saßen und das Wirtschaftsministerium 

händeringend versuchte, zu erklären, wie effektiv Förderprogramme sind. Am Ende 

des Tages mussten Sie zugeben, dass Sie diese nicht evaluieren können. Im Grunde 

genommen wissen Sie gar nicht, ob etwas ankommt, was ankommt und ob es effektiv 

ist oder nicht. Darüber haben wir alle den Kopf geschüttelt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Hans Herold (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Kollege Pohl, ich persönlich 

bin der Meinung, dass wir eine gute regionale Wirtschaftspolitik betreiben. Das kann 

ich für meinen Stimmkreis bestätigen. Damit bin ich sehr zufrieden. Eure ursprüngliche 

Aussage – dazu stehe ich auch – lautete: Das kostet 60 Millionen Euro. Dabei bleibe 

ich auch.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Nein!)

Einen Punkt, auf den ich auch ein bisschen stolz bin, möchte ich ansprechen. Bei den 

Beiträgen heute ist mir aufgefallen, dass nichts zu der Stellensituation bei unserer Fi-

nanz- und Steuerverwaltung gesagt worden ist. Das bedeutet konkret, dass wir gut 

aufgestellt sind. Darauf bin ich auch sehr stolz. Ein herzliches Dankeschön an unseren 
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Staatssekretär, lieber Albert Füracker, und an unseren Finanzminister Dr. Markus 

Söder.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, derzeit 

haben wir 2.600 Anwärterinnen und Anwärter in der Steuerverwaltung. Das ist eine 

Rekordzahl. Damit kann jeder Steuerbeamte, der altersbedingt ausscheidet, auch er-

setzt werden. Ich weiß aus eigener Erfahrung, dass beispielsweise unsere Hochschu-

len in Herrsching und in Kaufbeuren sowie die Landesfinanzschule in Ansbach voll mit 

Steueranwärterinnen und Steueranwärtern sind. Weiterhin konnten am Landesamt für 

Steuern 240 Vollzeitkräfte eingestellt werden – so viel in aller Kürze von meiner Seite.

Ich danke dem Finanzministerium, dem Finanzminister, dem Staatssekretär und den 

weiteren Häusern. Ich denke, wir haben einen sehr guten Nachtragshaushalt für das 

Jahr 2018 vorgelegt. Ich bin mir sicher, dass wir heute mit den Stimmen der Mehr-

heitsfraktion diesen Haushalt verabschieden werden. – Herzlichen Dank für die Auf-

merksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Herr Kollege Herold. – Für die 

Staatsregierung darf ich Herrn Staatssekretär Füracker das Wort erteilen. Bitte schön.

Staatssekretär Albert Füracker (Finanzministerium): Herr Präsident, liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Ich freue mich jetzt auf 48 Minuten, die mir noch zur Verfügung ste-

hen.

(Harald Güller (SPD): Dieser Haushalt ist ja auch ziemlich erklärungsbedürftig!)

Ich hoffe, Sie freuen sich auch.

(Beifall bei der CSU)

Herr Dr. Kränzlein, Ihnen möchte ich sagen, dass ich es nicht als Respektlosigkeit be-

trachte, dass Sie nicht zufrieden sind, dass ich hier bin. Ich kann es einfach gar nicht 
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verstehen. Im Haushaltsausschuss haben wir uns bereits um all das gekümmert, was 

Sie beantragt haben. Zahlen kann man nicht verändern. Sie sind, wie sie sind. Im 

Haushaltsausschuss haben wir uns darauf verständigt. Dennoch haben Sie offensicht-

lich keine neuen Erkenntnisse gewinnen wollen und thematisieren heute alles, was wir 

im Haushaltsausschuss eigentlich schon beraten haben. Interessanterweise wollen ei-

nige Redner schon heute eine Nockherberg-Rede halten. Ich habe über zwei Stunden 

zugehört. Was an diesem Rednerpult passiert und was man alles hört, ist wirklich inte-

ressant. Vor allem ist es enttäuschend und respektlos, wenn etwas behauptet wird, 

das überhaupt nicht stimmt. Deshalb möchte ich wenigstens noch ein paar Punkte 

aufgreifen dürfen.

Zunächst möchte ich darauf hinweisen, dass es sich um einen Haushalt handelt, den 

es in dieser Weise noch nie gegeben hat – weder in Bayern noch irgendwo anders.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, die Leistungen der Schuldentilgung sind mehrfach erwähnt 

worden. Ich möchte sie noch einmal hervorheben. Zeigen Sie mir einmal eine westli-

che Demokratie, die eine ähnliche Schuldentilgung, die Sie als zu niedrig kritisieren, 

leistet. Auf der anderen Seite brauchen Sie für alles Mögliche Geld, das bei uns in den 

letzten Jahren Gott sei Dank auch für die Schuldentilgung verwendet worden ist, ohne 

dass wir unsere Aufgaben vernachlässigt haben.

An dieser Stelle bin ich bei den Kommunen. Bei diesem Haushalt kann niemand in 

Bayern allen Ernstes sagen, wir würden Haushaltspolitik auf Kosten der Kommunen 

machen, sie benachteiligen, ihnen zu wenig Geld geben und mit ihnen keine Partner-

schaft führen. Entweder ist das Ahnungslosigkeit, Verständnislosigkeit oder schon fast 

Bösartigkeit. Nie haben die Kommunen mehr Unterstützung vom Freistaat Bayern er-

halten – niemals.

(Beifall bei der CSU)
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Wir pflegen eine Partnerschaft mit den Kommunen. Der kommunale Finanzausgleich 

wird im Spitzengespräch jedes Jahr ausgehandelt und mit allen vier kommunalen Spit-

zenverbänden einvernehmlich beschlossen. In den letzten Jahren wurden Verbünde 

Artikel 7 und Artikel 10 FAG erhöht.

(Florian von Brunn (SPD): Wahlkampf!)

Die alte Leier von der Verbundsquote in Höhe von 12,75 % kann niemand mehr hören. 

Das haben wir im Haushaltsausschuss schon sehr oft erklärt. Der Verbundsatz ist nur 

ein Teil des kommunalen Finanzausgleichs. Würden wir den gesamten kommunalen 

Finanzausgleich, wie dies andere Bundesländer machen, verrechnen, hätten wir einen 

Verbundsatz von 25 % und nicht von 12,75 %. Das wird jedoch immer wieder behaup-

tet.

Ein Redner – entweder war es Herr Kränzlein oder Herr Knoblauch – hat gesagt, wir 

würden schwachen Kommunen nicht helfen. Kommunen, die sich sonst nicht mehr 

entschulden könnten, erhalten 150 Millionen Euro Stabilisierungshilfen und Bedarfszu-

weisungen. Zeigen Sie das einmal einem anderen Land. Sie beklagen sich, dass wir 

diese Kommunen für diese Sonderleistung zur Entschuldung dazu anhalten, Konsoli-

dierungspolitik zu betreiben. Meine Damen und Herren, was würden die Kommunen 

denn machen, wenn wir ihnen keine Stabilisierungshilfen geben würden? Würden sie 

nicht konsolidieren müssen? – Diese Frage müssen Sie mir schon einmal beantwor-

ten. Es ist doch den anderen Kommunen gegenüber nur recht und billig, zu sagen: 

Wenn wir höchst verschuldeten Gemeinden Sonderleistungen gewähren, muss dort 

das eigene Einnahmen- und Ausgabenverhalten überprüft werden. Die Mittel stam-

men auch aus dem Finanzausgleich.Das ist ein guter Kompromiss. Das ist ein guter 

Weg, den wir fortsetzen. Wir entlasten die schwächsten Kommunen, die in Not sind, 

viel mehr. Niemand macht das in dieser Weise. Das zu kritisieren, ist schon fast skur-

ril.

(Beifall bei der CSU)
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Hier wird ganz unverblümt behauptet, dass die Umlagen erhöht werden müssten, 

damit die Kommunen ihre Aufgaben finanzieren können. Es gibt aber sogar Bezirke in 

Bayern, die die Bezirksumlage in diesem Jahr senken. Ich weiß das deswegen, weil 

ich zufällig in einem solchen Bezirk wohne. Und heute wird hier behauptet, alles würde 

noch mehr zulasten der Kommunen ausgetragen. Bei uns wird das so ausgehen, dass 

als Nächstes die Kreisumlage gesenkt wird. Meine Damen und Herren, deswegen soll-

ten Sie bitte differenziert argumentieren. Es hat doch keinen Sinn, Dinge in die Welt zu 

setzen, die schlicht nicht stimmen.

Des Weiteren wird gesagt, eine Schwimmbadförderung wird angekündigt, und dazu 

gibt es jetzt wieder einen Arbeitskreis. Dies alles erfolgt aber in Absprache und in 

enger Partnerschaft mit den kommunalen Spitzenverbänden. Oder kennen Sie die Be-

darfe genau? Wissen Sie ganz genau, wie viele Schwimmbäder in welcher Weise sa-

niert werden sollen? Sollen wir ein Programm anbieten, bei dem niemand weiß, wofür 

und in welcher Höhe es gebraucht wird?

Meine Damen und Herren, dazu muss ich Ihnen sagen: Das sind nur Forderungen, 

aber Sie machen keine seriöse Finanzpolitik. Würden wir so wirtschaften, wie Sie es 

vorschlagen, dann hätten wir weder eine Schuldentilgung vornehmen noch Rücklagen 

bilden noch einen ausgeglichenen Haushalt vorlegen können, und das seit Jahren.

Jetzt bin ich bei den Rücklagen. Ich habe lange darüber nachgedacht. Ich danke dir, 

Peter Winter, ausdrücklich, dass du das hier dargestellt hast. Insofern kann ich mich 

jetzt sehr kurzfassen. Aber wie man so etwas als Plünderei von Rücklagen bezeich-

nen kann, wie man in der Öffentlichkeit, im Bayerischen Landtag von einer Plünderei 

von Rücklagen des Freistaates Bayern sprechen kann – Herr Güller, da muss ich jetzt 

einmal fragen: In welcher Welt, in welcher Haushaltswelt leben Sie?

(Beifall bei der CSU)

Man muss sich das einmal vorstellen: Wir hatten 2011 noch weitaus niedrigere Rück-

lagen, nämlich in Höhe von 3 bis 4 Milliarden Euro. 2015 hatten wir schon über 6 Milli-
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arden Euro. Wir weisen 2018 etwa 6,16 Milliarden Euro an Rücklagen aus. In der Zeit, 

in der die Rücklage bei 6 Milliarden Euro stabil geblieben ist, haben wir über 3 Milliar-

den Euro Schulden getilgt, und das vor dem Hintergrund riesiger Herausforderungen 

wie denen im Asylbereich.

Wissen Sie, was wir in dieser Zeit noch getan haben? – Wir haben den Kommunen in 

dieser Zeit stets mehr Geld gegeben; denn auch der kommunale Finanzausgleich ist 

in dieser Zeit dramatisch angestiegen. Wir hatten 2014 einen kommunalen Finanzaus-

gleich von 8,0 Milliarden Euro, dann 8,3 Milliarden Euro, 8,56 Milliarden Euro und 

8,9 Milliarden Euro. Jetzt haben wir 9,53 Milliarden Euro, und das in einer Zeit, in der 

die Höhe der Rücklage stabil geblieben ist, Schulden abgebaut wurden und wir die 

Herausforderungen im Asylbereich bewältigt haben. Meine Damen und Herren, allein 

diese Zahlen machen deutlich: Die Haushaltsberatungen brauchen wir nicht fortzufüh-

ren. Wir stimmen alle zu; denn einen solchen Haushalt hatte der Freistaat Bayern 

noch nie.

(Beifall bei der CSU)

Darüber hinaus ist hier über die Straßenausbaubeiträge gesprochen worden. Wir 

schaffen sie ab. Das ist beschlossen. Aber sich einfach auf die Straße zu stellen, Un-

terschriften zu sammeln, damit sie abgeschafft werden, und zu sagen, der Staat solle 

das den Kommunen erstatten, lieber Herr Pohl, das ist schon eine besondere Kreativi-

tät.

(Hans Herold (CSU): Wir schaffen das!)

Die Bürgermeister der FREIEN WÄHLER bei mir zu Hause fragen jetzt, wie das 

Ganze dann genau funktioniert und wie die Entschädigung ausschaut. Denen sage 

ich: Du hast doch gerade draußen mit Herrn Aiwanger Unterschriften gesammelt. Hät-

test du ihn doch einfach gefragt!

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)
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Wir machen das. Wir schaffen das ab, keine Sorge. Wer jetzt noch Unterschriften 

sammelt, hat offensichtlich viel zu viel Zeit. Ich sage euch noch eines: Seriöse Haus-

haltspolitik – den Menschen nur zu sagen: "Wir schaffen das ab, und dann ist das für 

dich kostenfrei" – ist das garantiert nicht.

(Beifall bei der CSU)

Den Menschen Kostenfreiheit zu versprechen, obwohl man doch genau weiß, dass 

der Steuerzahler auch zu den Menschen gehört, ist in höchstem Maße unfair.

Aber das geht ja noch weiter. Heute sind es die Straßenausbaubeiträge. Die werden 

abgeschafft. Dafür brauchen keine Unterschriften mehr gesammelt zu werden. Morgen 

sind es die Kindergartenbeiträge, übermorgen ist es dies, und übermorgen ist es jenes 

– alles kostenfrei.

Die Menschen kommen zu mir und sagen: Bei den FREIEN WÄHLERN gibt es alles 

umsonst. Alles ist kostenfrei. Wunderbar. – Wenn das die Menschen glauben, dann 

würde ich verzweifeln. Das muss ich euch ganz ehrlich sagen. Die Menschen werden 

das aber nicht glauben. Die Kommunen werden das Ganze auch zurechtrücken.

Glaub mir eines, lieber Bernhard Pohl: Mit euren Versprechungen, dass alles kosten-

los ist – der billige Jakob Bayerns; wir machen alles umsonst für die Bürgerinnen und 

Bürger – müsst ihr aufpassen, dass eure Politik zum Schluss nicht umsonst ist. Das 

wird nämlich die Situation sein. Die Menschen erkennen das sehr genau.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Dieser Gesetzentwurf wird eingebracht werden.

Es geht aber noch weiter: Herr Pohl stellt sich hierher und sagt, wir hätten die Polizei 

in Bayern kaputtgespart. Das waren Ihre Worte.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ja!)
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Unser Innenminister ist gerade nicht hier.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Der sagt es ähnlich!)

Ich nenne Ihnen jetzt einmal die Stellen im Polizeihaushalt: Im Jahr 1988 waren es 

37.300. 2008 waren es 37.600, und 2018 sind es 42.400. Das sind die Stellen bei der 

Polizei. Wir haben ein Rekordpersonal bei der Polizei! Und der Herr Pohl sagt, wir hät-

ten die Polizei kaputtgespart.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Stoiber!)

Das ist absurd, einfach absurd.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, es geht noch weiter: Heute wurde hier darüber sinniert, 

was in Bayern alles geschehen müsste, um gleichwertige Lebensverhältnisse zu 

schaffen. Sie sprechen darüber, aber wir machen da schon in allen Bereichen unserer 

Ministerien etwas. Das beginnt bei Projekten wie dem Zukunftsprogramm Geburtshilfe, 

das heute noch gar nicht erwähnt worden ist, und geht bei Sicherheit und Rechts-

schutz weiter. Ich nenne nur die zusätzlichen Stellen zur Stärkung der Gerichte zur 

Beschleunigung der Asylverfahren, Winfried Bausback, das Maßnahmenpaket im öf-

fentlichen Dienst, womit wir wirklich etwas tun, die Ballungsraumzulage sowie unser 

Vier-Punkte-Programm für den öffentlichen Dienst. All das wurde hier vorgestellt.

Im Bereich der digitalen Infrastruktur machen wir mit unserem Masterplan BAYERN 

DIGITAL II – lieber Marcel Huber, du hast ihn entworfen und koordiniert – schon mit 

diesem Nachtragshaushalt sehr viel Segensreiches. Für diesen Masterplan stehen bis 

2022 insgesamt 3 Milliarden Euro zur Verfügung.

Auch bei der Digitalisierung, insbesondere bei der Infrastruktur, wird immer wieder 

wiederholt, was einfach nicht wahr ist. Herr Hartmann hat ja dazu gesprochen. Er war 

gedanklich – jedenfalls habe ich das so verstanden; vielleicht habe ich es aber auch 
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falsch verstanden – schon beim Nockherberg morgen. Sie haben ja dreimal auf den 

Nockherberg hingewiesen. Jetzt erkläre ich Ihnen einmal, wie das mit dem Breitband-

ausbau wirklich ist; dazu brauche ich keinen Nockherberg. Sie sagen, wir hätten in 

eine rückständige Technologie investiert. Die bayerische Breitbandrichtlinie, 2014 von 

der EU notifiziert, sieht ausdrücklich vor, dass jede Form des Ausbaus bezuschusst 

und gefördert wird. Wenn eine Kommune FTTB – wie der Altbayer sagt: also Glasfa-

ser bis ins Haus – 2014 ausgeschrieben hat und bauen wollte, wird seit 2014 Glasfa-

ser bis ins Haus in unserem Förderprogramm gefördert und bezuschusst. Den Aus-

baustandard legt ausschließlich die Kommune fest.

(Beifall bei der CSU)

Es gibt Kommunen, die sich entschieden haben, in bestimmten Orten zunächst bis 

zum Kabelverzweiger zu bauen und die noch vorhandene Kupferinfrastruktur noch ein 

paar Jahre zu nutzen. Warum kritisieren Sie das, wenn die Kommune vor Ort das 

macht? – Die Kommunen werden schon wissen, warum. Ich selbst lebe in einem Dorf 

mit 150 Menschen. Dort wurde der Kabelverzweiger angeschlossen. Für den rein pri-

vaten Bedarf der Menschen in meinem Dorf funktioniert das hervorragend, weil sie 

vorher nichts hatten und sie jetzt 50 Mbit/s haben. Wenn das Ganze in den nächsten 

Schritten, die wir vorsehen, mit Glasfaser bis in jedes Haus ausgebaut wird, ist mo-

mentan überhaupt niemand dagegen, wenn man das für die Zukunft plant. Die Men-

schen dort hätten es aber nicht verstanden, wenn wir jetzt jede Straße aufgerissen 

hätten, nur um Glasfaser in jedem Haus zu haben, sondern die Entscheidung vor Ort 

wurde so getroffen.

Im Gewerbegebiet meiner Gemeinde ist selbstverständlich Glasfaser verlegt worden. 

Dort, wo gewerbliches Handeln in Gefahr wäre, wird natürlich Glasfaser verbaut, und 

zwar mit dem jetzigen Förderprogramm; da braucht man nichts zu verändern. Nur die 

Kommune entscheidet das. Und dann sagt Herr Hartmann, wir hätten Kupfer geför-

dert. Was für ein Unsinn!
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Mittlerweile sind rund 40.000 km Glasfaserkabel in Bayern aufgrund der bayerischen 

Breitbandrichtlinie verlegt. Dafür danke ich den Kommunen. In Bayern gibt es 

2.056 Kommunen. Stand heute sind 2.002 Kommunen, also 97 %, im Verfahren,

(Hans Herold (CSU): Hört, hört!)

die alle selbst festlegen können, in welcher Weise sie einen Ausbau betreiben.

Deswegen sage ich Ihnen: Kein Land hat so eine Ausbaudynamik wie wir in Bayern. 

Kein Land hat so eine – –

(Zuruf der Abgeordneten Katharina Schulze (GRÜNE))

– Wenn Frau Schulze zuhören würde. Wir müssen einmal – –

(Zuruf der Abgeordneten Katharina Schulze (GRÜNE) – Zuruf des Abgeordneten 

Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU) – Zuruf der Abgeordneten Ulrike Gote 

(GRÜNE) – Unruhe – Glocke des Präsidenten)

– Immer wieder das Gleiche. Hören Sie zu, was ich gesagt habe. Nirgendwo gibt es –

 –

(Zuruf)

– Die Dame hört auch nicht zu. Nirgendwo ist die Ausbaudynamik im Bereich Breit-

band so hoch wie in Bayern. Nirgendwo kommt man so schnell so signifikant voran.

(Ludwig Hartmann (GRÜNE): Weil der Nachholbedarf so groß ist! – Zuruf der Ab-

geordneten Ulrike Gote (GRÜNE))

– In Estland wohnt mehr als die Hälfte der Menschen in einer großen Stadt,

(Zuruf der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE) – Unruhe – Glocke des Präsiden-

ten)

und in Bayern haben wir 2.056 Gemeinden mit dünnster Infrastruktur und Besiedlung.
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(Hans Herold (CSU): Ja!)

Wir haben jetzt unsere Breitbandrichtlinie noch einmal um den Höfebonus erweitert. 

Jede Einöde kann angeschlossen werden, jeder Weiler mit Glasfaser bis ins Haus.

(Hans Herold (CSU): Genau!)

Das ist dort ausdrücklich vorgesehen, und deshalb brauchen wir da überhaupt keine 

Belehrungen. Sie reden nur alles schlecht, anstatt uns einmal zu helfen.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Zu helfen? Bei den Straßenausbaubeiträgen? 

– Weitere Zurufe)

Wissen Sie, wer bei der Europäischen Union als Einziger dafür kämpft, dass wir die 

Veränderungen dort, wo schon 30 Mbit/s bestehen, überhaupt vornehmen können? – 

Die Einzigen, die dort kämpfen, sind die Bayern. Sogar der Bund schaut, ob die Baye-

rische Staatsregierung hier eine vernünftige Regelung erreichen kann. Wir wollen die 

Europäische Union dazu bewegen, dass wir in Zukunft auch dort fördern dürfen, wo es 

schon jetzt 30 Mbit/s gibt.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Im Bund seid ihr doch auch zuständig gewesen!)

Das ist in der Tat das Hindernis für den Gigabit-Ausbau. Meine Damen und Herren, 

das wird kommen.

(Zuruf der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE))

Wir haben in unserem Masterplan BAYERN DIGITAL II eine weitere Milliarde für den 

Gigabit-Ausbau vorgesehen. Wir kämpfen bei der Europäischen Union mit Musterpro-

jekten dafür, dass wir unser Ausbauziel, dort mit Glasfaser zu ergänzen, wo es schon 

30 Mbit/s gibt, auch fördern dürfen.
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Dann sagen Sie mir einmal, was man noch tun soll. Sie sagen, wir sind noch nicht 

spitze. Wir bauen aber überall auf. Wissen Sie, was im Moment die einzig begrenzen-

de Kapazität ist?

(Zuruf des Abgeordneten Hans Herold (CSU))

98 % der Fälle, in denen sich jemand bei uns zu Problemen beim Breitbandausbau 

vor Ort meldet, haben eine Ursache: Es gibt keine Bagger mehr.

(Hans Herold (CSU): Genau!)

Die Firmen sind total ausgelastet.

(Unruhe bei den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN – Zuruf des Abgeordne-

ten Ludwig Hartmann (GRÜNE))

In 2.000 Gemeinden wird gebaggert und Glasfaser verlegt. Wir haben in Bayern in der 

Tat den größten Fortschritt. Es bleibt Ihnen unbenommen, alles schlechtzureden; Ihre 

Kommunalpolitiker bestätigen, dass wir den richtigen Weg im Bereich des Datennet-

zausbaus gehen. Da brauchen wir Ihre Belehrungen nicht. Ich danke meiner Fraktion, 

dass sie immer wieder das nötige Geld zur Verfügung stellt.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE))

Und es geht weiter. Meine Damen und Herren, wir machen eine WLAN-Strategie zur 

Digitalisierung der Schulen. Wir werden 40.000 WLAN-Hotspots errichten. Davon sind 

11.000 schon errichtet. 20.000 werden für die Digitalisierung der Schulen kommen. Im 

Bereich der Digitalisierung haben wir in allen Ministerien einen tollen Plan aufgelegt.

(Lachen bei den GRÜNEN)

Das ist im Wirtschaftsministerium genauso wie bei uns, im Wissenschaftsministerium 

und im Kultusministerium. Machen Sie sich da keine Sorgen. Wir sind im Nachtrags-
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haushalt schon mit über 200 Millionen Euro dabei. Diese Projekte kommen voran. Das 

ist Zukunftspolitik für Bayern.

(Zurufe)

– Das können Sie schlechtreden. Wir machen es trotzdem, weil wir Zukunft gestalten. 

Sie diskutieren immer, was vor zehn oder vor fünf Jahren irgendjemand versäumt 

hätte, der gar nicht mehr da ist.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Teilweise sind sie schon noch da!)

Diese Ratschläge brauche ich nicht. Zukunft ist unser Programm, Zukunft!

(Beifall bei der CSU)

Dann geht es weiter. Schauen Sie, Sie spotten über die Revitalisierung der Ortskerne. 

Da brauchen Sie nicht zu spotten.

(Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Schauen Sie sich mal an, wie die beieinander sind!)

Ich lebe selber in einer Gemeinde, einem früheren bayerischen Golddorf, in dem Dorf-

erneuerungsmaßnahmen durch Revitalisierung der Ortskerne schon längst vorgenom-

men werden. Schon seit Jahren wird viel Geld in Städtebauförderung und Dorferneue-

rung investiert.

Ich danke dem Landwirtschaftsministerium und Minister Brunner: Die Dorferneuerung 

in Bayern ist eines der segensreichsten Innenortsgestaltungsprogramme, die es über-

haupt gibt.

(Beifall bei der CSU – Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Gehen Sie im Bayerischen 

Wald mal in die Orte hinein!)

Wir tun beides: Wir revitalisieren Ortskerne jetzt noch intensiver, und wir gestalten un-

sere Heimat mit Augenmaß.
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Wieder zu den Kommunen: Da wird jetzt wieder kritisiert, wir hätten in Bayern ein Lan-

desentwicklungsprogramm, das nur die Außenentwicklung fördert.

(Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Die Autobahnanbindungsentwicklung!)

Wir haben in Bayern ein Landesentwicklungsprogramm, das den Kommunen alle 

Möglichkeiten lässt. Kommunale Selbstverwaltung heißt auch kommunale Selbstver-

antwortung.

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Hartmann (GRÜNE))

Ich möchte, dass die Kommunen vor Ort und nicht Staatssekretäre in München darü-

ber entscheiden, wo Baugebiete, wo Gewerbegebiete, wo Innenortsentwicklung statt-

finden oder entstehen sollen.

(Beifall bei der CSU)

Lieber Berthold Rüth, ich danke dir und deiner Truppe für die Arbeit. Ich habe schon 

mit Interesse einen Vorschlag eurerseits vernommen. Wenn man Heimatpolitik im 

schwächer strukturierten ländlichen Raum machen möchte, muss eine Komponente 

darin bestehen, dort Betriebe anzusiedeln. – So steht es im Bericht. Ich habe interes-

siert wahrgenommen, dass, wenn es die Enquete-Kommission vorschlägt, alle dazu 

klatschen. Ich habe mitgeklatscht, weil es richtig ist. Wenn wir im Landesentwicklungs-

plan vorschlagen, es sei vielleicht gut, wenn es in Gemeinden in strukturschwächeren 

Räumen des Freistaats Bayern gewerbliche Entwicklung geben könnte, dann wird da-

rüber nur noch gesprochen, als gäbe es eine Strategie von Markus Söder, von mir, 

von der Staatsregierung, von der CSU, Bayern zuzubetonieren.

(Ludwig Hartmann (GRÜNE): Vom Heimatministerium!)

Was für ein Blödsinn! Meine Damen und Herren, was für ein Blödsinn!

Wir vertrauen unseren Kommunen. Die Kommunen sind die besten Entscheider und 

wissen, wie ihre Heimat zu gestalten ist.
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(Zuruf von der SPD)

Wir vertrauen den Kommunen. Sie misstrauen ihnen nur. Das ist Ihr Problem, aber 

das ist nicht unser Ansatz.

(Beifall bei der CSU)

Dann sage ich Ihnen noch etwas: Da stellt man sich hier hin und macht das, was man 

bei den GRÜNEN am liebsten macht: Man braucht ein Feindbild. Ein Feindbild ist gut.

(Lachen bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄHLERN – Thomas Gehring 

(GRÜNE): Die CSU braucht ein Feindbild!)

Ein Feindbild sind wie immer die Bauern. Die Bauern sind ein großes Feindbild.

(Ludwig Hartmann (GRÜNE): Wir wollen Unterstützungsprogramme für die Bau-

ern! – Zurufe von der SPD – Unruhe)

– Habt ihr es wieder? Die Bauern, das große Feindbild. Jetzt sage ich euch einmal, 

was bayerische Politik den Bauern ermöglicht:

(Zuruf der Abgeordneten Ulrike Gote (GRÜNE))

Nirgendwo in Deutschland wird zum Beispiel der ökologische Landbau intensiver ge-

fördert als in Bayern.

(Beifall bei der CSU)

Das macht die CSU. Nirgendwo in Deutschland gibt es Agrarumweltprogramme wie in 

Bayern, durch die die Bauern in kooperativem Naturschutz in ihrem Betrieb so viel zu-

sammen mit denjenigen gestalten können, die Interesse daran haben, die Heimat fort-

zuentwickeln: Kulturlandschaftsprogramm, Vertragsnaturschutzprogramm. Wir ma-

chen Agrarpolitik und Naturschutzpolitik mit den Bauern.

(Zuruf der Abgeordneten Gisela Sengl (GRÜNE))
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Wir schimpfen nicht immer auf diejenigen, die sich jeden Tag, 365 Tage im Jahr, um 

ihre Tiere kümmern, die draußen die Felder und die Natur pflegen. Hören Sie endlich 

auf mit der Bauernbeschimpfung in Bayern. – Das ist grüne Politik.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten Katharina Schulze (GRÜNE))

Damit das Ganze auch vernünftig weitergehen kann, achten wir darauf, dass wirt-

schaftliche Entwicklung in allen Landesteilen stattfinden kann. Ilse Aigner, auch du 

achtest im Wirtschaftsministerium sehr darauf, dass wir das, was wir jetzt erreicht 

haben, auch erhalten können. Meine Damen und Herren, auch das muss man mal 

sagen: Die ländlichen Räume des Freistaats Bayern waren früher das Armenhaus der 

Bundesrepublik Deutschland.

(Hans Herold (CSU): Genau!)

Es ist noch gar nicht so lange her, da hatten wir Landstriche – Bad Kötzting – mit einer 

Winterarbeitslosigkeit von 50 %. Wir haben jetzt in allen Landstrichen des Freistaats 

Bayern eine Arbeitslosigkeit, die man mit Fug und Recht unter Vollbeschäftigung ein-

reihen kann. In einigen Städten ist es noch komplizierter, aber auch dort ist die Ar-

beitslosenquote durch vernünftige Strukturpolitik, die wir machen, signifikant zurückge-

gangen. Das liegt auch an der Strukturpolitik, die wir durch Behördenverlagerung 

machen sowie durch bewusste Unterstützung der Unternehmen. Wir machen eine un-

ternehmensfreundliche Politik, damit bei uns im Land Arbeitsplätze entstehen.

Hier haben wir in den letzten Jahren viel erreicht. Die Arbeitslosigkeit in Oberfranken 

und in der Oberpfalz ist nicht deswegen so niedrig, weil alle Menschen weggezogen 

wären. Nein, wir haben überall die höchste Zahl sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigter, die wir jemals hatten. Anstatt auch einmal so etwas über den ländlichen Raum 

zu sagen und zu sagen, was dort in den letzten Jahren an Mobilitätszugewinn, an Zu-

gewinn im Sozialen, an Zugewinn in der medizinischen Versorgung alles geschehen 

ist,
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(Zurufe von den GRÜNEN)

tun Sie nichts anderes, als sich hier hinzustellen und den Leuten zu erklären, es sei 

eine Strafe, im ländlichen Raum leben zu müssen.Ich sage: Es ist ein Segen, im länd-

lichen Bereich leben zu können. Wir sind stolz darauf, auf dem Dorf leben zu können: 

Die Lebensqualität dort ist gut. Das bilden wir in unserem Haushalt ab.

Ich danke allen, die dazu beigetragen haben. Ich danke dem Parlament und dem 

Haushaltsausschuss. Ihr habt unter dem Vorsitz von Peter Winter und dem stellvertre-

tenden Vorsitzenden Harald Güller unglaublich viele Anträge beraten. Wir haben im 

Ausschuss über alle Themen sehr intensiv und im Detail diskutiert. Wir sind dort zu 

dem Ergebnis gekommen, dass alles mit einem Argument kritisiert werden kann: Es 

könnte immer noch mehr sein. Es könnte immer noch schneller gehen. Ich stelle aber 

fest, dass der Weg, die Strategie und die Entwicklung des Freistaats Bayern in den 

letzten Jahren glänzend waren. Das kann doch wirklich niemand bestreiten. Wo möch-

ten Sie denn lieber leben? – Unser Land befindet sich doch nicht in dem Zustand, den 

Herr Hartmann beschreibt. Unser Land befindet sich in dem Zustand, den die Men-

schen vorfinden, die nach Bayern kommen. In den letzten 25 Jahren ist Bayerns Be-

völkerung um zwei Millionen Menschen gewachsen, die alle freiwillig gekommen sind 

und gerne bei uns bleiben.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, ich danke für Ihre Unterstützung. Wir konnten einen Haus-

halt vorlegen, der ein echtes Kraftpaket für den Freistaat Bayern und für den ländli-

chen Raum ist. Wir haben eine solide Rücklage. Wir haben Ideen für die Zukunft. Wir 

werden dafür sorgen, dass mit diesem Haushalt all die Maßnahmen umgesetzt wer-

den, die der Zukunft der Menschen im Freistaat Bayern dienen. Das ist unser Auftrag, 

und nicht Gezänk um Details. Wir kommen voran. Die Strategie stimmt. Bayern blüht. 

Dafür danke ich Ihnen herzlich.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Wir haben 

zwei Zwischenbemerkungen, zunächst Herr Kollege Pohl, dann Frau Kollegin Sengl. 

Bitte, Herr Kollege Pohl.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Ist dieser Beifall 

das neue Fitnessprogramm der CSU-Fraktion bei langen Sitzungen?

(Unruhe bei der CSU)

Herr Staatssekretär, Sie haben leider nur selektiv zugehört. Ich habe sehr deutlich ge-

sagt, dass dank des Einsatzes der FREIEN WÄHLER und der Umsetzung der Staats-

regierung das Kaputtsparen der bayerischen Polizei in der Ära Stoiber in den Jahren 

2006 bis 2008 nun beendet ist. Wir haben jetzt so viele Polizisten wie noch nie. Ich 

habe auch anerkannt, dass Sie die Metropolenpolitik Stoibers dank unseres Einsatzes 

verlassen haben und nun tatsächlich einiges für die Schaffung gleichwertiger Lebens-

verhältnisse tun.

Nun zu den Straßenausbaubeiträgen. Wir haben eine klare Aufgabenteilung zwischen 

der Opposition und der Regierung: Wir bringen die Vorschläge, und ihr müsst gute 

Vorschläge umsetzen. Ihr habt – das erkenne ich an – mit einigem Murren beschlos-

sen, den Weg, den wir beschritten haben, mitzugehen. Wir haben einen Gesetzent-

wurf vorgelegt, der noch ergänzungsbedürftig ist. Diese Ergänzungen werden kom-

men.

(Lachen bei der CSU)

Herr Staatssekretär, Sie haben aber überhaupt nichts vorgelegt, noch gar nichts.

(Zuruf von der CSU: Wir denken erst nach!)

Bei der Frage "Wer kriegt was?" gibt es eine Aufgabenteilung zwischen dem Parla-

ment und der Regierung. Das Ministerium hat die Förderprogramme festzulegen. Das 

ist eure originäre Aufgabe. Ich würde sagen: CSU, raus aus dem Schmollwinkel! Ak-
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zeptiert, dass die Menschen die Abschaffung der Straßenausbaubeiträge wollen! Ar-

beitet mit uns zusammen an einer guten Lösung!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Staatssekretär Albert Füracker (Finanzministerium): Eines möchte ich in aller Sach-

lichkeit sagen: Sie haben gesagt, die FREIEN WÄHLER hätten etwas bewirkt. Die 

Haushalte der letzten Jahre wurden alle von Herrn Dr. Markus Söder vorgelegt. Er hat 

eine Finanzpolitik betrieben, über die heute viel gesprochen wurde. Diese Politik war 

richtig, intensiv und richtig gut. Wenn ich das noch richtig weiß, wurden diese Haushal-

te immer von der CSU-Landtagsfraktion beschlossen, und zwar unter großem Protest 

der FREIEN WÄHLER, die jeden Haushalt abgelehnt haben.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der CSU: Bravo!)

Das ist schon skurril. Wenn Markus Söder unterwegs ist, möchten sich die Abgeordne-

ten der FREIEN WÄHLER in seinem Glanze sonnen und erklären, was der Freistaat 

Bayern alles tut. Eigentlich müsste man zu diesen Abgeordneten bei den Grußworten 

sagen: Du hast im Landtag gegen den Haushalt gestimmt. Vor Ort erklärst du dann, 

dass du dafür warst.

(Beifall bei der CSU)

Nun zu den Straßenausbaubeiträgen. Ich bin seit 28 Jahren Kreisrat und Gemeinde-

rat. Ich kenne mich ein bisschen in diesem Geschäft aus. Nach euren Zahlen geht es 

um 60 oder 65 Millionen Euro, die den Kommunen fehlen werden. Der kommunale Fi-

nanzausgleich steigt heuer um über 600 Millionen Euro.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Im Gesetz stehen 150 Millionen Euro!)

Das ist das Zehnfache dessen, was in der Umsetzung an Straßenausbaubeiträgen 

nicht mehr erhoben werden kann. Wenn wir etwas vorlegen müssen, stehen wir vor 
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der Notwendigkeit, etwas Vernünftiges vorzulegen. Wir müssen Politik machen, nicht 

nur Geschrei. Ihr sammelt Unterschriften

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Wir haben einen Gesetzentwurf gemacht!)

und schafft etwas ab. Wer das zahlt und wie das geht, interessiert euch nicht. Euer 

Gesetzentwurf ist nur ein Minimum dessen, was Politik ausmacht. Ihr sagt, das soll ab-

geschafft werden, und zahlen tut es der Staat. Wenn das Politik ist und kreativ ist, 

dann macht so weiter.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Wollt ihr die Kommunen zahlen lassen?)

Die Bürgerschaft wird erkennen, dass diese Art von Politik nicht trägt. Die Bürger-

schaft wird auf die Dauer diese "Freibierpolitik" durchschauen. Macht euch da keine 

Hoffnungen.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Nächste Zwischenbemerkung: Frau Kollegin 

Sengl.

Gisela Sengl (GRÜNE): Ich sage jetzt einmal nichts zu dem Thema Bauern; denn das 

ist bei der CSU sinnlos. Sehen wir uns einmal die Landwirtschaftspolitik an, die in den 

letzten Jahren betrieben worden ist. Wer ist daran schuld? – Das sind die CSU und 

der Bauernverband. Dahinter mache ich einen großen Punkt. Die Verbraucherschaft 

will endlich etwas anderes zu essen haben, nämlich qualitätsvolles und ökologisches 

Essen. Die Landwirtschaft soll endlich diese Chance begreifen.

(Georg Winter (CSU): Mir schmeckt’s!)

Die Leute wollen keine exportorientierte Landwirtschaft.

Der zweite Punkt, der mich aufgeregt hat, betrifft den Mobilitätszugewinn auf dem 

Land. Ich glaube nämlich, Sie befinden sich zu oft in München und auf dem Land zu 
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oft in Ihrer Dienstlimousine. Sie haben keine Ahnung, was draußen auf dem Land los 

ist.

(Karl Freller (CSU): Lächerlich!)

Ich komme aus einer Boom-Region im Landkreis Traunstein, wo man sagen könnte: 

super aufgestellt. Dort kommt man mit dem öffentlichen Nahverkehr nirgendwo hin. 

Das nennen Sie einen Mobilitätsgewinn? Das ist eine Politik von super-vorgestern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Interessant finde ich auch den Begriff "Revitalisierung der Ortskerne": Das wird immer 

so locker dahingesagt. Warum müssen wir denn die Ortskerne überhaupt revitalisie-

ren? – Weil vorher Ihre Partei ein Landesentwicklungsprogramm beschlossen hat, mit 

dem Discounter auf der grünen Wiese genehmigt wurden. Im Nachgang wurde die 

Discountergröße von 800 m2 auf 1.200 m2 erhöht, sodass im Ort überhaupt nichts 

mehr vorhanden ist, weder eine Wirtschaft noch ein Bäcker noch ein Metzger. Das ist 

Ihre Politik. Sie haben die Dorfkerne kaputt gemacht. Sie haben es verursacht, dass 

um uns herum statt Obstangern Discounter sind. Das ist nicht schön.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie sprechen immer von den Touristen im schönen Bayern. Ich kenne einige Touris-

ten, die sagen: He, ich bin eigentlich nach Bayern gefahren, weil ich etwas anderes 

sehen wollte, aber nicht lauter Lidls und Aldis. – Wir sind an einer guten Entwicklung 

interessiert. Deshalb solltet ihr endlich mit eurer Hochnäsigkeit aufhören. So kann man 

einfach keine Politik machen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Thomas Kreuzer (CSU): Sie sind ja die Freundlichkeit 

in Person!)

Staatssekretär Albert Füracker (Finanzministerium): Sie können uns keine Hochnä-

sigkeit vorwerfen, wenn ich Ihnen sage, dass kein Bundesland den ökologischen 
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Landbau besser fördert als Bayern. Ich weiß nicht, was ich bei der Landwirtschaft 

noch nennen kann. Die Biobauern werden in Bayern besser gefördert als anderswo. 

Die Nahrungsmittel in Bayern sind garantiert nicht schlechter als anderswo. Nennen 

Sie mir doch einmal ein Bundesland oder eine Region, wo es besser ist. Wo denn?

(Beifall bei der CSU – Widerspruch des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

– Das sind eben Fakten. Sie können noch so schreien, Herr von Brunn, das sind Fak-

ten.

Dann sage ich Ihnen noch etwas: Die Hauptprobleme in den Ortskernen und in den 

Innenbereichen von Dörfern, wo wir Schwierigkeiten haben, resultieren nicht daraus, 

dass wir dort keine Supermärkte mehr haben. Wir haben Gegenden in Bayern, die in 

den letzten 30 Jahren seit der Grenzöffnung und davor unglaublich viele Menschen 

verloren haben. Im Landkreis Wunsiedel zum Beispiel haben wir einen Bevölkerungs-

rückgang um 30 % gehabt. Dort sind die Ortskerne nicht deswegen verfallen, weil es 

keine Supermärkte mehr gab, sondern weil dort Menschen weggezogen sind.

(Widerspruch des Abgeordneten Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER))

Wenn mir Arroganz und Hochnäsigkeit vorgeworfen werden, muss ich fragen, ob das 

nicht stimmt, was ich sage. Das sind die Zahlen. Diese Gegenden in Bayern bringen 

wir mit unserer Unterstützung durch die Dorferneuerung und die Städtebauförderung 

wieder auf Vordermann. Wir haben in diesen Regionen mittlerweile wieder einen 

Zuzug. Mit unserer Behördenverlagerung haben wir moderne Arbeitsplätze dorthin 

verlagert. Dafür sind wir von Ihnen auch kritisiert worden. Ich lebe in einem Ort mit 

150 Menschen, Frau Sengl. Sie brauchen mir nicht den ländlichen Raum zu erklären; 

dort kenne ich mich schon aus. Bei uns gibt es Gemeinden – –

(Widerspruch des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

– Wenn man nicht ausreden darf, kann man es nicht erklären. Das ist Arroganz: einen 

anderen nicht ausreden lassen, der in aller Sachlichkeit etwas erklären will.
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(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Weitere Wort-

meldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen.

Bevor ich mit den Abstimmungen beginne, möchte ich Ihnen einen Überblick über den 

Ablauf der Abstimmungen geben: Zuerst erfolgen die Abstimmungen über die Ände-

rungsanträge zum Finanzausgleichsänderungsgesetz, dann die Abstimmung zum Fi-

nanzausgleichsänderungsgesetz selbst mit der Schlussabstimmung hierzu. Danach 

folgt die Abstimmung über den Nachtragshaushaltsplan mit den dazu einschlägigen 

Änderungsanträgen. Nach diesen Abstimmungen und der Bekanntgabe der Ergebnis-

se der namentlichen Abstimmungen hierzu erfolgt die Schlussabstimmung über den 

Nachtragshaushaltsplan. Daran anschließend folgt die Abstimmung über die Ände-

rungsanträge zum Nachtragshaushaltsgesetz sowie die Abstimmung und Schlussab-

stimmung zum Nachtragshaushaltsgesetz selbst. Vonseiten der Oppositionsfraktionen 

wurde zu insgesamt 13 Änderungsanträgen Einzelabstimmung in namentlicher Form 

beantragt.

Die gesamten Abstimmungen werden circa eine Stunde dauern. Damit die Abstim-

mungen ordnungsgemäß durchgeführt werden können, darf ich Sie bitten, nach den 

Abstimmungen wieder Ihre Plätze einzunehmen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Dazu werden die Tagesordnungspunkte wieder ge-

trennt.

Ich lasse zunächst über den Entwurf des Finanzausgleichsänderungsgesetzes 2018 

abstimmen, das ist der Tagesordnungspunkt 4. Die Fraktion der FREIEN WÄHLER hat 

zu zwei Änderungsanträgen namentliche Abstimmung beantragt. Der Abstimmung lie-

gen der Gesetzentwurf auf Drucksache 17/18699, der Änderungsantrag der Fraktion 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 17/20429, die Änderungsanträ-

ge der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf den Drucksachen 17/20430 bis 17/20433 
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und die Beschlussempfehlung mit Bericht des federführenden Ausschusses für 

Staatshaushalt und Finanzfragen auf Drucksache 17/20823 zugrunde.

Vorweg ist über die vom federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-

gen zur Ablehnung empfohlenen Änderungsanträge der Fraktionen des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN und der FREIEN WÄHLER abzustimmen. Wir beginnen mit den 

zwei namentlichen Abstimmungen zu den Änderungsanträgen der Fraktion der FREI-

EN WÄHLER auf den Drucksachen 17/20431 und 17/20433.

Ich beginne mit dem Änderungsantrag auf Drucksache 17/20431 betreffend "Ände-

rung des Art. 13 FAG". Weiß jeder, worüber wir jetzt abstimmen? – Die Urnen für die 

Stimmabgabe sind bereitgestellt. Mit der Stimmabgabe kann nun begonnen werden. 

Diesmal haben wir fünf Minuten, für alle weiteren Abstimmungen drei Minuten. Bitte 

schön.

(Namentliche Abstimmung von 19.55 bis 20.00 Uhr)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Die Stimmabgabe ist geschlossen. Ich bitte, die 

Plätze wieder einzunehmen, damit wir die nächste Abstimmung durchführen können. 

Die Ermittlung des Abstimmungsergebnisses erfolgt außerhalb des Plenarsaals.

Nun folgt die Abstimmung zum Änderungsantrag auf Drucksache 17/20433 betreffend 

"Kompensation der Abschaffung der Straßenausbaubeiträge durch Neufassung des 

Art. 13h FAG". Die Urnen sind wiederum bereitgestellt. Mit der Stimmabgabe kann nun 

begonnen werden. Wie schon angekündigt, stehen nun drei Minuten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 20.01 bis 20.04 Uhr)

So, die Stimmabgabe ist geschlossen. Ich bitte, die Plätze wieder einzunehmen. Die 

Ermittlung des Abstimmungsergebnisses erfolgt außerhalb des Plenarsaals.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)
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Ich würde gerne mit den Abstimmungen fortfahren. Es folgen nun drei Abstimmungen 

in einfacher Form zu den restlichen Änderungsanträgen zum FAG.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag auf Drucksache 17/20430 

– das ist der Antrag der Fraktion der FREIEN WÄHLER – zustimmen möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion, die Fraktion der FREIEN 

WÄHLER und die Kollegen Muthmann (fraktionslos) und Felbinger (fraktionslos). Ge-

genstimmen, bitte! – Das sind die CSU-Fraktion und die Fraktion der GRÜNEN. Eine 

Gegenstimme auf der Regierungsbank. Enthaltungen? – Keine. Das kam nur so zö-

gerlich, deshalb war ich irritiert. Entschuldigung. Dann ist dieser Änderungsantrag ab-

gelehnt.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem weiteren Änderungsantrag der Fraktion 

FREIE WÄHLER auf Drucksache 17/20432 zustimmen möchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion, die Fraktion der FREIEN WÄHLER und 

Herr Kollege Felbinger (fraktionslos). Gegenstimmen, bitte! – Das ist die CSU-Frak-

tion. Enthaltungen? – Das sind die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und 

Herr Kollege Muthmann (fraktionslos). Damit ist auch dieser Änderungsantrag abge-

lehnt.

Jetzt folgt noch die Abstimmung zum Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN auf Drucksache 17/20429. Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag 

zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion, 

die Fraktion der FREIEN WÄHLER und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie die Kollegen Muthmann (fraktionslos) und Felbinger (fraktionslos). Gegenstim-

men, bitte! – Das ist die CSU-Fraktion. Enthaltungen? – Keine. Dann ist auch dieser 

Änderungsantrag abgelehnt.

Jetzt müssen wir die Sitzung kurz unterbrechen, bis die Abstimmungsergebnisse aus 

den namentlichen Abstimmungen vorliegen.

(Unterbrechung von 20.06 bis 20.07 Uhr)
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Also, es ist keine Zeit, sich vom Platz zu entfernen, die Ergebnisse kommen schon. 

Ich gebe die Ergebnisse der vorher durchgeführten namentlichen Abstimmungen be-

kannt:

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl 

und anderer und Fraktion (FREIE WÄHLER) betreffend "Änderung des Art. 13 FAG", 

Drucksache 17/20431: Mit Ja haben 45 gestimmt, mit Nein haben 97 gestimmt, es gab 

1 Stimmenthaltung. Der Änderungsantrag ist damit abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl 

und anderer und Fraktion (FREIE WÄHLER) betreffend "Kompensation der Abschaf-

fung der Straßenausbaubeiträge durch Neufassung des Art. 13h FAG", Drucksa-

che 17/20433: Mit Ja haben 45 gestimmt, mit Nein haben 96 gestimmt, Stimmenthal-

tungen gab es 2. Auch dieser Änderungsantrag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Es folgt jetzt die Abstimmung über das Finanzausgleichsänderungsgesetz 2018. Beim 

Gesetzentwurf empfehlen der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-

nanzfragen sowie der endberatende Ausschuss für Verfassung, Recht und Parla-

mentsfragen Zustimmung. Im Einzelnen verweise ich hierzu auf die Drucksa-

che 17/20823. Wer dem Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. – Das ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen, bitte! – Das sind die SPD-

Fraktion und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Enthaltungen! – Das sind die 

FREIEN WÄHLER und die Kollegen Felbinger (fraktionslos) und Muthmann (fraktions-

los). Dann ist dies so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen. – Ich sehe keinen Widerspruch. Wer dem Gesetzentwurf seine 
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Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-

Fraktion. Gegenstimmen, bitte! – Das sind die SPD-Fraktion und die Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN. Enthaltungen, bitte! – Das sind die FREIEN WÄHLER und die 

Kollegen Muthmann (fraktionslos) und Felbinger (fraktionslos). Damit ist dieses Gesetz 

angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

und der Bayerischen Durchführungsverordnung Finanzausgleichsgesetz (Finanzaus-

gleichsänderungsgesetz 2018)".

Nun kommen wir zur Abstimmung über das Nachtragshaushaltsgesetz 2018, das ist 

Tagesordnungspunkt 5.

Zunächst stimmen wir über den dem Gesetz als Anlage beigefügten Nachtragshaus-

haltsplan 2018 ab. Der Abstimmung liegen der Entwurf des Nachtragshaushalts-

plans 2018 und die dazu einschlägigen Änderungsanträge sowie die Beschlussemp-

fehlung des federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen auf 

Drucksache 17/20774 zugrunde. Vonseiten der SPD-Fraktion und der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN wurde zu elf vom federführenden Ausschuss zur Ablehnung vor-

geschlagenen Änderungsanträgen Einzelabstimmung in namentlicher Form beantragt. 

Wir führen somit nun diese elf namentlichen Abstimmungen durch.

Ich lasse zunächst in namentlicher Form über den Änderungsantrag der SPD-Fraktion 

auf Drucksache 17/20082 betreffend "181,74 neue Planstellen für Tarifbeschäftigte der 

Landespolizei" abstimmen. Für die Stimmabgabe sind Urnen auf beiden Seiten des 

Sitzungssaales und auf dem Stenografentisch bereitgestellt. Sind Sie mit drei Minuten 

Abstimmungszeit einverstanden?

(Zurufe: Ja, ja!)

– Drei Minuten. Dann haben Sie drei Minuten Zeit.

(Namentliche Abstimmung von 20.11 bis 20.14 Uhr)

Die Stimmabgabe ist geschlossen. Ich bitte Sie, die Plätze wieder einzunehmen.
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(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Wir führen zwischenzeitlich die namentliche Abstimmung zum Änderungsantrag der 

SPD-Fraktion auf Drucksache 17/20093 betreffend "Wohnungsbaupolitische Offensive 

vorantreiben" durch. Die Urnen sind wieder bereitgestellt. Mit der Stimmabgabe kann 

begonnen werden. Ihnen stehen wieder drei Minuten Zeit zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 20.15 bis 20.18 Uhr)

Die Stimmabgabe ist abgeschlossen.

Es folgt die namentliche Abstimmung über den Änderungsantrag der SPD-Fraktion auf 

Drucksache 17/20104 betreffend "Zusätzliche neue Stellen für die Gerichte und 

Staatsanwaltschaften". Die Urnen sind wieder bereitgestellt. Mit der Stimmabgabe 

kann begonnen werden. Es stehen Ihnen wieder drei Minuten Zeit zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 20.18 bis 20.21 Uhr)

Die Abstimmung ist geschlossen. Ich bitte Sie, die Plätze wieder einzunehmen. Be-

trachten Sie das Aufstehen, Laufen und Hinsetzen einfach als abendliches Fitnesspro-

gramm, dann müssen Sie später nicht mehr in den Fitnessraum gehen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Als nächste führen wir die namentliche Abstimmung zum Änderungsantrag der SPD-

Fraktion auf Drucksache 17/20129 betreffend "Initiative Mobilfunk" durch. Die Urnen 

sind wieder bereitgestellt. Mit der Stimmabgabe kann begonnen werden. Sie haben 

wieder drei Minuten Zeit.

(Namentliche Abstimmung von 20.22 bis 20.25 Uhr)

Ich schließe die Abstimmung.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)
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Nun folgt die namentliche Abstimmung über den Änderungsantrag auf Drucksache 

17/20149 betreffend "Verlässliche Finanzierung der reformierten Schuldner- und Insol-

venzberatung". Die Urnen sind wieder bereitgestellt. Wiederum drei Minuten!

(Namentliche Abstimmung von 20.26 bis 20.29 Uhr)

Auch diese drei Minuten sind um. Ich schließe die Abstimmung und bitte, die Plätze 

wieder einzunehmen.

Über den Änderungsantrag auf Drucksache 17/20153 betreffend "Sonderinvestitions-

programm Barrierefreiheit" wird ebenfalls namentlich abgestimmt. Die Urnen stehen 

wieder bereit; mit der Stimmabgabe kann begonnen werden.

(Namentliche Abstimmung von 20.29 bis 20.32 Uhr)

Die Abstimmung ist geschlossen.

Es folgt die namentliche Abstimmung über den Änderungsantrag auf Drucksa-

che 17/20155 betreffend "Familie und Beruf gut miteinander vereinbaren, bedarfsge-

rechte Öffnungszeiten in Kindertageseinrichtungen fördern". Die Urnen sind bereitge-

stellt. Mit der Stimmabgabe kann begonnen werden.

(Namentliche Abstimmung von 20.33 bis 20.36 Uhr)

Ich schließe die Abstimmung.

Als Nächstes folgt die namentliche Abstimmung über den Änderungsantrag auf Druck-

sache 17/20211 betreffend "Versteckte Verschuldung reduzieren: Härtefonds zur Sa-

nierung kommunaler Bäder". Die Urnen stehen wieder bereit. Die Stimmabgabe ist er-

öffnet.

(Namentliche Abstimmung von 20.37 bis 20.40 Uhr)

Die Stimmabgabe ist geschlossen.
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Weiter geht es mit der namentlichen Abstimmung über den Änderungsantrag auf 

Drucksache 17/20178 betreffend "Finanzierung stationärer Hospizeinrichtungen". Die 

Urnen stehen bereit. Sie haben wiederum drei Minuten. – Sie dürfen beginnen.

(Namentliche Abstimmung von 20.40 bis 20.43 Uhr)

Ich schließe die Abstimmung.

Wir haben es fast geschafft. Jetzt kommt die vorletzte namentliche Abstimmung. Es 

folgt die Abstimmung über den Änderungsantrag auf Drucksache 17/20180 betreffend 

"Anschubfinanzierung für Kurzzeitpflege". Die Urnen stehen wieder bereit. Mit der 

Stimmabgabe kann begonnen werden.

(Namentliche Abstimmung von 20.44 bis 20.47 Uhr)

Ich schließe die Abstimmung.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Als letzte folgt nun die namentliche Abstimmung über den Änderungsantrag der Frak-

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 17/20024 betreffend "Funktionsfähi-

ge staatliche Sozialverwaltung erhalten – Zusätzliche Stellen beim Zentrum Bayern 

Familie und Soziales schaffen". Die Urnen sind bereitgestellt. Mit der Stimmabgabe 

kann begonnen werden.

(Namentliche Abstimmung von 20.48 bis 20.51 Uhr)

Die Stimmabgabe ist geschlossen. Ich unterbreche die Sitzung, bis die Abstimmungs-

ergebnisse vorliegen.

(Unterbrechung von 20.51 bis 20.52 Uhr – Die Präsidentin nimmt die Abstim-

mungsergebnisse entgegen)
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– Danke. Ich weiß nicht, wie Sie es machen; es wird immer schneller. – Ich kann die 

Sitzung schon wieder aufnehmen. Alle Ergebnisse liegen vor. Ich gebe Ihnen jetzt die 

Ergebnisse der namentlichen Abstimmungen bekannt.

Änderungsantrag der Abgeordneten Güller, Rauscher, Waldmann und anderer (SPD) 

betreffend "Verlässliche Finanzierung der reformierten Schuldner- und Insolvenzbera-

tung", Drucksache 17/20149: Mit Ja haben 47 gestimmt, mit Nein haben 81 gestimmt, 

Stimmenthaltungen: 11. Der Antrag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Änderungsantrag der Abgeordneten Güller, Rauscher, Knoblauch und anderer (SPD) 

betreffend "Sonderinvestitionsprogramm Barrierefreiheit", Drucksache 17/20153: Mit 

Ja haben 42 gestimmt, mit Nein haben 81 gestimmt, Stimmenthaltungen: 15. Der Än-

derungsantrag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Änderungsantrag der Abgeordneten Güller, Rauscher, Knoblauch und anderer (SPD) 

betreffend "Familie und Beruf gut miteinander vereinbaren, bedarfsgerechte Öffnungs-

zeiten in Kindertageseinrichtungen fördern", Drucksache 17/20155: Mit Ja haben 44 

gestimmt, mit Nein haben 81 gestimmt, Stimmenthaltungen: 13. Der Änderungsantrag 

ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)

Änderungsantrag der Abgeordneten Güller, Dr. Wengert, Knoblauch und anderer 

(SPD) betreffend "Versteckte Verschuldung reduzieren: Härtefonds zur Sanierung 

kommunaler Bäder", Drucksache 17/20211: Mit Ja haben 44 gestimmt, mit Nein haben 

82 gestimmt, Stimmenthaltungen: 14. Der Änderungsantrag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 7)
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Änderungsantrag der Abgeordneten Güller, Prof. Dr. Gantzer, Dr. Wengert und ande-

rer (SPD) betreffend "181,74 neue Planstellen für Tarifbeschäftigte der Landespolizei", 

Drucksache 17/20082: Mit Ja haben 59 gestimmt, mit Nein haben 83 gestimmt, 

Stimmenthaltungen: keine. Der Änderungsantrag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 8)

Änderungsantrag der Abgeordneten Güller, Dr. Wengert, Strobl und anderer (SPD) be-

treffend "Wohnungsbaupolitische Offensive vorantreiben", Drucksache 17/20093: Mit 

Ja haben 33 gestimmt, mit Nein haben 82 gestimmt, Stimmenthaltungen: 25. Der Än-

derungsantrag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 9)

Änderungsantrag der Abgeordneten Güller, Schindler, Schuster und anderer (SPD) 

betreffend "Zusätzliche neue Stellen für die Gerichte und Staatsanwaltschaften", 

Drucksache 17/20104: Mit Ja haben 45 gestimmt, mit Nein haben 81 gestimmt, 

Stimmenthaltungen: 14. Der Änderungsantrag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 10)

Änderungsantrag der Abgeordneten Güller, Karl, Knoblauch und anderer (SPD) betref-

fend "Initiative Mobilfunk", Drucksache 17/20129: Mit Ja haben 45 gestimmt, mit Nein 

haben 82 gestimmt, Stimmenthaltungen: 14. Der Änderungsantrag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 11)

Änderungsantrag der Abgeordneten Güller, Waldmann, Dr. Kränzlein und anderer 

(SPD) betreffend "Finanzierung stationärer Hospizeinrichtungen", Drucksa-

che 17/20178: Mit Ja haben 58 gestimmt, mit Nein haben 82 gestimmt, Stimmenthal-

tungen: keine. Der Änderungsantrag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 12)
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Änderungsantrag der Abgeordneten Güller, Waldmann, Dr. Kränzlein und anderer 

(SPD) betreffend "Anschubfinanzierung für Kurzzeitpflege", Drucksache 17/20180: Mit 

Ja haben 47 gestimmt, mit Nein haben 81 gestimmt, Stimmenthaltungen: 11. Der Än-

derungsantrag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 13)

Änderungsantrag der Abgeordneten Schulze, Hartmann, Celina und anderer und 

Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend "Funktionsfähige staatliche Sozial-

verwaltung erhalten – Zusätzliche Stellen beim Zentrum Bayern Familie und Soziales 

schaffen", Drucksache 17/20024: Mit Ja haben 58 gestimmt, mit Nein haben 82 ge-

stimmt, Stimmenthaltungen: keine. Der Änderungsantrag ist abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 14)

Das waren die Ergebnisse der namentlichen Abstimmungen.

Nun folgen die Abstimmungen über den Nachtragshaushaltsplan und das Nachtrags-

haushaltsgesetz.

Den Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 empfiehlt der federführende 

Ausschuss zur Annahme mit der Maßgabe von Änderungen. Ich verweise insoweit auf 

die Drucksache 17/20774. Wer dem Nachtragshaushaltsplan 2018 unter Berücksichti-

gung der vom federführenden Ausschuss vorgeschlagenen Änderungen zustimmen 

möchte, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-Fraktion. Die Ge-

genstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das sind die SPD, die FREIEN WÄHLER, BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN sowie die Kollegen Muthmann (fraktionslos) und Felbinger (frak-

tionslos). Stimmenthaltungen? – Keine. Der Nachtragshaushaltsplan 2018 ist damit in 

der Fassung des federführenden Ausschusses angenommen.

Die sich auf den Nachtragshaushaltsplan beziehenden, vom federführenden Aus-

schuss zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungsanträge, über die wir nicht einzeln 
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abgestimmt haben, sind gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung als erledigt zu 

betrachten. Insoweit verweise ich auf den Teil I der Ihnen vorliegenden Mitteilung.

(Siehe Anlage 15)

Zum Nachtragshaushaltsplan 2018 soll außerdem noch folgender Beschluss gefasst 

werden:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat wird er-

mächtigt, die aufgrund der in den parlamentarischen Beratungen vorgenomme-

nen Änderungen erforderlichen Berichtigungen insbesondere in den Erläuterun-

gen, der Übersicht über die Verpflichtungsermächtigungen und den sonstigen 

Anlagen beim endgültigen Ausdruck des Nachtragshaushaltsplans 2018 vorzu-

nehmen und den Ansatz bei Kapitel 13 03 Titel 546 49 (Vermischte Ausgaben 

und zum Ausgleich der Schlusssumme des Haushaltsplans) entsprechend dem 

Ergebnis der parlamentarischen Beratungen anzupassen.

Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die CSU-

Fraktion, die SPD-Fraktion, die FREIEN WÄHLER, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 

die Kollegen Felbinger (fraktionslos) und Muthmann (fraktionslos). Gegenstimmen? – 

Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Dann ist es so beschlossen.

Mit der Annahme des Nachtragshaushaltsplans 2018 in der Fassung des federführen-

den Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen haben die in Teil II der aufge-

legten Liste enthaltenen Änderungsanträge ihre Erledigung gefunden. Das Hohe Haus 

nimmt davon zustimmend Kenntnis.

(Siehe Anlage 15)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über das Nachtragshaushaltsgesetz 2018 selbst. 

Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf auf Drucksache 17/18700, die Änderungs-

anträge auf den Drucksachen 17/20434 mit 17/20444 sowie die Beschlussempfehlung 
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mit Bericht des endberatenden Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlaments-

fragen auf Drucksache 17/20842 zugrunde.

Vorweg ist über die vom federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-

gen zur Ablehnung empfohlenen Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/20434 

mit 17/20441 abzustimmen. Besteht damit Einverständnis, dass über die Änderungs-

anträge unter Zugrundelegung des Votums des federführenden Ausschusses insge-

samt abgestimmt werden kann? – Das ist der Fall.

Unterschiedliche Voten innerhalb der Ausschüsse liegen nicht vor.Dann lasse ich so 

abstimmen. Wer hinsichtlich der Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/20434 

mit 17/20441 mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion im jeweils federführenden Ausschuss für Staatshaus-

halt und Finanzfragen einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 

sind die CSU-Fraktion, SPD, FREIE WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Ge-

genstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Nun die Frage an die frakti-

onslosen Abgeordneten, ob und welchem Fraktionsvotum diese sich anschließen wol-

len: Herr Felbinger (fraktionslos)? – Enthaltung. Herr Muthmann (fraktionslos)? – 

Ebenfalls Enthaltung. Dann übernimmt der Landtag diese Voten. Die Änderungsanträ-

ge sind abgelehnt.

Zum Gesetzentwurf selbst empfiehlt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt 

und Finanzfragen Zustimmung mit der Maßgabe von Änderungen. Diesen stimmt der 

endberatende Ausschuss für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen mit weiteren 

Änderungen ebenfalls zu. Ich verweise insoweit auf die Drucksache 17/20842. Wer 

dem Gesetzentwurf mit den empfohlenen Änderungen zustimmen will, den bitte ich 

um das Handzeichen. – Das ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen! – SPD-Fraktion, 

FREIE WÄHLER, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Kollegen Felbinger (fraktions-

los) und Muthmann (fraktionslos). Dann ist das so beschlossen.
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Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, dies in einfacher 

Form zu tun – und sehe keinen Widerspruch. Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung 

des endberatenden Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen seine 

Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-

Fraktion. Gegenstimmen, bitte! – SPD-Fraktion, FREIE WÄHLER, BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN und die Kollegen Felbinger (fraktionslos) und Muthmann (fraktionslos). 

Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist der Gesetzentwurf in der Fassung des endbe-

ratenden Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen angenommen. 

Das Gesetz hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des Haushaltsgesetzes 2017/2018 

(Nachtragshaushaltsgesetz 2018)".

Mit der Annahme des Gesetzentwurfes in der soeben beschlossenen Fassung haben 

die Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-Fraktion auf den Drucksa-

chen 17/20442 bis 17/20444 ihre Erledigung gefunden. Das Hohe Haus nimmt davon 

Kenntnis. 

Die Beratung des Nachtragshaushalts 2018 ist damit abgeschlossen. Vielen Dank für 

die Geduld und für die sportliche Aktivität. Ich denke, das hat alle noch mal für die letz-

ten Tagesordnungspunkte frisch gemacht, die jetzt noch folgen werden.

Ich gebe Ihnen bekannt: Die Beratung des TOPs 9 und der TOPs 12 und 13 – 12 und 

13 würden gemeinsam aufgerufen werden – erfolgt ohne Aussprache. Sie können sich 

somit alle schon darauf einstellen. Die Tagesordnungspunkte 10 und 11 werden auf 

eine der nächsten Sitzungen verschoben.
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